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Credible news mounted on paper

Joschka Fischer und FDP-Politiker Alex-
ander Graf Lambsdorff drängen unver-
hohlen auf einen Konflikt mit Russland 
und China. Und die Grünen, die einst 
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Austritt forderte, fordert jetzt lauter 
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Der ehemalige Präsident Tansanias und 
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fuli wurde als „Corona-Leugner“ diskre-
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EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser,

Der militärisch organisierte Westen, also 
die USA, die Staaten des ehemaligen bri-
tischen Empire sowie das von den USA 
dominierte Militärbündnis NATO, ar-
beiten seit Jahren systematisch an einer 
Konfrontation mit Russland. Eine Kette 
von dubiosen und ungeklärten Ereignis-
sen, vom Massaker auf dem Maidan über 
den Abschuss von MH 17, den angebli-
chen Hackerangriffen der Russen gegen 
die USA, die Manipulation der dortigen 
Präsidentschaftswahlen bis zur angeb-
lichen Vergiftung der Skripals und des 
rechtslastigen Bloggers Andrej Nawal-
ny durch Russland wird genutzt, um die 
angebliche Ruchlosigkeit Russlands un-
ter Präsident Wladimir Putin zu belegen. 
Jeder Fall ist mit massiven Fragezeichen 
versehen oder bereits widerlegt, so wie 
„Russiagate“, die Kollaboration von Do-
nald Trump mit Putin zum Schaden der 
USA, die es nie gegeben hat, oder „Pu-
tins Palast“, der ihm gar nicht gehört, 
der aber eine äußerst populäre You-Tu-
be Fake News Story war.

Jeder Fall ist von der Beweislage her 
ein Kartenhaus, alle gemeinsam erzeu-
gen den Eindruck, dass irgendetwas dran 
ist an den westlichen Vorwürfen. Mitt-
lerweile ist die Dämonisierung des russi-
schen Präsidenten soweit fortgeschritten, 
dass der neue US Präsident Joe Biden 
ihn einen Killer nennt, der keine Seele 
habe. Das sind bisher einzigartige ver-
bale Entgleisungen, die die Frage auf-
werfen, welche Wirkung sie erzielen 
sollen. Wann immer in der Politik mo-
ralisch geladene Ereignisse wie aus ei-
nem Hollywood-Drehbuch medial ge-
nutzt werden, um strategische Ziele zu 
erreichen, ist äußerste Vorsicht geboten. 
Mit solchen Operationen der psycholo-
gischen Kriegsführung arbeiten insbe-
sondere „demokratische“ Regierungen, 
die durch Wahlen und Öffentlichkeit le-
gitimiert sein müssen, wenn sie die Be-
völkerung ihrer Länder auf Kriegskurs 
bringen wollen. Solche Ereignisse er-
möglichen ihnen, den Eindruck zu er-

wecken, nur auf die medial vermittelten 
Willensbekundungen einer Medienöf-
fentlichkeit zu reagieren, die mit steigen-
der Vehemenz genau das von ihr fordert, 
was die Regierung politisch durchset-
zen will.

Zur Erinnerung: Es war die ehemalige 
Sowjetunion, die unter ihrem Generalse-
kretär und späteren Präsidenten Michail 
Gorbatschow nicht mehr als Feind zur 
Verfügung stand, sondern mit immer 
neuen Vorschlägen Abrüstungsabkom-
men und schließlich das Ende des Kalten 
Krieges ermöglichte. Gorbatschow und 
seine Frau Raissa wollten die Sowjetuni-
on wie in der Zeit nach 1917 zu  Sehn-
suchtsort für Menschen guten Willens 
aufbauen, die trotz der Herrschaft Sta-
lins und der bleiernen Jahre Breschnews 
an einem Sozialismus mit menschlichem 
Antlitz mitwirken wollten. Aber ein we-
sentlicher Teil der Politikelite des Wes-
tens sah in Gorbatschow vor allem die 
Möglichkeit, den Kalten Krieg trium-
phal zu gewinnen, den sowjetischen Bä-
ren zu töten, ihn auszuweiden und sein 
Fell als Trophäe an die Wand zu hängen. 
Die Utopie dieser Akteure war es, die 
Ressourcen des größten Flächenstaates 
der Welt unter die Herrschaft von inter-
nationalen US-Konzernen ausbeuten zu 
können. Fast wäre diese Vision des ka-
pitalistischen Endsieges unter dem Al-
koholiker Boris Jelzin Wirklichkeit ge-
worden, hätte der nicht am Ende seiner 
Amtszeit Wladimir Putin ins Amt ver-
holfen. Aus der Sicht der Mehrheit der 
Russen hat Putin den Ausverkauf Russ-
lands gestoppt und dem Land zu neuer 
Größe verholfen. Sie werden nach den 
erlittenen Demütigungen den Beteue-
rungen des „Freien Westens“ nicht mehr 
glauben, dass es in dessen Außenpolitik 
um die Durchsetzung von Menschen-
rechten und Demokratie ginge, um das 
in der US Verfassung garantierte „Stre-
ben nach Glück“ für alle Menschen.

Das Ergebnis dieser Fehlentwicklung 
ist eine Erosion der Glaubwürdigkeit 

des Westens, die nur durch eine radi-
kale Umkehr repariert werden könn-
te. Aber die ist nicht in Sicht. Eher ist 
ein Jugoslawienkrieg 2.0 in der Ukrai-
ne wahrscheinlich, der als Regionalkon-
flikt geplant ist, aber zum Flächenbrand 
werden kann. Vielleicht sollten wir et-
was gegen diese „Zukunftvision“ unter-
nehmen, statt zuzuschauen?

Ihr Dirk Pohlmann, Chefredakteur

Glaubwürdigkeitsruinen

free21abo.de
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Dass diese Forderung von Personen kommt, 
die 2013/2014 tief in den Staatsstreich in 
der Ukaine verwickelt waren, zeugt von ei-
nem beharrlichen Willen, einen Krieg zu 
provozieren, dessen Folgen in Europa und 
vielleicht der ganzen Welt niemand abse-
hen kann. Wenn Biden und Merkel sich an 
den vom Westen mit präziser Kaltblütig-
keit geplanten und unter Zuhilfenahme von 
neofaschistischen Kräften wie der Swobo-
da-Partei und dem Asow-Regiment durch-
geführten Putsch auch nicht mehr erinnern 
wollen, dann müssen es andere tun.

Am 13. Dezember 2013 ließ die damali-
ge US-Beauftragte für europäische und asi-
atische Angelegenheiten, Victoria Nuland, 
im „National Press Club“ die Welt wissen, 
dass die USA 5 Milliarden Dollar in den 
Aufbau „demokratischer Institutionen“ in 
der Ukraine investiert haben. [2]

3,5 Millionen Dollar davon hatte das 
„National Endowment for Democracy“ 
(NED) in über 60 Zahlungen an knapp 60 
verschiedene Einrichtungen in die Ukraine 
geleitet [3]. Diese unter dem Motto „Sup-
porting Freedom around the World“ ste-
hende Organisation, die also der Welt die 
Freiheit bringen will, hat natürlich den 
Auftrag, massiv politisch Einfluss zu neh-
men. Das NED war 1983 von US-Präsident 
Reagan mit dem Ziel gegründet worden, 
um die CIA von rufschädigenden Aufga-
ben zu entlasten. Der an der Ausarbeitung 
der Gesetzgebung zur Gründung des NED 
beteiligte US-Historiker Allen Weinstein 
erklärte 1991: „Vieles von dem, was wir 
heute tun, wurde vor 25 Jahren im Ge-
heimen von der CIA getan“ [4]. Und Carl 
Gershman, während der ersten Amtszeit 
der Reagan-Administration Botschafter 

Am 15. April 2021 forderte der ukrainische Botschafter in Deutschland, Andrij Melnyk, vor dem Hintergrund 
russischer Manöver an der Grenze zur Ukraine nicht nur Solidaritätsbekundungen, sondern modernste 
Waffensysteme zur Verteidigung. Zugleich bekräftigte er die Forderung nach einer Nato-Mitgliedschaft 
seines Landes. Wenige Stunden zuvor hatten US-Präsident Biden und Bundeskanzlerin Merkel in einem 
Telefonat über die Lage im Osten der Ukraine gesprochen. Nach Angaben von Regierungssprecher Seibert 
waren sich beide darüber einig, dass Moskau zu einer Deeskalation der Situation beitragen müsse. [1]

Gefährliches Zündeln
am Pulverfass Ukraine

Autor: Wolfgang Effenberger
Nach dem Aus scheiden 
aus der Bundeswehr stu-
dierte er Politikwissen-
schaft und Höheres Lehr- 
 amt. Er ist Autor mehre-
rer Sachbücher über Mi-
litär- und Politikstrategie 
und lebt bei München.

Brennende Barrikaden auf dem Majdan am 
19. Februar 2014 (Foto: Mstyslav Chernov, 
Wikipedia, CC BY-SA 3.0)

Dieser Text wurde zuerst am 21.04.2021 auf www.
kenfm.de unter der URL <https://kenfm.de/gefaehrli-
ches-zuendeln-am-pulverfass-ukraine/> veröffentlicht. 
Lizenz: © Wolfgang Effenberger, KenFM
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der Vereinigten Staaten beim Menschen-
rechtsrat der UN und ab 1984 Präsident 
des „National Endowment for Democra-
cy“, sagte 1986: „

Es wäre schrecklich für demokra-
tische Gruppen auf der ganzen Welt, als 
von der C.I.A. subventioniert angesehen 
zu werden. Wir haben das in den 60er 
Jahren gesehen, und deshalb wurde die-
se Unterstützung eingestellt. Wir waren 
nicht in der Lage, dies zu tun, und des-
halb wurde die Stiftung gegründet“. [5]  

National Endowment, 1986

Ständige NATO-Aggression vor  
der Haustür Russlands seit 2014

Im Moment läuft das NATO-Manöver 
DEFENDER 21 an. Über 30.000 Solda-
ten aus 26 Nationen proben von 12 Län-
dern aus den Anmarsch gen Osten – eine 
erneute Provokation Russlands! Schwer-
punkte dabei sind Estland, Rumänien und 
Bulgarien. Die Manöver werden im Juni 
mit einer Strategie-Übung für die Haupt-
quartiere abgerundet. Deutschland ist da-
bei die Drehscheibe für alle Truppentrans-
porte durch den Kontinent. Darauf hatte 
Generalsinspekteur Eberhard Zorn Ende 
September 2020 in der FAZ hingewiesen: 
„Wir beteiligen uns wesentlich am zentra-
len Abschreckungsinstrument, der Nato-
Speerspitze, die wir 2023 wieder anführen. 
Unsere Heeresbrigaden führen multinatio-
nale Verbände zur Unterstützung Litauens. 
Und unsere Marine ist in allen Nato-Ein-
satzverbänden in Mittelmeer, Nord- und 
Ostsee aktiv. […] Durch unsere Lage mit-
ten im europäischen NATO-Gebiet sind 
wir Drehscheibe alliierter Truppenbewe-
gungen und rückwärtiger Operationsraum, 
damit aber auch potentielles Angriffsziel. 
Wir befinden uns nach wie vor in Reich-
weite konventioneller und nuklearer Waf-
fen [6].“ Ein Mann, der einmal geschworen 
hat, das Recht und die Freiheit des deut-
schen Volkes tapfer zu verteidigen, erklärt 
dieses Land ungerührt zum Spielfeld eines 
Dritten Weltkriegs.

Bei DEFENDER 21 sollen die Mili-
tärs mit einer Vielzahl von Verlegerou-
ten aus den USA quer durch Europa bis 
zur russischen Grenze vertraut gemacht 

werden. Dazu gehören in einem simulier-
ten „Schlachtfeld-Netzwerk“ von der Ost-
see bis zum Schwarzen Meer zahlreiche 
Kriegsübungen. In seiner Planung griff das 
Militärbündnis auf Übungsformate zurück, 
die es in der Region schon seit Jahren re-
gelmäßig umsetzt. [7]

Ein bewährtes Kriegsquartett

Präsident Joe Biden, Außenminister An-
tony Blinken – 2013 war er Nationaler 
Sicherheitsberater von Vizepräsident Joe 
Biden  – und Victoria Nuland sind heute 
dabei, den Krieg in der Ukraine wieder 
aufzunehmen, den alle drei 2013/14 aus-
gelöst hatten. Geoffrey R. Pyatt, der vier-
te im Bunde – damals Botschafter in der 
Ukraine – ist heute Botschafter in Grie-
chenland, das im Nordosten an Bulgari-
en grenzt. Nun schüren sie in der Ukraine 
die Kriegsfeuer, dirigieren Kriegsschiffe 
ins Schwarze Meer und halten Atombom-
ber startklar. [8]

Die ukrainische Bevölkerung wird seit 
Anfang März 2021 zielgerichtet auf einen 
Konflikt mit Russland eingestimmt. Am 
14. März 2021 titelte die FAZ: „Klitschko 
trainiert bei Schießübung Panzerabwehr“. 
Der ehemalige Boxweltmeister Klitschko, 
Bürgermeister von Kiew und 2014 Mer-
kels Aspirant für das ukrainische Präsi-
dentenamt, war mit seinen Mitarbeitern 

und den Stadtbezirksbürgermeistern ins 
Manöver gezogen, um sich öffentlich-
keitswirksam in einem Erdloch von ei-
nem heranrollenden Panzer überrollen 
zu lassen, anschließend Handgranaten zu 
werfen und mit dem Maschinengewehr 
zu feuern. Eindrucksvoll waren auch 
die Bilder, die Klitschko an der sowjeti-
schen Flugabwehrkanone SU-23 zeigen. 
„Ich bin überzeugt“, so der Bürgermeis-
ter, „dass wir gut vorbereitet sein müs-
sen, um bei Bedarf unsere Stadt und ihre 
Einwohner und unseren Staat zu vertei-
digen“. [9] 

Zehn Tage später trat die Verordnung 
des Präsidenten der Ukraine N2117/2021 
„über die Entscheidung des Nationalen 
Sicherheits- und Verteidigungsrates der 
Ukraine vom 11. März 2021 zur Strate-
gie der Entbesetzung und Wiedereinglie-
derung des vorübergehend besetzten Ge-
biets der Autonomen Republik Krim und 
der Stadt Sewastopol“ in Kraft.

„In Übereinstimmung mit Artikel 107 
der Verfassung der Ukraine beschließe 
ich (Präsident Wolodymyr Selensky):
1.  Umsetzung des Beschlusses des Nati-

onalen Sicherheits- und Verteidigungs-
rates der Ukraine vom 11. März 2021 
„Über die Strategie der Entbesetzung 
und Wiedereingliederung des vorüber-
gehend besetzten Gebiets der Autono-
men Republik Krim und der Stadt Se-
wastopol“ (im Anhang).

Geplante Nato-Übungen von März bis Juni 2021. [7] (Tabelle: Nato)
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2.  Genehmigung der Strategie der Entbe-
setzung und Wiedereingliederung des 
vorübergehend besetzten Gebiets der 
Autonomen Republik Krim und der 
Stadt Sewastopol (im Anhang).

3.  Die Kontrolle über die Umsetzung des 
durch dieses Dekret erlassenen Beschlus-
ses des Nationalen Sicherheits- und Ver-
teidigungsrates der Ukraine liegt beim 
Sekretär des Nationalen Sicherheits- und 
Verteidigungsrates der Ukraine.“ [10]

Dieses Dekret kommt einer ukrainischen 
Kriegserklärung an Russland sehr nahe. 
Am 6./7. April 2021 trafen sich der ukra-
inische Präsident und sein Generalstabs-
chef Chomtschak mit dem Vorsitzenden 
des NATO-Militärkomitees, dem Briten 
Stuart Perch, Chef der Royal Air Force, 
der anschließend erklärte: „Die NATO-
Mitglieder sind vereint, um die illegale 
Annexion der Krim durch Russland und 
seine aggressiven Aktionen in der Ostu-
kraine zu verurteilen“ [11].

Kritik- und gedankenlos operiert ein 
hoher Offizier der NATO mit der Version 
„gewaltsame Annexion“ der Krim. Wenn 
es so gewesen wäre, müsste der Westen 
in der Tat Zwangsmaßnahmen ergreifen 
– ähnlich dem Vorgehen bei der gewalt-
samen Annexion Kuwaits durch den Irak. 

Doch die Verhältnisse auf der Krim sind 
anders. Hier hat am 16. März 2014 die auf 
der Krim lebende Bevölkerung mit über-
wältigender Mehrheit in einem Referen-
dum beschlossen, sich von der Ukraine zu 
lösen und nach Russland zurückzukehren 
(innerhalb der Sowjetunion war die Krim 
1954 der Ukraine zugeordnet worden). 
Laut einer Umfrage des 2015 vom Deut-
schen Bundestag eingerichteten Zentrums 
für Osteuropa- und internationale Studi-
en (ZOIS) betrachten sich 80 Prozent der 
Krimbewohner als russische und nur 3 
Prozent als ukrainische Bürger. 13,3 Pro-
zent sehen sich nur als Bürger der Krim, 
darunter viele Tataren, von denen sich rund 
die Hälfte auch als Russen bezeichnen. Pri-
vat sprechen mehr als 80 Prozent nur Rus-
sisch, 1 Prozent nur Ukrainisch und 2 Pro-
zent nur Tatarisch. [12]

In dem Referendum von 2014 sprachen 
die Bürger der Krim ihren Willen aus, dass 
Russisch weiterhin Amtssprache bleibt; 
zusätzlich wollten sie vermeiden, wie die 
Russen im Donbass von den Kiewer Neo-
nazi-Bataillonen angegriffen zu werden.

Als Oberbefehlshaber reiste nun am 8. 
April 2021 der Staatschef in Kampfmon-
tur an die Frontlinie im Osten zur Moti-
vation der regierungstreuen ukrainischen 
Soldaten [13]. Von seinem Wahlkampf-
Versprechen, in erster Linie für Frieden 
im Donbass zu sorgen, ist anscheinend 
nichts übriggeblieben. Im Gegenteil, er 
strebt nun die „Befreiung“ der Krim an. 
Will Präsident Selensky den gleichen 
Fehler machen wie 2008 der georgi-
sche Staatspräsident Saakaschwili? Die 
Vermutung liegt nahe, denn Selensky, 
der TV-Comedian ohne jede politische 
Erfahrung, hat Anfang Mai 2020 Saa-
kaschwili zum Berater der ukrainischen 
Regierung gemacht [14]. Wer zog hier die 
Fäden? Trump oder die seit den 90er Jah-
ren kriegsaffine Finanzelite?

Können die jüngsten Vorgänge in Russ-
lands Nachbarschaft ohne Zustimmung 
der Finanziers des „Failed State“ Ukrai-
ne erfolgt sein? Diejenigen, die Bidens über 
40jährige politische Laufbahn samt sei-
nem Engagement für weltweite Kriegsein-
sätze verfolgt haben, fürchten, dass nach 
Trumps Regierungszeit die US-Aggressi-
onen im Rahmen der Regime-Change-Po-
litik des „Friedensfürsten“ Obama wieder 
aufgenommen wurden. Kann es sein, dass 

das Dekret 117/2021 die Grundlage für die 
Reaktion Moskaus ist? Was, wenn aus dem 
Ukraine-Konflikt ein europäischer Kon-
flikt wird? In seinem Gefolge könnte Eu-
ropa zerstört werden und Weltwirtschaft 
und -finanzmärkte in ungeahnte Turbu-
lenzen geraten. Bei der derzeitigen globa-
len Verschuldung könnte ein Krieg eine 
willkommene Ausrede für den Zusammen-
bruch abgeben. Was geht in den Köpfen der 
westlichen Geo-Strategen vor?

Es scheint jedenfalls alles so gewollt zu 
sein. Selensky befindet sich mit seinem De-
kret im Einklang mit der am 4. Dezember 
2014 im US-Kongress verabschiedeten Re-
solution H. Res. 758, die „das Vorgehen der 
russischen Föderation unter Präsident Wla-
dimir Putin als eine Politik der Aggression 
gegen Nachbarstaaten mit dem Ziel der po-
litischen und wirtschaftlichen Dominanz 
scharf verurteilt.“ [15]

Dieser Vorbemerkung folgt ein umfang-
reiches Sündenregister Russlands. Gebets-
mühlenartig wird die Russische Föderati-
on u.a. beschuldigt,
•  in die Ukraine einmarschiert zu sein und 

deren Souveränität verletzt zu haben,
•  Computerattacken in den USA durchzu-

führen,
• 2008 in Georgien einmarschiert zu sein,
• an Syrien Waffen verkauft zu haben etc.
Am Ende der langen Reihe meist unbewie-
sener oder zumindest fraglicher Vorwür-
fe folgen 22 Forderungen, die den Kon-
gress und den Präsidenten zu Handlungen 
zwingen sollen. So soll der Präsident un-
ter anderem
•  auf die US-Verbündeten und Partner in 

Europa und die anderen Staaten der Welt 
hinwirken, gezielte Sanktionen gegen die 
Russische Föderation und ihre Führung 
zu verhängen, sowie den Abzug der russi-
schen Truppen samt ihrer Ausrüstung von 
ukrainischem Territorium durchzusetzen,

•  in Abstimmung mit dem Kongress den 
Zustand und die Einsatzbereitschaft der 
US-Streitkräfte und der Streitkräfte der 
anderen NATO-Staaten zu überprüfen 
sowie die aus der Beistandsklausel (Art. 
5) erwachsene Verpflichtung zur kollek-
tiven Verteidigung ernst zu nehmen und 
dafür Sorge zu tragen, dass eventuelle 
Mängel abgestellt werden.
Noch am Tag der Verabschiedung der 

Resolution bezeichnete sie das Kongress-
Urgestein Ron Paul auf seiner Homepage 

Quellen:
[1] Deutschlandfunk „Botschafter Melnyk: Reale 
Kriegsvorbereitungen Russlands”, am 15.4.2021: 
<https://www.deutschlandfunk.de/ukraine-bot-
schafter-melnyk-reale-kriegsvorbereitungen.2932.
de.html?drn:news_id=1248634>
[2] Vortaire Network, Victoria Nuland „Remarks 
by Victoria Nuland at the U.S.-Ukraine Foundation 
Conference“, am 13.12.2013: <https://www.
voltairenet.org/article182080.html>
[3] NED National Endowment for Democracy 
„Ukraine 2020”, am 22.02.2021: <https://www.
ned.org/region/central-and-eastern-europe/
ukraine-2020/> <https://www.ned.org/region/
central-and-eastern-europe/ukraine-2018/>
[4] The Washington Post, David Ignatius „Inno-
cence abroad: The new world of spyless coups”, 
am 22.9.1991: https://www.washingtonpost.com/
archive/opinions/1991/09/22/innocence-abroad-
the-new-world-of-spyless-coups/92bb989a-
de6e-4bb8-99b9-462c76b59a16/
[5] The New York Times, David K. Shipler 
„MISSIONARIES FOR DEMOCRACY: U.S. AID FOR 
GLOBAL PLURALISM”, am 1.6.1986: <https://www.
nytimes.com/1986/06/01/world/missionaries-for-
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[6] Frankfurter Allgemeine Zeitung, Eberhard Zorn 
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wehr”, am 1.10.2020: <https://www.faz.net/aktuell/
politik/inland/generalinspekteur-zorn-fuer-
praesente-bundeswehr-im-alltag-16977307.html>
[7] NATO Shape (Supreme Headquarters Allied 
Powers Europe) „Allied National Exercises”, am 
6.4.2021: <https://shape.nato.int/exercises/allied-
national-exercises>
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in dem Artikel „Reckless Congress ‚De-
clares War’ on Russia“ als „eines der übels-
ten Gesetze.“ [16]

Und der kanadische Ökonom Michel 
Chossudovsky sorgte sich um die weltwei-
te Sicherheit. Für ihn hatte das Abgeordne-
tenhaus dem amerikanischen Präsidenten 
und Oberkommandierenden der Streitkräf-
te praktisch „grünes Licht“ gegeben, ohne 
weitere Zustimmung des Kongresses, in 
einen Prozess der militärischen Konfron-
tation mit Russland einzutreten [17]. „Die-
se historische Abstimmung“, so Chossu-
dovsky, „die möglicherweise das Leben von 
hunderten Millionen Menschen weltweit 
beeinflusst, wurde in den Medien prak-
tisch völlig ausgeblendet [18].“ Bis heute 
weiß die Öffentlichkeit kaum etwas davon! 
Der ehemalige stellvertretende Finanzmi-
nister der Regierung Reagan und Heraus-
geber des Wall Street Journal, Paul Craig 
Roberts, sah damals in der Resolution ge-
gen Russland ein Paket von Lügen [19], und 
er fragt heute: Werden wir in einem Krieg 
zerstört werden, bevor wir unsere Freiheit 
an die inszenierte „Covid-Pandemie“ des 
Establishments verlieren?

„Ich hätte nie gedacht“, so Paul Craig 
Roberts weiter, „dass sich eine Regierung 
als so dumm erweisen würde wie die bri-
tische Regierung, die 1939 Polen eine Mi-
litärgarantie gab, was die polnische Mi-
litärdiktatur veranlasste, die Gespräche 
mit Deutschland über die Rückgabe der 
durch den Versailler Vertrag gestohlenen 
deutschen Gebiete und Menschen abzubre-
chen.“ Für Roberts steht fest: „Diese briti-
sche Garantie war die Ursache des Zwei-
ten Weltkriegs“ [20].

Sollten die US-Marionetten in der Uk-
raine der amerikanischen „Garantie“ ver-
trauen und danach handeln, wird nach 
Roberts die Ukraine aufhören, als unab-
hängiges Land zu existieren, und sollte sich 
Washington einmischen, werden die USA 
aufhören zu existieren.

Auf die Beleidigungen und Provokatio-
nen Washingtons – hier sei u.a. an Bidens 
indirekte Aussage erinnert, Putin sei ein 
seelenloser Killer – hat der Kreml dies-
mal mit eindrucksvollen Manövern an der 
Ostgrenze Russlands reagiert. Selbstbe-
wusst verkündete der russische Verteidi-
gungsminister am 13. April 2021, dass ge-
nügend russisches Militär aktiviert wurde, 
um mit der Ukraine, der NATO und den 

USA fertig zu werden. Für die Kriegsspie-
le von USA/Nato/Ukraine wurde übrigens 
kurzerhand die Straße von Kertsch (Asow-
sches Meer) für Kriegsschiffe bis Oktober 
2021 geschlossen [21].

Am 15. April 2021 gab Präsident Biden 
eine Pressekonferenz, in der er sich gegen-
über der russischen Regierung sehr konzili-
ant äußerte, die Verantwortung der beiden 
Mächte für die globale Stabilität betonte, 
die russischen Sanktionen als angemessen 
und zurückhaltend bezeichnete und seinen 
Vorschlag für ein Gipfeltreffen im kom-
menden Sommer erneuerte [22].

Dieser Vorgang scheint die Vermutung 
zu bestätigen, dass eine Eskalation der von 
den Washingtoner Kriegstreibern verur-
sachten Situation vermieden werden kann. 
Roberts zollt dafür der russischen Führung 
Respekt.Es sieht ganz danach aus, dass in 
Deutschland ab dem kommenden Herbst 
eine grün-rote Regierung die Geschicke 
des Landes bestimmt. Im Herbst 1998 war 
Rot-Grün der Wunschpartner von US-Prä-
sident Bill Clinton, da sich eine Regierung 
Kohl – so Willy Wimmer – dem Krieg ge-
gen Restjugoslawien verweigert hätte. Fi-
scher und den Grünen ist es zu verdan-
ken, dass aus großen Teilen der deutschen 
Friedensbewegung begeisterte Anhänger 
des USA/NATO-Menschenrechtsimperi-
alismus geworden sind. Der Krieg gegen 
Jugoslawien wird nach der damaligen US-
Außenministerin auch der Albright-War 
genannt. Danach gefragt, ob das durch die 
UN-Resolution 661 ausgelöste Sterben von 
500.000 Kindern im Irakkrieg den Preis 
„wert“ sei, antwortete sie: „Wir meinen, 
dass sie den Preis wert sind.“ [23]

Die zynische Antwort eines Washing-
toner Falken. Es gibt dort sicherlich auch 
Kräfte, für die Menschlichkeit nicht nur 
eine Worthülse ist und die sich gegen ei-
nen Krieg mit Russland stemmen. Vor al-
lem für die US-Army wäre ein Landkrieg 
gegen Russland desaströs. Die US-Navy 
dürfte dagegen ihren Hauptgegner in der 
Volksrepublik China sehen, während große 
Teile der ideologiegesteuerten „Neocons“, 
Teile der demokratischen Partei und Kräf-
te vor allem des spekulativ operierenden 
Kapitals, bereit sein dürften, eine strikt an-
tirussische und somit risikoreiche Politik 
zu treiben. Wie bei den beiden Weltkrie-
gen werden in ihren Augen ohnehin wie-
der andere das Risiko tragen.

Quellen:
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ning the actions of the Russian Federation, under 
President Vladimir Putin, which has carried out a 
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[16] Ron Paul Institute, Ron Paul „Reckless 
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<http://www.ronpaulinstitute.org/archives/
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Will We Be Destroyed in War Before We Lose Our 
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“Covid Pandemic”?“, am 14.4.2021: <https://www.
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orchestrated-covid-pandemic/>
[21] New York Post, Mark Moore „Putin closes 
off access to Black Sea after Biden’s about-face 
on Ukraine“, 15.4.2021: <https://nypost.
com/2021/04/15/putin-closes-off-access-to-black-
sea-after-biden-blinks/>
[22] The White House, President Joe Biden 
„Remarks by President Biden on Russia“, am 
15.4.2021: <https://www.whitehouse.gov/briefing-
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president-biden-on-russia/>
[23] CBS News, Madeleine Albright „Punishing 
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Seien wir nicht ungerecht: Es ist ja nicht 
so, dass Deutschland Joschka Fischer 
überhaupt nichts zu verdanken hätte! 
Immerhin hat er uns als rot-grüner Au-
ßenminister 2003 davor bewahrt, von den 
USA in ihre Koalition der Willenlosen 
und damit in den Irak-Krieg hineinge-
zogen zu werden. Sein trotziges „Excuse 
me, I am not convinced!“[1] mit leichtem 
Bibbern in der Stimme Richtung Donald 
Rumsfeld am 8. Februar 2003 auf der 
Münchner Sicherheitskonferenz war eine 
Sternstunde deutscher Selbstbehauptung 
und hätte der Startschuss für eine Eman-
zipation vom großen Bruder jenseits des 
Atlantiks werden können … 

Das war es aber auch schon. 

Abgesehen von diesem Sündenfall be-
währte sich der Frankfurter Ex-Spon-

ti stets als verlässlicher Transatlantiker, 
vermutlich zur vollen Zufriedenheit sei-
ner Partner jenseits des großen Teichs. 
Legendär sein enges Verhältnis zu Ma-
delaine Albright! Mittlerweile genießt 
Fischer längst seinen wohlverdienten po-
litischen Ruhestand, will sagen: Er berät 
über seine Consulting-Firma nicht nur fi-
nanzstarke Unternehmen (fast) sämtli-
cher Couleur, sondern belehrt alterswei-
se, als wolle er Helmut Schmidt beerben, 
mit gerunzelten Sorgenfalten in der Stir-
ne gleich die ganze Welt.

Letzte Woche war es mal wieder so-
weit, diesmal hatte das Qualitätsmaga-
zin von der Hamburger Ericusspitze die 
Ehre, dem Elder Statesman die Stichwor-
te zu liefern. Mit von der Partie war Fi-
schers Transatlantikbruder im Geiste, der 
FDP-Bundestagsabgeordnete Alexander 
Graf Lambsdorff, und man geht wohl 
nicht fehl in der Annahme, dass hier nicht 

Nicht nur Amerika, auch Joschka Fischer „is back“! Ende April zeigte er zusammen mit Alexander Graf 
Lambsdorff im SPIEGEL Russland, wo es langzugehen hat. Erstes Opfer: Natürlich Nordstream 2.

Fischer und Lambsdorff machen mobil:

„Russland dort treffen, 
wo es wirklich wehtut!“

Joschka Fischer war von 1998 bis 2005 
Außenminister und Vizekanzler der Bundes-
republik Deutschland und vom 1. Januar 
1999 bis zum 30. Juni 1999 Präsident des 
Rats der Europäischen Union. Seit dem 
Ende seiner politischen Karriere (2005) ist 
er als Berater, Publizist und Lobbyist tätig. 
(Foto: Flickr / Heinrich-Böll-Stiftung, Lizenz: 
CC BY-SA 2.0)

Dieser Text wurde zuerst am 02.05.2021 auf www.de.rt.
com unter der URL https://de.rt.com/meinung/116884-
russland-dort-treffen-wo-es-wirklich-wehtut-fischer-
und-lambsdorff-machen-mobil/  veröffentlicht. 

 Lizenz: © Leo Ensel, RT DE

Autor: Dr. Leo Ensel
ist Konfliktforscher und 
interkultureller Trainer 
mit Schwerpunkt „Post-
sowjetischer Raum und 
Mittel-/Ost-Europa“. Er 
ist Autor einer Reihe von 
Studien über die wechsel-
seitige Wahrnehmung von 
Russen und Deutschen. Im neuen Ost-West-
Konflikt gilt sein Hauptanliegen der Über-
windung falscher Narrative und der Rekon-
struktion des Vertrauens.
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nur Schleichwerbung für dessen neues 
Buch „Wenn Elefanten kämpfen“ betrie-
ben, sondern auch – die GRÜNEN halten 
sich eben sämtliche Optionen offen – au-
ßenpolitische Gemeinsamkeiten für eine 
künftige Regierungskoalition öffentlich 
durchbuchstabiert werden sollten.

Es ging, natürlich, um Russland, das 
laut Spiegel „mit dem Säbel rasselt“ und 
um das „nach Macht und Einfluss stre-
bende“ China. Bereits die Überschrift 
machte unmissverständlich klar, wo-
hin die Reise bezogen auf Deutschlands 
großen Nachbarn im Osten zu gehen hat: 
„Wir müssen Russland dort treffen, wo es 
wirklich wehtut“. [2]

Retrograde Amnesie

Die Spiegel-Journalist*innen gingen so-
fort in die Vollen: „Herr Fischer, Russ-
land hat an der Grenze zur Ukraine gro-
ße Truppenverbände zusammengezogen, 
nun hat der Kreml den Rückzug der Sol-
daten angekündigt. Wie nah war Europa 
einem neuen Krieg?“ 

Hintergrundhinweise auf Kiews zeit-
gleichen Truppenaufmarsch im Donbass 
unmittelbar an der Grenze zu den abtrün-
nigen „Volksrepubliken“ oder gar auf die 
NATO-Großmanöver „Defender Euro-
pe 2021“ [3], bei denen gerade mehr als 
28.000 Soldaten aus 26 Nationen – dar-
unter auch Nichtmitglieder wie Bosnien-
Herzegowina, der Kosovo sowie die ehe-
maligen Sowjetrepubliken Moldawien, 
Georgien und, ausgerechnet!, die Ukrai-
ne im Baltikum, dem Südosten Europas 
und im Schwarzen Meer – (gegen wen ei-
gentlich?) von Mitte März bis Mitte Juni 
Krieg spielen? – Fehlanzeige! 

Dabei hätten die gewieften Spiegel-
Leute nur die Homepage der „Seventh 
United States Army Europe and Afrika“ 
(USAREUR), Hauptquartier in Wiesba-
den, konsultieren müssen. Dort steht in 
einer Pressemitteilung [4] vom 15. März 
diesen Jahres schwarz auf weiß: „Defen-
der Europe 2021 demonstriert unsere Fä-
higkeit, als strategischer Sicherheitspart-
ner auf dem westlichen Balkan und im 
Schwarzen Meer zu fungieren und gleich-
zeitig unsere Fähigkeiten in Nordeuropa, 
im Kaukasus, in der Ukraine und in Af-
rika zu erhalten.“ Gemeinsam sei man 

in der Lage, „auf jede Krise zu reagie-
ren, die sich ergeben könnte“. Stattdes-
sen erweckten die Redakteur*innen Kon-
stantin von Hammerstein und Christiane 
Hoffmann den Eindruck, als sei Europa 
gerade um Haaresbreite an einem Krieg 
– vielleicht sogar dem Dritten Weltkrieg – 
vorbeigeschrammt. Und zwar ausschließ-
lich aufgrund der an der Westgrenze des 
eigenen Territoriums zusammengezoge-
nen russischen Truppenverbände.

Für Fischer jedenfalls ein willkomme-
ner Anlass, über den bedrohlichen rus-
sischen Aufmarsch zu schwadronieren. 
Schließlich habe, so Fischer, Russland 
„schon einmal mit Waffengewalt europäi-
sche Grenzen verändert“, was für Europa 
„vollkommen inakzeptabel“ sei. Dann al-
lerdings folgte ein bedenklicher Satz, der 
den begründeten Verdacht nahelegt, dass 
der 73-jährige Ex-Außenminister mitt-
lerweile an retrograder Amnesie leiden 
könnte: „Die Europäer waren sich nach 
Ende des Kalten Krieges einig, dass ihr 
Kontinent nie wieder zum Schauplatz ei-
nes Krieges werden darf.“ 

Wohl wahr! 
Aber war da nicht mal was?

Da Fischer es offenbar selbst nicht mehr 
schafft, wäre es hier die Aufgabe der 
beiden Qualitätsjournalist*innen vom 

Hamburger Nachrichtenmagazin gewe-
sen, dem löchrigen Gedächtnis des grü-
nen Bellizisten auf die Sprünge zu helfen 
und ihn entlang der klassischen psycho-
analytischen Guideline „Erinnern, Wie-
derholen, Durcharbeiten“ geduldig dabei 
zu unterstützen, seinen offenbar tief ver-
drängten (gar abgespaltenen?) Anteil an 
des wiedervereinten Deutschlands erstem 
– und noch dazu, wie Fischers damaliger 
Chef, Gerhard Schröder Jahre später un-
umwunden einräumte, völkerrechtswid-
rigen – Waffengang, und zwar gegen die 
Bundesrepublik Jugoslawien im Frühjahr 
1999, wieder ins Bewusstsein zurückzu-
rufen. Nicht schlecht wäre es auch gewe-
sen, Fischer bei dieser Gelegenheit mit 
dem gebotenen therapeutischen Taktge-
fühl behutsam an seinen damaligen mehr 
als abwegigen Auschwitzvergleich, mit 
dem er seine grüne Basis in den Krieg 
gelockt hatte, zu erinnern. – Doch nichts 
dergleichen, der Spiegel gab sich hand-
zahm wie immer!

Auf der von ihnen vorgegebenen Wel-
le kongenial mitsurfend, apportierten von 
Hammerstein und Hoffmann nun brav das 
nächste fällige Stichwort: „Wie sollte Eu-
ropa auf eine solche Drohgebärde“ – ge-
meint war selbstverständlich immer noch 
das gerade beendete russische Manöver – 
„reagieren?“ Was Fischer endlich die Ge-
legenheit gab, vollends in heiligen Zorn 
auszubrechen und leidenschaftlich für das 

Alexander Graf Lambsdorff ist ein deutscher Politiker und Diplomat. Von 2001 bis 2019 gehörte er 
dem Bundesvorstand seiner Partei an, von 2004 bis 2017 war er Mitglied des Europäischen Parla-
ments und dort Vorsitzender der FDP-Gruppe.  (Foto: Flickr / Marcus Harzem, Lizenz: CC BY 2.0)
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Aus von Nordstream 2 als „klarem Sig-
nal“ zu poltern: „Was soll denn noch pas-
sieren, bevor Europa endlich auf die rus-
sische Aggression antwortet?“ Und der 
Transatlantiker von der FDP assistierte: 
„Angeheizt hat den Konflikt doch Russ-
land mit der Verlegung großer Verbände 
an die ukrainische Grenze. Deshalb muss 
die Bundesregierung dem Kreml klarma-
chen, dass wir da sehr genau hinschau-
en, und er einen Preis dafür zahlen wird, 
wenn die Lage in der Ostukraine eska-
liert.“ Aber das wäre für den Grafen nicht 
etwa nur der Baustopp für Nordstream 2. 
Ominös raunend brachte er noch „weitere 
Sanktionen“ ins Spiel, die er vorerst nicht 
näher ausführte.

Nochmals: Die zeitgleichen NATO-
Manöver, zum Teil unmittelbar an Russ-
lands Westgrenze, wie die Tatsache, dass 
Minsk II, für dessen Umsetzung es seit 
über sechs Jahren keinen Finger krumm 
machte, für Kiew offenbar erledigt ist, 
weshalb es sich jetzt für berechtigt hält, 
mit westlicher Militärhilfe seinerseits vor 
Donezk und Lugansk „mit dem Säbel zu 
rasseln“ – all dies scheint den vier Anwe-
senden völlig unbekannt zu sein. Was al-
lerdings auch kein Wunder ist, sollten sie 
ihre Weltsicht lediglich aus dem Medium 
beziehen, das dieses Interview gerade ze-
lebriert! Hauptsache, Nordstream 2 muss 
dran glauben.

„Selbstfesselung“, „Nadelstiche“ 
und „Treffen, wo es wirklich  
wehtut“ ...

„Sollte der Westen rote Linien ziehen?“, 
fragt der Spiegel. Der erfahrene Staats-
mann warnt: „Nein, denn rote Linien be-
deuten immer eine Selbstfesselung der 
eigenen Politik.“

Womit Fischer seinem FDP-Kollegen 
endlich das fällige Stichwort geliefert hat. 
Als befände er sich nicht im postmoder-
nen Spiegel-Tempel, sondern in einer 
BDSM-Session, springt die männliche 
Domina Lambsdorff wie von der Taran-
tel gestochen auf und holt nun die Le-
derpeitsche aus der Folterkammer: „Wir 
müssen deutlich machen, dass die aktu-
ell ja sehr zurückhaltende Sanktionspo-
litik der Nadelstiche gegen einzelne Per-
sonen und einzelne Wirtschaftszweige 

nur so lange ausreicht, wie Russland die 
territoriale Integrität der Ukraine nicht 
noch weiter verletzt. Andernfalls müsste 
es um den Finanzsektor und die Gasex-
porte gehen. Wir müssen Russland dort 
treffen, wo es wirklich wehtut.“ 

Der Mann scheint sich auszukennen: 
Nur „wehtun“ reicht ihm längst noch 
nicht, „wirklich weh“ muss es tun – und 
zwar nicht irgendwo, sondern zielgenau 
an den ‚dolorgenen Zonen‘! Unwillkür-
lich fragt man sich, ob der ehemalige 
Vizepräsident des Europäischen Parla-
ments nicht doch seine eigentliche Beru-
fung verfehlt hat, als er einst beschloss, 
Politiker zu werden …

Der Spiegel jedenfalls nimmt diese bi-
zarre Formel dankbar entgegen und setzt 
sie prompt als Überschrift über das ge-
samte Interview. Affirmativ – nicht kri-
tisch, wohlgemerkt!

Halten wir inne, es reicht! Man muss 
sich nicht alles antun. Wer nur den An-
fang dieses Elaborats gelesen hat, dem 
ist klar, was uns blüht, sollten diese bei-
den Männer demnächst Regierungsbera-
ter werden oder gar aktiv Politik betrei-
ben. Aber wer weiß: Vielleicht kriegen 
die GRÜNEN das ja auch ohne externe 
Beratung hin! 

Äußerungen ihrer sympathischen 
Kanzlerin-Kandidatin [5] lassen da we-
nig Zweifel aufkommen.

Panzer JNA M-84 zerstört durch eine von kroatischen Soldaten in Vukovar verlegte Mine im 
November 1991. Foto: Wikipedia / Peter Denton, Lizenz: CC BY-SA 2.0
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politik/deutschland/gruenen-chefin- annalena-
baerbock-wirft-armin-laschet-naehe-zu-russland-
vor-a-b74fa8c5-a61f-4265-bc43-825c0a8a61f2> >
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Es hat nichts damit zu tun, dass er Ex-
KGB-Agent war. Juri Andropow war ein 
ehemaliger KGB-Vorsitzender, und er tat 
eine Menge, um den KGB, sein Personal 
und seine Operationen zu stärken. Den-
noch nannte ihn niemand einen Mörder. 
Es hat auch nichts mit der Krim oder dem 
Donbass zu tun, zumindest nicht direkt, 
denn als die UdSSR in die Tschechoslo-
wakei und davor in Ungarn einmarschier-
te, nannten westliche Politiker Chruscht-
schow oder Breschnew nicht „Killer“. Es 
ist auch nicht wegen des Abschusses von 
MH-17 (westliche Führer wissen alle, 
dass dies Lügen sind, die von westlichen 
Spezialdiensten geschaffen wurden), denn 
es gab eine ganze Reihe von zivilen Ver-
kehrsflugzeugen, die von verschiedenen 
Staaten abgeschossen wurden, aber das 
führte nicht zu der Art von totaler Dä-
monisierung der Führer dieser Staaten. 

Ich könnte da noch mehr aufzählen, aber 
Sie verstehen den Punkt: Selbst wenn wir 
alle Anschuldigungen gegen Putin sorg-
fältig analysieren, stellen wir fest, dass 
die Art der totalen Dämonisierung, der 
er ausgesetzt war, in ihrer Intensität und 
ihrem Umfang ziemlich einzigartig war.

Es gibt einen großen Unterschied zwi-
schen den Begriffen „Ursache“ und „Vor-
wand“. Alle Beispiele, die ich genannt 
habe, sind nichts als Vorwände. Wir müs-
sen uns die wirklichen Ursachen eines 
solchen blinden Hasses auf Putin anse-
hen. Hier stoßen wir auf eine weitere Lis-
te möglicher Gründe: 

Erstens ist es unbestreitbar, dass, wäh-
rend Jelzin Russland als Land fast zer-
stört hat, Putin im Alleingang Russland 
in erstaunlich kurzer Zeit „wiederau-
ferstehen“ ließ. Von einem Land, das in 
Trümmern lag, und einer Bevölkerung, 

Man übertreibt nicht, wenn man behauptet, dass Putin in der Mythologie des anglo-zionistischen Impe-
riums so etwas wie Satan ist oder zumindest eine Art „Sauron“, der der Inbegriff des Bösen ist. Und  
wir alle haben gehört, dass Biden kürzlich in einem aufgezeichneten Interview erklärte, dass Putin „ein 
Mörder“ sei. Jen Psaki hätte Biden dazu bringen können, die Aussage abzuschwächen, aber sie tat nichts 
dergleichen. Daraus können wir schließen, dass dies eine offizielle, bewusst geplante Charakterisierung 
des russischen Führers war. Diese Art von Sprache wurde von westlichen Beamten nicht mal während  
des Kalten Krieges verwendet, zumindest nicht auf den höchsten Ebenen. Warum also diese brodelnden 
Hasstiraden auf Putin?

Anti-Putin-PSYOPs verstehen: 
 Vorbereitungen auf den Krieg

Wird es bald wieder zu einem Krieg 
kommen, wie 2014? (Foto: OSCE Special 
Monitoring Mission to Ukraine / Wikipedia 
/ CC BY 2.0)

Dieser Text wurde zuerst am 31.03.2021 auf www.unz.
com unter der URL <https://www.unz.com/tsaker/un-
derstanding-anti-putin-psyops-preparing-for-war/> ver-
öffentlicht. Lizenz: The Saker, unz.com, CC BY-NC-ND 4.0 
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die sich nichts sehnlicher wünschte, als 
das nächste Deutschland oder, falls nicht, 
zumindest das nächste Polen zu werden, 
hat Putin Russland zur stärksten Militär-
macht des Planeten gemacht. Er hat die 
russische Wahrnehmung von sich selbst 
und von Russland völlig umgestaltet. Und 
nicht nur das: Putin nutzte jeden einzel-
nen Schritt des Westens (wie z.B. Sank-
tionen, Boykotte oder Drohungen), um 
Russland weiter zu stärken (z.B. durch 
Importsubstitutionen, internationale Kon-
ferenzen und militärische Manöver). Vor 
allem aber koppelte Putin Russland von 
vielen US-kontrollierten Institutionen 
oder Mechanismen ab, wovon Russland 
ebenfalls immens profitierte.

US-Politiker sprachen von einem Land 
mit einer „Wirtschaft in Trümmern“ und 
von einer „Tankstelle, die sich als Land 
tarnt“. Aber in der realen Welt (Zone B 
[1]), ging es der russischen Wirtschaft 
viel besser als der westlichen. Was den 
„Energiekrieg“ zwischen den USA, dem 
KSA (Königreich Saudi-Arabien) und 
Russland betrifft, so endete er mit einer 
katastrophalen Niederlage für die USA 
und einem Triumph für Russland und in 
geringerem Maße, für das KSA. Dann 
kam COVID und das wirklich epische 
Desaster des totalen Missmanagements 
dieser Krise durch den Westen. 

Nicht nur das, sondern der Kontrast, 
wie Russland (und China!) mit der Kri-
se umging und was der Westen tat, hät-
te nicht größer sein können. Russland 
war das erste Land das einen Impfstoff 
entwickelt hat (mittlerweile sind es so-
gar drei; jetzt steht Russland kurz da-
vor, einen weiteren Impfstoff herauszu-
bringen, der diesmal Tiere vor COVID 
schützt), und schlimmer noch, Russland 
ist das Land, welches den besten Impf-
stoff der Welt entwickelt hat - Ein PR-
Desaster für den Westen. Es gibt nichts, 
was der Westen tun kann, um das zu mil-
dern. Wenn überhaupt werden die Dinge 
nur noch schlimmer, wie es sich an al-
len kommenden Lockdowns in Europa 
zeigt – und im Gegensatz dazu, dieses 
Foto vom glücklichen Lawrow in China 
mit einer Maske auf, auf der „FCKNG 
QRNTN“ geschrieben steht [2]!

Aber auch das ist nicht der wahre 
Grund, denn der Westen hasste Putin 
schon lange vor COVID-19.

Der „gestohlene“ Sieg 
im Kalten Krieg

In Wahrheit hat der Westen eine sehr lan-
ge Liste von Gründen, um Putin und alles 
Russische zu hassen, aber ich glaube, dass 
es einen Grund gibt, der sie alle über-
trumpft: Die westlichen Führer glaubten 
aufrichtig, dass sie die UdSSR im Kal-
ten Krieg besiegt hatten (es wurden so-
gar Medaillen hergestellt, um an dieses 
Ereignis zu erinnern), und nach dem Zu-
sammenbruch der ehemaligen Super-
macht und der Machtübernahme durch 
eine ahnungslose, alkoholkranke Mari-
onette schien der Triumph des Westens 
vollständig. Doch die Realität war, wie 
immer, viel komplizierter.

Randbemerkung: Die Ursachen und 
Mechanismen des Zusammenbruchs der 
Sowjetunion sind heute nicht unser The-
ma, also werde ich nur darauf hinwei-
sen, dass ich glaube, dass die UdSSR nie 
„zusammengebrochen“ ist, sondern dass 
sie absichtlich vom KPdSU-Apparat zer-
stört wurde, der beschloss, das Land zu 
zerschlagen, damit die Partei und die No-
menklatura an der Macht bleiben – nicht 

an der Spitze der UdSSR, sondern an der 
Spitze der verschiedenen ehemals sow-
jetischen Republiken. Schwache Führer 
und Ideologien, an die niemand wirklich 
glaubt, inspirieren die Menschen nicht, 
für ihre Herrscher zu kämpfen. Deshalb 
ist die russische Monarchie zusammen-
gebrochen, deshalb ist die freimaureri-
sche Kerenskii-Demokratie zusammenge-
brochen und deshalb ist die Sowjetunion 
zusammengebrochen (dies wird auch ei-
ner der wahrscheinlichsten Gründe sein 
für den endgültigen Zusammenbruch der 
USA als Staat). (Anm. d. Red.: Keren-
skii war ein russischer Politiker und zeit-
weise Chef der Übergangsregierung zwi-
schen Februar- und Oktoberrevolution im 
Jahr 1917.)

Putin, der im Westen und übrigens auch 
in Russland nicht sehr bekannt war, kam 
an die Macht und kehrte sofort Russlands 
damaligen Kurs Richtung Abgrund um. 
Zuerst kümmerte er sich um die beiden 
dringendsten Bedrohungen, die Oligar-
chen und den wahabitischen Aufstand 
im Kaukasus. Viele Russen, mich ein-
geschlossen, waren absolut erstaunt über 
die Geschwindigkeit und Entschlossen-
heit seines Handelns. Das Ergebnis war, 
dass Putin sich plötzlich zu einer der be-
liebtesten Führer in der russischen Ge-
schichte entwickelte. Zunächst geriet der 
Westen in eine Art Schockzustand, dann 
durchlief er einen Prozess, der an das so 
genannte „5-Phasen-Modell nach Kübler-
Ross“ (5 Stufen der Trauer, Anm. d. Red.) 
[3] erinnerte. Schließlich steigerte sich der 
Westen in eine russophobe Raserei hin-
ein, wie man sie seit dem Nazi-Regime in 
Deutschland während des Zweiten Welt-
kriegs nicht mehr gesehen hatte.

Um zu verstehen, warum Putin der leib-
haftige Teufel ist, müssen wir erkennen, 
dass die Führer des kollektiven Westens 
wirklich dachten, dass der Westen dieses 
Mal, nach einem Jahrtausend der Miss-
erfolge und peinlichen Niederlagen [4], 
Russland endlich „besiegt“ hätte, und es 
nun ein führerloses, kulturloses, geistlo-
ses und natürlich geschichtsloses Terri-
torium werden würde, dessen einziger 
Zweck es wäre, Ressourcen für den „tri-
umphierenden Westen“ zu liefern. Nicht 
nur das, sondern die anglo-zionistischen 
Führer des Imperiums führten die 9/11 

Außenminister Sergey Lavrov posiert mit einer 
Maske, auf der „FCKNG QRNTN“ steht. (Foto: Ria 
Novosti / Twitter @tvrain / <https://twitter.com/
tvrain/status/1373945402718777348/photo/1>)
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Operation unter falscher Flagge durch, 
die ihnen den Vorwand für die GWOT 
(Global War on Terrorism) lieferte, die 
aber den Westen komplett von seinem 
vorherigen Fokus auf die sogenannte 
„russische Bedrohung“ ablenkte, ein-
fach weil es 2001 keine russische Be-
drohung gab. Es gab also eine gewisse 
Logik hinter diesen Schritten. Und dann, 
„plötzlich“ (zumindest für westliche Füh-
rer) war Russland „zurück“: 2013 stoppte 
Russland den geplanten US/NATO-An-
griff auf Syrien [5] (der Vorwand waren 
hier syrische Chemiewaffen). 2014 un-
terstützte Russland den novo-russischen 
Aufstand gegen das ukrainische Regime 
in Kiew [6], und im selben Jahr setzte 
Russland auch sein Militär ein, um der lo-
kalen Bevölkerung auf der Krim die Ab-
stimmung über ein Referendum zum An-
schluss an Russland zu ermöglichen [7]. 

Im Jahr 2015 schließlich verblüffte 
Russland den Westen mit einer äußerst 
effektiven Militärintervention in Syri-
en [8]. In dieser Abfolge beging Russ-
land zwei sehr unterschiedliche Arten 
von „Verbrechen“ (aus anglo-zionisti-
scher Sicht, natürlich):
·  Das kleinere Verbrechen, das zu tun, 
was Russland tatsächlich tat, und

·  Das viel größere Verbrechen, das Im-
perium nie um die Erlaubnis darum zu 
bitten.

Der Westen behandelt den Rest des Plane-
ten gerne wie eine Art Juniorpartner, mit 
sehr begrenzter Autonomie und fast kei-
ner wirklichen Handlungsfähigkeit (das 
beste Beispiel ist das, was die USA mit 
Ländern wie Polen oder Bulgarien ge-
macht haben). Wenn ein solcher „Junior“-
Partner etwas in seiner Außenpolitik tun 
will, muss es unbedingt seinen anglo-zi-
onistischen Großen Bruder um Erlaubnis 
bitten. Dies nicht zu tun, ist so etwas wie 
Aufruhr und Revolte. 

In der Vergangenheit wurden viele Län-
der dafür „bestraft“, dass sie es wag-
ten, eine andere Meinung zu haben oder, 
noch schlimmer, dass sie es wagten, da-

nach zu handeln.

Es wäre nicht falsch, das Ganze zusam-
menzufassen, indem man sagt, dass Pu-

tin dem Imperium und seinen Führern den 
Stinkefinger gezeigt hat. Dieses „Verbre-
chen der Verbrechen“ war der eigentliche 
Auslöser der aktuellen antirussischen Hys-
terie. Bald jedoch sahen sich die (meist 
ahnungslosen) Führer des Imperiums 
mit einem äußerst frustrierenden Prob-
lem konfrontiert: Während die russopho-
be Hysterie im Westen viel Anklang fand, 
erzeugte sie in Russland aufgrund eines 
typischen Putin-„Judo“- Griffs einen sehr 
starken Rückschlag: Weit davon entfernt, 
die antirussische Propaganda des Westens 
zu unterdrücken, nutzte der Kreml seine 
Macht, um sie über die russischen Medien 
weithin zugänglich zu machen (auf Rus-
sisch! – ich habe ausführlich darüber ge-
schrieben [9, 10] ). Die direkte Folge da-
von war zweierlei: 

Erstens wurde die von der CIA/MI6 
geführte „Opposition“ stark mit den rus-
sophoben Feinden Russlands in Verbin-
dung gebracht und zweitens scharte sich 
die russische Öffentlichkeit weiter um 
Putin und seine unnachgiebige Haltung. 
Mit anderen Worten, indem sie Putin ei-
nen Diktator und natürlich einen „neuen 
Hitler“ nannten, erlangten die westlichen 
PSYOPs (psychologische Kriegsführung) 
einen begrenzten Vorteil in der öffent-
lichen Meinung des Westens, schossen 
sich aber bei der russischen Öffentlich-
keit selbst ins Knie.

Ich bezeichne diese Phase als „Phase 
eins der strategischen Anti-Putin-PSY-
OP“. Was das Ergebnis dieser PSYOP be-
trifft, so würde ich nicht nur sagen, dass 
sie fast vollständig gescheitert ist, sondern 
ich glaube, dass sie innerhalb Russlands 
genau entgegen der eigentlichen Absicht 
wirkte. Ein Kurswechsel war dringend 
notwendig.

Die Neuausrichtung der US-PSYOPs  
gegen Putin und Russland

Ich muss zugeben, dass ich keine hohe 
Meinung von der US-Geheimdienst-Ge-
meinschaft habe, einschließlich ihrer 
Analysten. Aber selbst eher langweili-
ge US-amerikanische „Russland-Spezi-
alisten“ haben schließlich herausgefun-
den, dass es zu einer typisch russischen 
Mischung aus Gelächter und Unterstüt-
zung für den Kreml führt, wenn man der 

russischen Öffentlichkeit erzählt, Putin 
sei ein „Diktator“, ein „Mörder von Dis-
sidenten“ oder einer, der „Exilanten mit 
chemischen Substanzen vergiften lässt“. 
Es musste etwas getan werden. Also kam 
irgendein Klugscheißer irgendwo in ei-
nem Keller auf folgende Idee: Es macht 
keinen Sinn, Putin Dinge vorzuwerfen, 
die ihn zu Hause beliebt machen, also 
lasst uns eine neue Liste von Anschul-
digungen erstellen, die sorgfältig auf die 
russische Öffentlichkeit zugeschnitten 
sind.

Nennen wir dies eine „Phase 2 Anti-
Putin-PSYOP-Operation“. Und so begann 
die „Putin steckt unter einer Decke mit“-
Kampagne. Konkret wurden diese Vor-
würfe von den US-PSYOPs und von den 
in ihrem Lohn stehenden, eingesetzt:
·  Putin entwaffnet Syrien
· Putin wird den Donbass ausverkaufen
·  Putin ist eine Marionette Israels und ins-
besondere Netanjahus

·  Putin ist ein korrupter Verräter an den 
nationalen Interessen Russlands

·  Putin erlaubt Israel, Syrien zu bombar-
dieren [11]

·  Putin verkauft die sibirischen Reichtü-
mer an China und/oder 

·  Putin unterwirft Russland an China
·  Putin ist korrupt, schwach und sogar 
feige

·  Putin wurde von Erdogan im Berg-Ka-
rabach-Krieg besiegt.

Dies sind die wichtigsten Anschuldigun-
gen, die sofort gebilligt und von den stra-
tegischen PSYOP-Einheiten der USA ge-
gen Russland umgesetzt wurden.

War es effektiv?  
Ja, bis zu einem gewissen Grad. Zum 

einen wurden diese „antirussischen PSY-
OPs reloaded“ sofort von zumindest ei-
nem Teil dessen aufgegriffen, was man 
als „interne patriotische Opposition“ be-
zeichnen könnte (vieles davon sehr auf-
richtig und ohne das Bewusstsein, ge-
schickt manipuliert zu werden). Noch 
giftiger war das Aufkommen einer ziem-
lich lauten neo-kommunistischen (oder, 
wie Ruslan Ostashko sie oft nennt, „emo-
Marxistischen“) Bewegung (die ich per-
sönlich als sechste Kolonne bezeichne 
[12]), die eine interne Anti-Kreml-Propa-
ganda-Kampagne begann, die sich auf die 
folgenden Themen konzentrierte:
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·  „Alles ist verloren“ (всепропальщики): 
das ist die These, die besagt, dass nichts 
in Russland richtig läuft, alles ist ent-
weder falsch oder böse, das Land kol-
labiert, so auch seine Wirtschaft, seine 
Wissenschaft, sein Militär, – etc. etc. etc. 
Das ist nur eine Hinterhof-Variante des 
Defätismus, mehr nicht.

·  „Nichts wurde erreicht, seit Putin an der 
Macht ist“: Das ist seltsam, denn es er-
fordert eine absolut spektakuläre Menge 
an mentaler Gymnastik, um nicht zu se-
hen, dass Putin Russland, buchstäblich, 
vor der totalen Zerstörung gerettet hat. 
Diese Aussage liefert auch keine Erklä-
rung dafür, dass Putin vom Imperium so 
gehasst wird (wenn Putin alles falsch ge-
macht hätte, wie z.B. Jelzin, würde er im 
Westen verehrt, nicht gehasst werden!).

·  Alle Wahlen in Russland wurden ge-
stohlen. Hier müsste sich die 5. (CIA/
MI6-geführte) und die 6. Kolonne ei-
nig sein: laut beiden ist es absolut un-
möglich, dass die meisten Russen Pu-
tin so viele Jahre lang unterstützt haben, 
und dass sie ihn jetzt immer noch un-
terstützen. Und sie ignorieren die Tatsa-
che, dass die überwiegende Mehrheit der 
Umfragen zeigen, dass Putin die belieb-
teste politische Figur in Russland war 
und immer noch ist.

Schließlich hat das große SNAFU ( „Situ-
ation Normal, All Fucked Up“, Lage nor-
mal alles im Arsch) mit der Rentenreform, 
Putins Rating definitiv nicht verbessert, 
also musste er handeln: Er hat einige der 
schlimmsten Bestimmungen dieser Re-
form „aufgeweicht“ und schließlich eini-
ge der schlimmsten atlantischen Integrati-
onisten, einschließlich Medwedew selbst, 
erfolgreich ins Abseits gestellt.

Leider zeigten einige vermeintlich pro-
russische Websites, Blogs und Einzelper-
sonen ihr wahres Gesicht, als sie auf den 
Zug dieser zweiten strategischen PSYOP-
Kampagne aufsprangen, wahrscheinlich 
in der Hoffnung, entweder mehr Beach-
tung zu finden oder eine Finanzierung zu 
erhalten, oder beides. Daher haben wir all 
diesen Unsinn darüber, dass Russland und 
Israel zusammenarbeiten würden oder 
über Putins „Ausverkauf“, so oft in letzter 
Zeit zu hören bekommen. Das Schlimms-
te dabei ist, dass diese Webseiten, Blogs 
und Einzelpersonen einige der besten, 

wirklichen Freunde Russlands im Wes-
ten ernsthaft in die Irre geführt und be-
unruhigt haben. Keiner dieser Leute geht 
jemals auf eine sehr einfache Frage ein: 
Wenn Putin so ein Ausverkäufer ist und 
alles verloren ist, warum hasst das anglo-
zionistische Imperium Putin so sehr? In 
fast 1000 Jahren der Kriegsführung (geis-
tig, kulturell, politisch, wirtschaftlich und 
militärisch) gegen Russland, haben die 
Führer des Westens immer echte russi-
sche Patrioten gehasst und sie haben im-
mer die (leider vielen) Verräter an Russ-
land geliebt. Und jetzt hassen sie Putin, 
weil er so ein schrecklicher Führer ist? 
Das entbehrt jeglicher Logik.

Fazit: Ist ein Krieg jetzt 
unvermeidlich?

Die USA/NATO führen strategische PY-
SOPs nicht nur durch, weil sie jemanden 
mögen oder nicht mögen. 

Der Hauptzweck solcher PSYOPs ist es, 
den Widerstandswillen der anderen Sei-
te zu brechen. Dies war auch das Haupt-
ziel der beiden (Phase eins und Phase 

zwei) Anti-Putin-PSYOPs.

Ich bin froh berichten zu können, dass 
beide Phasen dieser PYSOPs geschei-
tert sind. Die Gefahr dabei ist, dass die-
se Versuche es nicht geschafft haben, 
die Führer des Imperiums von der Not-
wendigkeit zu überzeugen, dringend den 
Kurs zu ändern und die „russische Rea-
lität“ zu akzeptieren, auch wenn sie ih-
nen nicht gefällt.

Seitdem die „Biden“- Administration 
(das „Kollektiv Biden“, natürlich, nicht 
die Topfpflanze [Goldmarie]) (illegal) die 
Macht ergriffen hat, sahen wir eine schar-
fe Eskalation der antirussischen Aussa-
gen. Daher das jüngste „huhu, er ist ein 
Killer“ - das war kein Fehler eines senilen 
Geistes, das war eine sorgfältig vorberei-
tete Erklärung [13]. Schlimmer noch, das 
Imperium hat sich nicht nur auf Worte be-
schränkt, es hat auch einige wichtige Sig-
nale gesendet, um seine Entschlossenheit 
zu signalisieren, noch mehr in die Kon-
frontation mit Russland zu gehen:

·  Es gab eine Menge Säbelrasseln vom 
Westen, vor allem einige ziemlich un-
kluge (oder sogar ausgesprochen dum-
me) Militärmanöver nahe/entlang der 
russischen Grenze. Wie ich schon eine 
Milliarde Mal erklärt habe, sind diese 
Manöver aus militärischer Sicht selbst-
zerstörerisch (je näher an der russi-
schen Grenze, desto gefährlicher für 
die westlichen Streitkräfte). Politisch 
gesehen sind sie jedoch extrem provo-
kativ und daher gefährlich.

·  Die überwiegende Mehrheit der russi-
schen Analysten glaubt nicht, dass die 
USA/NATO Russland offen angreifen 
werden, und sei es nur, weil das selbst-
mörderisch wäre (das derzeitige militä-
rische Kräfteverhältnis in Europa neigt 
sich stark zugunsten Russlands, auch 
ohne den Einsatz von Hyperschallwaf-
fen). Was viele von ihnen jetzt befürch-
ten, ist dass „Biden“ die ukrainischen 
Streitkräfte gegen den Donbass entfes-
seln wird und damit sowohl die Ukrai-
ne als auch Russland „bestraft“ (erstere 
für ihre Rolle im US-Präsidentschafts-
wahlkampf). Ich neige dazu, beiden 
Aussagen zuzustimmen.

Zu guter Letzt ist das anglo-zionisti-
sche Lager im Kern schon immer ras-
sistisch gewesen und sein Imperium ist 
es immer noch: Für seine Führer ist das 
ukrainische Volk nur Kanonenfutter, das 
Land eine irrelevante drittklassige Na-
tion, die ihre Nützlichkeit überlebt hat 
(US-Analysten haben verstanden, dass 
der US-Plan für die Ukraine mit einem 
weiteren spektakulären Gesichtsverlust 
endete, wie es solche wahnhaften Pläne 
immer tun, auch wenn sie das nicht öf-
fentlich sagen). Warum also nicht diese 
Leute in einen selbstmörderischen Krieg, 
nicht nur gegen die LDNR (Donezk und 
Lugansk), sondern auch gegen Russland 
selbst führen? Sicher, Russland wird den 
militärischen Krieg schnell und entschei-
dend gewinnen, aber politisch wird es ein 
PR-Desaster für Russland sein, da der 
„demokratische Westen“ immer Russ-
land die Schuld geben wird, auch wenn 
es eindeutig nicht zuerst angegriffen hat 
(wie zuletzt am 08. August 2008).

Ich habe bereits vor drei Wochen über 
die absolut katastrophale Situation der 
Ukraine geschrieben [14], also werde 
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ich hier nicht alles wiederholen. Ich wer-
de nur sagen, dass die Dinge seit die-
sem Tag noch viel schlimmer geworden 
sind: Es genügt zu sagen, dass die Ukra-
ine eine Menge schwerer Panzer an die 
Kontaktlinie verlegt hat, während das 
Regime in Kiew jetzt den Import von 
russischem Toilettenpapier verboten hat 
(was zeigt, was die herrschende Ban-
de für wichtige und dringend benötigte 
Maßnahmen hält). Es stimmt zwar, dass 
die Ukraine seit dem Neonazi-Putsch zu 
einem völlig gescheiterten Staat gewor-
den ist, aber es gibt jetzt eine deutliche 
Beschleunigung des Zusammenbruchs, 
nicht nur des Regimes oder des Staates, 
sondern des Landes im Ganzen. Die Uk-
raine fällt so schnell auseinander, dass 
man eine ganze Website starten könnte, 
die nur diesen sich entwickelnden Hor-
ror verfolgt, nicht Tag für Tag, sondern, 
Stunde für Stunde. Es genügt zu sagen, 
dass „Ze“ (Wolodymyr Selenskyi, Präsi-
dent der Ukraine Anm. d. Red.) sich als 
noch schlimmer als Poroschenko erwie-
sen hat. Das einzige, was Poroschenko 
„Ze“ (noch!) voraus hat, ist dass er ei-
nen Krieg begonnen hat. Abgesehen da-
von kann der Rest dessen, was er getan 
hat (durch Handeln oder Untätigkeit), nur 
als „mehr vom Gleichen, nur schlimmer“ 
bezeichnet werden.

Kann ein Krieg 
verhindert werden?

Ich weiß es nicht. Putin gab den ukrai-
nischen Nazis eine sehr deutliche War-
nung („schwerwiegende Konsequenzen 
für die Staatlichkeit der Ukraine als sol-
che“) [15]. Ich glaube nicht eine Sekunde 
lang, dass irgendjemand an der Macht in 
Kiew sich einen Dreck um die Ukraine 
oder die ukrainische Staatlichkeit schert, 
aber sie sind klug genug, um zu erken-
nen, dass ein russischer Gegenangriff zur 
Verteidigung der LDNR und erst recht 
der Krim, Präzisions-Schläge gegen die 
Kiewer Führung mit modernsten Rake-
ten beinhalten könnte. Die ukrainischen 
Nazi-Führer wären gut beraten, zu er-
kennen, dass sie alle ein Fadenkreuz auf 
ihren Köpfen haben. Sie könnten auch 
darüber nachdenken: Was geschah mit 
jedem einzelnen Wahabi-Bandenführer 

in Tschetschenien seit dem Ende des 2. 
Tschetschenienkriegs? (Hinweis: sie wur-
den alle gefunden und hingerichtet). Wird 
das genug sein, um sie aufzuhalten? Viel-
leicht. Hoffen wir es. Aber wir müssen 
uns jetzt vor Augen halten, dass es für 
die Ukraine auf absehbare Zeit nur noch 
zwei Optionen gibt: „ein Ende mit Schre-
cken oder ein Schrecken ohne Ende“.
1. Das beste Szenario für die Menschen 
in der Ukraine wäre eine (hoffentlich re-
lativ friedliche) Aufteilung des Landes in 
überschaubare Teile [16].

2. Die schlechteste Option wäre definitiv 
ein umfassender Krieg gegen Russland.

Nach der Rhetorik, die in diesen Ta-
gen aus Kiew kommt, zu urteilen, ste-
hen die meisten ukrainischen Politiker 
fest hinter Option 2, zumal das auch die 
einzige Option ist, die für ihre Herren in 
Übersee akzeptabel ist. Die Ukrainer ha-
ben auch eine neue Militärdoktrin ver-
abschiedet (sie nennen sie eine „militäri-
sche Sicherheitsstrategie der Ukraine“), 
die Russland zum Aggressor-Staat und 
militärischen Gegner der Ukraine erklärt 

Karte des Kriegs im Donbass 2014, zwischen den Separatisten des Bundesstaats Neurussland 
und der ukrainischen Zentralregierung. Sie zeigt die unmittelbaren Einflussgebiete beider 
Seiten. (Foto: ZomBear, Marktaff / commons.wikimedia.org / CC BY-SA 4.0) 
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(siehe [17] für eine maschinelle Überset-
zung des offiziellen Textes). 

Das könnte der Grund sein, warum 
Merkel und Macron kürzlich eine Vi-
deokonferenz mit Putin hatten („Ze“ 
war nicht eingeladen): Putin könnte ver-
suchen, Merkel und Macron davon zu 
überzeugen, dass ein solcher Krieg eine 
Katastrophe für Europa wäre. In der Zwi-
schenzeit verstärkt Russland rasch sei-
ne Streitkräfte entlang der ukrainischen 
Grenze, auch auf der Krim. 

Aber all diese Maßnahmen können 
nur ein Regime abschrecken, das kei-
ne Souveränität hat. Der Ausgang wird 
in Washington DC entschieden, nicht in 
Kiew. Ich fürchte, dass das traditionel-
le Wissen um die totale Straflosigkeit 
der politischen Führer der USA, ihnen 
wieder einmal das Gefühl geben wird, 
dass sie nur ein sehr geringes Risiko (für 
sich persönlich oder für die USA) einge-
hen, wenn sie einen Krieg in der Ukra-
ine auslösen. Die neueste Nachricht an 
der US-ukrainischen Front ist die Lie-
ferung von 350 Tonnen militärischer 
Ausrüstung durch die USN (US-Navy) 
in Odessa. Nicht genug, um militärisch 
bedeutend zu sein, aber mehr als genug, 
um das Regime in Kiew weiter zu einem 
Angriff auf den Donbass und/oder die 
Krim zu ermutigen.

In der Tat würde ich es nicht einmal 
„Biden“ zutrauen einen Angriff auf den 
Iran zu starten, während die Welt zu-
sieht, wie die Ukraine und Russland in 

den Krieg ziehen. Schließlich ist das an-
dere Land, dessen geostrategische Positi-
on stark verschlechtert wurde, seit Russ-
land seine Streitkräfte nach Syrien verlegt 
hat, Israel. Das eine Land, dem alle US-
Politiker treu und ohne Rücksicht auf ir-
gendwelche Kosten (einschließlich der 
menschlichen Kosten für die USA) beiste-
hen werden. Die Israelis fordern seit min-
destens 2007 einen Krieg gegen den Iran 
und es wäre sehr naiv zu hoffen, dass sie 
nicht irgendwann ihren Willen bekom-
men. Zu guter Letzt ist da noch die Krise, 
die Blinkens, mit herablassender Chuzpe, 
mit China ausgelöst hat, die bisher „nur“ 
zu einem Wirtschaftskrieg geführt hat, 
die aber auch jeden Moment eskalieren 
kann, vor allem in Anbetracht der vielen 
antichinesischen Provokationen der US-
Marine in letzter Zeit.

Im Moment ist das Wetter in der Ostuk-
raine nicht förderlich für offensive militä-
rische Operationen. Der Schnee schmilzt 
immer noch, was zu sehr schwierigen und 
schlammigen Straßenverhältnissen (auf 
Russisch „rasputitsa“) führt, die die Be-
wegung von Kräften und Truppen stark 
behindern. Diese Bedingungen werden 
sich jedoch mit der kommenden wärme-
ren Jahreszeit ändern, so dass die ukrai-
nischen Streitkräfte dann ideal für einen 
Angriff gerüstet sein werden.

Mit anderen Worten, wenn es nicht 
zu einer größeren Veränderung kommt, 
könnten wir nur noch wenige Wochen vor 
einem großen Krieg stehen.
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Russiagate war ein Riesenschwindel. Kon-
struierte Vorwürfe, in die die US-Demo-
kraten und ihre Medien sich hineinstei-
gerten, um einen Schuldigen für Hillary 
Clintons Wahlniederlage 2016 zu haben. 
Was als Kopfgeburt einiger fantasiebe-
gabter Geheimdienstler begann, wurde 
bald zum allgemein akzeptierten Narrativ 
des Westens [9]. Mittlerweile hat die pa-
ranoide Russophobie in Washington und 
anderswo absurde Ausmaße angenom-
men. Die Russen stehen ratlos vor einem 
Geschehen, bei dem die Gegenseite den 
Verstand verloren zu haben scheint. Nicht 
weniger schädlich als der offenkundige 
Verlust aller Skrupel im Washingtoner Es-
tablishment, ist das lautstarke Heer der eu-
ropäischen Transatlantiker, die entschlos-
sen scheinen, der westlichen Vormacht bis 
in die Hölle zu folgen. Putin vergleicht sie 
mit dem Schakal Tabaqui aus Rudyard Ki-
plings „Dschungelbuch“.

Putins Ansprache an die russische Bun-
desversammlung – de facto eine Rede zur 
Lage der Nation – glich einem Judogriff, 
der die Falken der transatlantischen Sphä-
re verblüffte. Der „Westen“ wurde nicht 
einmal explizit erwähnt. Nur indirekt 
oder über eine genüssliche Metapher aus 
Kiplings „Dschungelbuch“. Um Außen-
politik ging es erst am Ende, fast wie ein 
nachträglicher Gedanke.

Den größten Teil seiner 90 Minuten 
konzentrierte sich Putin auf innenpoliti-
sche Themen und stellte eine Reihe von 
Strategien vor, wie der russische Staat not-
leidenden Bürgern – einkommensschwa-
chen Familien, Kindern, alleinerziehenden 

Müttern, jungen Berufstätigen, Unterprivi-
legierten – helfen könne mit Maßnahmen-
wie kostenlose Vorsorgeuntersuchungen 
bis zur Möglichkeit, bald ein bedingungs-
loses Grundeinkommen einzuführen.

Natürlich käme er nicht umhin, auf den 
gegenwärtigen, sehr volatilen Status der 
internationalen Beziehungen einzuge-
hen. Doch die prägnante Art, wie er das 
anging, angesichts der in der transatlan-
tischen Sphäre vorherrschenden Russo-
phobie, war beeindruckend. Zuerst Grund-
sätzliches: Russlands Politik „soll Frieden 
und Sicherheit für das Wohlergehen unse-
rer Bürger und die stabile Entwicklung un-
seres Landes gewährleisten“. Wenn aber 
jemand „keinen Dialog will, sondern ei-
nen egoistischen und arroganten Tonfall 
wählt, dann wird Russland immer einen 
Weg finden, seinen Standpunkt zu ver-
teidigen“.

Putschpläne für Weißrussland

Er erwähnte exemplarisch die „Praxis po-
litisch motivierter, illegaler Wirtschafts-
sanktionen“ und verband sie mit „etwas 
viel Gefährlicherem“, das im Narrativ 
des Westens verschwiegen wird: „Der 
kürzlich erfolgte Versuch, einen Staats-
streich in Weißrussland zu organisieren, 
einschließlich der Ermordung des Präsi-
denten dieses Landes.“ Putin legte gro-
ßen Wert auf die Feststellung, dass hier 
„alle Grenzen überschritten worden sind“.
Der Plan, Lukaschenko zu töten, wurde 
von den Geheimdiensten Russlands und 

Wladimir Putin nimmt Stellung 
zu Washingtons Blockade–

haltung sowie den kriminellen 
Machenschaften in Kiew und 

Weißrussland.

(Bild: Balkan Photos, Flickr.com, CC-0)
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Weißrusslands aufgedeckt, in deren Ge-
wahrsam sich mehrere Akteure befinden, 
hinter denen – wer sonst – US-Geheim-
dienste stehen. Erwartungsgemäß demen-
tierte das US-Außenministerium jede Ver-
bindung mit dem Komplott.

Putin [1]: „Es genügt schon, auf die 
Geständnisse der Verschwörer hinzu-
weisen, dass eine Blockade von Minsk in 
Vorbereitung war, die sich auch auf die 
Infrastruktur und die Kommunikations-
wege erstrecken sollte – der totale Shut-
down des Stromnetzes der weißrussischen 
Hauptstadt. Das bedeutet aber, dass sie ei-
nen massiven Cyberangriff planten. Oder 
was sonst? Mit einem Schalter werden sie 
das nicht schaffen.“

Und das führt zu einer sehr unbeque-
men Wahrheit: „Offenbar hatte es seinen 
Grund, dass unsere westlichen Kollegen 
hartnäckig viele Vorschläge der russi-
schen Seite abgelehnt haben, auf dem 
Feld der Informations- und Cybersicher-
heit einen Dialog zu etablieren.“

Putin [1]: „Hören Sie, Sie können ja den-
ken, was Sie wollen, etwa über den ukrai-
nischen Präsidenten Viktor Janukowitsch 
oder Nicolas Maduro in Venezuela. Ich 
wiederhole, Sie können sie mögen oder 
nicht, inklusive Herrn Janukowitsch, der 
auch fast getötet wurde [2] und in einem 
bewaffneten Staatsstreich von der Macht 
entfernt wurde. Und Sie können Ihre ei-
gene Meinung haben über die Politik des 
weißrussischen Präsidenten Lukaschen-
ko. Aber die Praxis, Staatsstreiche zu in-
szenieren und politische Morde zu planen, 
einschließlich solcher an hohen Funktionä-
ren [10] – das geht eindeutig zu weit. Das 
überschreitet alle Grenzen. [...] Und was, 
wenn der Putschversuch in Weißrussland 
stattgefunden hätte? Der war ja das eigent-
liche Ziel. Wie viele Menschen wären da-
bei zu Schaden gekommen? Was wäre aus 
Weißrussland geworden? Aber davon re-
det niemand. Ebenso wie man sich keine 
Gedanken über die Zukunft der Ukraine 
machte während des Putsches in jenem 
Land“ [2].

Asymmetrisch, schnell und hart

Putin bemerkte, wie das Diffamieren Russ-
lands „zu einem Sport geworden ist, wer 
die lauteste Anschuldigung erhebt“. Und 

dann benutzte er ein Bild aus Kiplings 
Dschungelbuch: „Russland wird bald hier, 
bald dort angegriffen, ohne Grund. Und 
natürlich laufen alle Arten von Schakalen 
herum, wie Tabaqui um Shir Khan, den 
Tiger, herumlief, und stehen – genau wie 
in Kiplings Buch – heulend bereit, ihrem 
Meister zu Diensten zu sein. Kipling war 
ein großer Schriftsteller.“

Diese – vielschichtige – Metapher wird 
sogar noch verblüffender, weil sie auch 
auf das große geopolitische Spiel des aus-
gehenden 19. Jahrhunderts zwischen dem 
britischen und dem russischen Imperium 
passt, in dem Kipling ein Beteiligter war.

Wieder betonte Putin: „Wir wollen 
wirklich keine Brücken abbrechen. Wenn 
aber jemand unsere guten Absichten als 
Unentschlossenheit oder Schwäche deutet 
und diese Brücken vollständig abbrennen 
oder sprengen will, dann sollte er wissen, 
dass Russlands Antwort asymmetrisch, 
schnell und hart sein wird.“

Also hier ist das neue Gesetz des geo-
politischen Dschungels – unterstützt von 
Herrn Iskander, Herrn Kalibr, Herrn 
Avangard, Herrn Peresvet, Herrn Khinzal, 
Herrn Sarmat, Herrn Zirkon [3] und an-
deren respektablen Herren, hyperschall-
schnell oder anders – Details werden 
nachgeliefert: Wer immer den Bären reizt 
bis zum Punkt der Gefährdung „unserer 
grundlegenden Sicherheitsinteressen, wird 
bedauern, was geschehen ist, wie er seit 
Langem nichts bedauert hat“.

Die verblüffenden Entwicklungen der 
letzten paar Wochen – der China-US-Gip-
fel in Alaska, der Gipfel mit Lawrow und 
Wang Yi in Guilin, der NATO-Gipfel, der 
strategische Pakt zwischen China und Iran, 
die Rede Xi Jinpings vor dem Boao-Fo-
rum – fügen sich zu einer neuen, schlich-
ten Tatsache: Die Zeit, in der ein unilate-
raler Leviathan den anderen seinen Willen 
aufzwingen konnte, ist vorbei. 

Für all jene Russophoben, die es im-
mer noch nicht verstanden haben, fügte 
ein kühler, ruhiger und gefasster Putin 
hinzu: „Ganz sicher haben wir genügend 
Geduld, Verantwortungsgefühl, Profes-
sionalität, Selbstvertrauen, Vertrauen in 
die Richtigkeit unseres Standpunkts und 
Menschenverstand, wenn es gilt, Entschei-
dungen zu treffen. Ich hoffe aber, dass kei-
ner auf die Idee kommt, Russlands soge-
nannte rote Linien zu überschreiten. Und 

wo diese verlaufen, werden wir selbst in 
jedem Einzelfall festlegen.“

Zurück zur Realpolitik, musste Putin 
aufs Neue die „besondere Verantwortung“ 
der „fünf Atommächte“ betonen, ernst-
haft über „Themen der strategischen Rüs-
tung“ zu verhandeln. Offen bleibt, ob die 
Biden-Harris-Administration – hinter der 
ein giftiger Cocktail von Neocons und hu-
manitären Imperialisten steht – sich da-
rauf einlässt.

Putin: „Das Ziel solcher Verhandlungen 
könnte es sein, eine Umgebung konflikt-
freier Koexistenz, basierend auf gemeinsa-
mer Sicherheit, zu schaffen, die nicht nur 
strategische Waffen wie Interkontinental-
raketen, schwere Bomber und U-Boote ab-
deckt, sondern, wie ich betonen möchte, 
jegliches offensive oder defensive System, 
das für strategische Aufgaben vorgesehen 
ist, egal mit welcher Ausrüstung.“

Wie Xis Ansprache an das Boao-Fo-
rum vorwiegend an den globalen Süden 
gerichtet war, hob Putin hervor: „Wir er-
weitern die Kontakte mit unseren engsten 
Partnern in der Shanghaier Organisation 
für Zusammenarbeit, der BRICS-Grup-
pe, dem Commonwealth of Independent 
States und den Verbündeten aus der Or-
ganisation des Vertrages über kollekti-
ve Sicherheit [4]“ und lobte „gemeinsa-
me Projekte im Rahmen der eurasischen 
Wirtschaftsunion“, vorgesehen als „prak-
tische Werkzeuge zur Lösung nationaler 
Entwicklungsprobleme“. Kurz: Integrati-
onsprojekte gemäß dem russischen Plan 
für „Großeurasien“.

Spannungen und Rhetorik  
wie in Kriegszeiten

Vergleichen wir nun das Obige mit der 
White House Executive Order (der Durch-
führungsverordnung des Weißen Hauses), 
in der ein „nationaler Notstand“ erklärt 
wird, um „auf die russische Bedrohung 
zu reagieren“. Sie kommt direkt von Prä-
sident Biden – genauer gesagt vom Team, 
das ihm sagt, was er tun soll, komplett 
mit Hörgerät und Teleprompter – und ver-
spricht dem ukrainischen Präsidenten Ze-
lensky, dass Washington „Maßnahmen er-
greifen werde“, um Kiews Wunsch einer 
Rückeroberung der Krim und des Don-
bass zu unterstützen.
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In dieser Executive Order (EO) gibt es 
mehrere beunruhigende Punkte: Sie ver-
weigert de facto jedem russischen Staats-
bürger das volle Zugriffsrecht auf sein 
US-Eigentum. Jeder US-Bürger kann an-
geklagt werden, ein russischer Agent zu 
sein, der die Sicherheit der USA gefähr-
det. Es gibt einen „Unter-Unterparagra-
fen“ betreffend „Aktionen oder Strate-
gien, die demokratische Prozesse oder 
Einrichtungen in den USA oder im Aus-
land unterminieren“; das ist vage genug, 
um jeden Journalismus zu eliminieren, 
der Russlands Positionen in internationa-
len Angelegenheiten unterstützt.

Käufe russischer OFZ-Bonds [5] sind 
ebenso sanktioniert wie eine der Firmen, 
die in die Herstellung des Impfstoffes 
Sputnik V involviert ist. Doch der Zucker-
guss auf diesem Sanktionskuchen scheint 
zu sein, dass von jetzt an alle russischen 
Staatsbürger, auch solche mit amerikani-
schem Pass, am Betreten amerikanischen 
Bodens gehindert werden können, wenn 
sie nicht zusätzlich zum normalen Visum 
eine seltene Sondererlaubnis haben.

Die russische Zeitung Wedomosti stell-
te dazu fest, dass in solch einer paranoiden 
Atmosphäre die Risiken für große Unter-
nehmen wie Yandex oder Kaspersky Lab 
deutlich steigen. Trotzdem ist man in Mos-
kau wenig überrascht über die Sanktionen. 
Das Schlimmste kommt noch, wissen Wa-
shington-Insider: zwei Sanktionspakete 
gegen Nord Stream 2, die bereits vom US-
Justizministerium abgesegnet sind.

Der springende Punkt ist, dass diese 
Executive Order faktisch jeden, der über 
Russlands politische Positionen berichtet, 
als potenzielle Gefahr für „die amerikani-
sche Demokratie“ darstellt. Wie der poli-
tische Topanalyst Alistair Crooke es aus-
drückte, ist dies „eine Prozedur, wie man 
sie normalerweise im Krieg auf Bürger 
von feindlichen Staaten anwendet“. Er fügt 
hinzu: „Die US-Falken erhöhen drastisch 
ihren Einsatz gegen Moskau. Spannungen 
und Rhetorik erreichen ein Niveau wie in 
Kriegszeiten.“

Eine Verschnaufpause

Offen bleibt, ob Putins Rede von der to-
xisch-verrückten Gang aus Neocons und 
humanitären Imperialisten ernsthaft un-

tersucht wird, welche sich auf simultanes 
Drangsalieren von Russland und China 
verlegt hat. Tatsache ist aber, dass auch 
etwas Außergewöhnliches begonnen hat: 
Eine Art Deeskalation.

Noch vor Putins Ansprache haben of-
fenbar Kiew, NATO und das Pentagon 
die implizite Botschaft verstanden, die 
das schnelle Verlegen zweier russischer 
Armeen und starker Artillerie- und Luft-
waffeneinheiten in die Krim und an die 
Grenzen des Donbass vermittelte – zu-
sätzlich zu den Marineeinheiten, die aus 
dem Kaspischen ins Schwarze Meer ver-
legt wurden. Die NATO kann von solchen 
Kunststücken nur träumen. Die Tatsachen 
sprechen Bände. 

Paris und Berlin waren erschrocken an-
gesichts eines möglichen direkten Zusam-
menstoßes zwischen Kiew und Russland 
und rieten, unter Umgehung aller NATO- 
und EU-Instanzen, dringend davon ab.

Danach muss jemand – vielleicht Jake 
Sullivan – in Bidens Hörgerät geflüstert 
haben, dass man nicht herumläuft und den 
Präsidenten einer Atommacht beleidigt 
und erwartet, auf internationaler Ebene 
noch ernst genommen zu werden. So kam 
es nach Bidens berühmtem Telefonat mit 
Putin zu der Einladung zu einem Klima-
gipfel, auf dem viele luftige Versprechun-
gen weitgehend rhetorisch bleiben, da das 
Pentagon weiterhin der größte Klimasün-
der auf dem Planeten bleiben wird.

Aber Washington hat immerhin einen 
Weg gefunden, einen Dialogkanal mit 
Moskau offen zu lassen. Dabei glaubt 
Moskau wohl kaum daran, dass das Uk-
raine-Donbass-Krim-Drama zu Ende sein 
könnte. Putin ließ dies in seiner Rede zur 
Lage der Nation unerwähnt, trotz der von 
Verteidigungsminister Shoigu befohlenen 
Deeskalation.

Andrej Martjanow hat schadenfroh 
den „Kulturschock“ beschrieben, „als es 
Brüssel und Washington dämmerte, dass 
Russland die Ukraine gar nicht haben will. 
Russland will, dass das Land verrottet und 
implodiert, ohne dass Russland von den 
Exkrementen getroffen wird. Den Westen 
für das Aufräumen dieses Riesenschlamas-
sels bezahlen zu lassen, gehört zum Plan 
für das ukrainische Bantustan dazu“ [6].

Die Tatsache, dass Putin dieses Bantus-
tan in seiner Rede nicht einmal erwähnt, 
stützt diese Analyse. Was die „roten Lini-

en“ anbelangt, bleibt Putins implizite Bot-
schaft bestehen: Ein NATO-Stützpunkt 
an Russlands Westflanke wird auf kei-
nen Fall toleriert. Paris und Berlin wissen 
das. Die EU verdrängt es. Und die NATO 
wird es niemals zugeben. Es läuft wie-
der auf die Schlüsselfrage hinaus: Wird 
es Putin gelingen, mit einem kombinier-
ten Bismarck-Sun-Tzu-Manöver [7] entge-
gen aller Wahrscheinlichkeit eine dauer-
hafte deutsch-russische Entente Cordiale 
– das ist weit weniger als ein Bündnis – zu 
schmieden? Nord Stream 2 ist dafür eine 
essenzielle Zutat – und genau das treibt 
die Falken in Washington zur Weißglut.

Egal was noch passiert, praktisch ha-
ben wir jetzt den Eisernen Vorhang 2.0, 
der wird so schnell nicht verschwinden. Es 
wird weitere Sanktionen geben. Man hat 
den Bären mit allem beworfen, außer mit 
einem heißen Krieg. Es wird spannend, 
wie und mit welchen Schritten Washing-
ton seine „Deeskalation und den diploma-
tischen Prozess“ [8] mit Russland versu-
chen wird.

Der Hegemon mag immer einen Weg 
finden, eine große PR-Kampagne aufzu-
setzen und am Ende diplomatischen Er-
folg für die „Auflösung“ der Pattsituati-
on zu vermelden. Nun, das ist besser als 
ein heißer Krieg. Ansonsten weiß der be-
scheidene Dschungelabenteurer nun Be-
scheid: Probier irgendwelche Tricks und 
mach dich gefasst auf „asymmetrisch, 
schnell und hart“.

Quellen:
[1] Moon of Alabama,  Vladimir Putin On Petty 
Tabaquis And International Issues, 21.04.2021 
<https://www.moonofalabama.org/2021/04/
vladimir-putin-on-petty-tabaquis-and-other-
international-issues.html#more>
[2] Im Februar 2014, bei dem Putsch in Kiew.
[3] Namen russischer Waffensysteme.
[4] Ein Militärbündnis Russlands mit einer Reihe 
ehemaliger Sowjetrepubliken.
[5] OFZ-Bonds sind russische Staatsanleihen. Sie 
wurden bis 2018 zu rund einem Drittel ihres Ausga-
bevolumens von ausländischen Investoren gehalten.
[6] „Bantustan“ ist die verächtliche Bezeichnung 
für ein Gebiet, dessen Einwohner ein Leben ohne 
volle zivile und politische Rechte führen müssen.
[7] Sun Tzu, geboren 544 vor Christus, war ein chine-
sischer General, Militärstratege, Philosoph und Autor 
des zeitlosen Klassikers „Die Kunst des Krieges“
[8] Das kündigte Präsident Biden mit diesen 
Worten an (Mitte April 2021).
[9] Rubikon, „Die Lügenmaschine“, am 16.12.2020, 
<https://www.rubikon.news/artikel/die-
lugenmaschine>.
[10] Ein Beispiel war die Ermordung des iranischen 
Generals Qasem Soleimani am 3. Januar 2020, die 
von den USA offiziell zugegeben wird.
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Das Buch „Die offen Gesellschaft und 
Ihre Feinde“ von  Karl Popper war eine 
der intellektuellen Grundlagen für die 
politische Weichenstellung, die man an 
Winston Churchills Reden in Fulton 
(Missouri) und Zürich 1946 festmachen 
kann: die Bildung einer westlichen Staa-
tengemeinschaft, die auf Rechtsstaat und 
Menschenrechten basierend sich dem So-
wjetimperium entgegenstellt. Dadurch 
wurde der eiserne Vorhang nicht nur 
zu einer physischen, sondern vor allem 
auch zu einer weltanschaulichen Gren-
ze – die Behauptung von Freiheit gegen 
den Machtanspruch des Totalitarismus. 
Diese Weichenstellung setzte einen Rah-
men, der alle wesentlichen gesellschaft-
lichen Gruppen und politischen Parteien 
im Westen umfasste: Was auch immer für 
verschiedene Interessen und unterschied-
liche parteipolitische Programme bestan-
den, der auf Grundrechten basierende 
freiheitliche Rechtsstaat – im Gegensatz 
zum Totalitarismus des Sowjetimperiums 
– stand nicht zur Disposition. Diese Wei-
chenstellung prägte Politik und Gesell-
schaft über vier Jahrzehnte. 1989, nach 
dem Fall der Berliner Mauer, schien keine 
neue Weichenstellung erforderlich: Frei-
heit und Rechtsstaat hatten sich durch-
gesetzt. Francis Fukuyama sprach sogar 
vom Ende der Geschichte [1].

Das war ein Irrtum. Die Weichenstel-
lung erfolgt jetzt, im Jahre 2021. Auch 

heute geht es um eine Weichenstellung 
zwischen Freiheit und Totalitarismus, 
die wiederum unser Leben für die kom-
menden Jahrzehnte prägen könnte. Und 
es geht wieder um einen Trend, der alle 
wesentlichen gesellschaftlichen Gruppen 
und politischen Parteien umfassen könn-
te, was auch immer ansonsten ihre Unter-
schiede sein mögen. Diese Weichenstel-
lung wird man daran festmachen können, 
welche Konsequenzen wir aus der Coro-
nakrise ziehen.

Popper über die offene  
Gesellschaft

Die offene Gesellschaft zeichnet sich da-
durch aus, dass sie jeden Menschen als 
Person anerkennt: Die Person hat eine un-
veräußerliche Würde. Sie hat die Freiheit, 
ihr Leben nach eigenem Ermessen zu ge-
stalten, ebenso wie die Verantwortung, 
für ihr Handeln auf Verlangen Rechen-
schaft abzulegen. Freiheit ist die „con-
dition humaine“. Wenn wir denken und 
handeln, sind wir frei. Das ist deshalb so, 
weil man für Gedanken und Handlun-
gen – und nur für diese – Gründe und 
damit Rechtfertigungen verlangen kann. 
Für Verhalten, das eine Reaktion auf bio-
logische Reize und Begierden ist, ergibt 
es hingegen keinen Sinn, Gründe zu ver-
langen. Frei sind wir, weil die Spezies 

Werden bedingungslos gesi-
cherte Grundrechte in Privile-
gien umgewandelt, ist unsere 

Freiheit am Ende. 

Die offene Gesellschaft  
und ihre neuen Feinde
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Mensch sich in der Evolution von dem 
Zwang befreit hat, einer bloßen Reaktion 
auf Reize unterworfen zu sein.

Aus dieser Freiheit ergeben sich Grund-
rechte. Das sind Rechte der Abwehr ge-
gen äußere Eingriffe in die eigene Ur-
teilsbildung darüber, wie man sein Leben 
gestalten will. In der Philosophie werden 
diese Grundrechte so gedacht, dass sie 
mit der Existenz von Personen als sol-
cher gegeben sind. Sie hängen also nicht 
vom positiven Recht eines Staates und 
kontingenten historischen Umständen ab. 
So zum Beispiel im Naturrecht seit der 
Antike; in der Aufklärung, die univer-
selle Menschenrechte politisch einfor-
derte, die für alle Menschen in gleicher 
Weise gelten und unter anderem zur Ab-
schaffung der Sklaverei führten; bei Kant, 
dessen kategorischer Imperativ fordert, 
Menschen stets als Zweck an sich selbst 
und nie nur als Mittel zu einem Zweck 
zu behandeln; im 20. Jahrhundert unter 
anderem auch in der Diskursethik von 
Karl-Otto Apel oder der Theorie der Ge-
rechtigkeit von John Rawls. Der Staat ist 
ein Rechtsstaat, der diese Rechte schützt; 
er lenkt die Gesellschaft nicht, sondern 
lässt den Menschen freien Lauf, ihre so-
zialen Beziehungen zu gestalten.

Popper zufolge sind die intellektuellen 
Feinde der offenen Gesellschaft diejeni-
gen, die für sich reklamieren, das Wissen 
um ein gemeinschaftliches Gut zu besit-
zen. Aufgrund dieses Wissens nehmen 
sie in Anspruch, die Gesellschaft tech-
nokratisch steuern zu können, um dieses 
Gut zu verwirklichen. Dieses Wissen ist 
sowohl faktisch-naturwissenschaftlicher 
als auch normativ-moralischer Art: Es 
ist moralisches Wissen um das höchste 
Gut zusammen mit naturwissenschaft-
lichem bzw. technokratischem Wissen 
darüber, wie man die Lebenswege der 
Menschen steuern muss, um dieses Gut 
zu erreichen. Deshalb steht dieses Wis-
sen über der Freiheit der einzelnen Men-
schen, nämlich über deren eigener Ur-
teilsbildung darüber, wie sie ihr Leben 
gestalten möchten.  

Diese Feinde kommen aus dem Inneren 
unserer Gesellschaft. Popper macht das 
am Übergang von Sokrates zu Platon und 
dann von Kant zu Hegel und Marx fest. 
Sokrates und Kant legen den intellektu-
ellen Grund für die offene Gesellschaft; 

Platon, Hegel und Marx zerstören diesen, 
indem sie die Suche nach dem, was jeder 
als ein für sich gelingendes Leben an-
sieht, durch den Wissensanspruch um ein 
absolutes Gutes ersetzen, auf das die Ge-
schichte zusteuert. Dieses Wissen berech-
tigt sie dazu, sich über Grundrechte und 
Menschenwürde hinwegzusetzen; denn es 
geht um das Ziel des menschlichen Da-
seins. Deshalb handelt es sich um einen 
Totalitarismus: Die gesamte Gesellschaft 
bis hin zum Leben der Familien und der 
Individuen wird auf die Verwirklichung 
des angeblichen absoluten Guten ausge-
richtet, ohne dass durch Menschenwürde 
und Grundrechte Schranken gesetzt sind.

Diese Feinde der offenen Gesellschaft 
sind durch die Massenmorde entlarvt 
worden, die sich im 20. Jahrhundert auf 
dem Weg zur Verwirklichung des angeb-
lich Guten als unumgänglich erwiesen ha-
ben. Auf diesem Weg wurden nicht nur 
Menschenwürde und Grundrechte besei-
tigt, sondern zugleich auch ein schlechtes 
Resultat in Bezug auf das absolut gesetz-
te, angebliche Gute erzielt. Unter kom-
munistischen Regimen hat es auf dem 
Weg zur klassenlosen, ausbeutungsfrei-
en Gesellschaft schlimmere wirtschaft-
liche Ausbeutungsverhältnisse gegeben 
als jemals im Kapitalismus. 

Der Weg zum Ziel einer reinrassigen 
Volksgemeinschaft hat im Nationalso-

zialismus eben dieses Volk an den Rand 
des Untergangs geführt. Diese Ideen und 
ihre politischen Folgen gehören in der Tat 
der Geschichte an.

Die neuen Feinde  
der offenen Gesellschaft

Nichtsdestoweniger stehen wir heute 
wieder vor einer Weichenstellung zwi-
schen offener Gesellschaft und Totali-
tarismus. Die neuen Feinde der offenen 
Gesellschaft kommen wieder aus dem 
Inneren der Gesellschaft mit Wissens-
ansprüchen, die zugleich kognitiver und 
moralischer Art sind und die wiederum 
eine technokratische Gestaltung der Ge-
sellschaft zur Folge haben, die sich über 
Menschenwürde und Grundrechte hin-
wegsetzt. Allerdings operieren die neu-
en Feinde der offenen Gesellschaft nicht 
mit dem Trugbild eines absolut Guten, 
sondern mit gezielt geschürter Angst 
vor Bedrohungen, die angeblich unsere 
Existenz gefährden. Diesen Bedrohun-
gen liegen Fakten zugrunde, wie die Aus-
breitung des Coronavirus oder der Kli-
mawandel, der mit der Industrialisierung 
in den letzten zwei Jahrhunderten korre-
liert. Man nimmt diese Bedrohungen zum 
Anlass, um bestimmte Werte absolut zu 
setzen, wie Gesundheitsschutz oder Kli-
maschutz. Eine Allianz aus Experten, Po-
litikern und manchen Wirtschaftsführern 
nimmt für sich in Anspruch, das Wissen 
zu haben, wie man das gesellschaftliche 
bis hin zum familiären und individuellen 
Leben steuern muss, um diese Werte zu 
sichern. Wiederum geht es um ein höhe-
res gesellschaftliches Gut – Gesundheits-
schutz, Lebensbedingungen zukünftiger 
Generationen – hinter dem individuel-
le Menschenwürde und Grundrechte zu-
rückzustehen haben.

Der eingesetzte Mechanismus besteht 
darin, diese Herausforderungen so ins 
Rampenlicht zu stellen, dass sie als exis-
tenzielle Krisen erscheinen – ein Killervi-
rus, das umgeht, eine Klimakrise, welche 
die Existenzgrundlagen unserer Kinder 
bedroht. Die Angst, die man auf diese 
Weise schürt, ermöglicht es dann, Ak-
zeptanz dafür zu erhalten, die Grundwer-
te unseres Zusammenlebens beiseite zu 
schaffen – genau wie in den von Popper 

Sir Karl Raimund Popper CH FBA FRS (28. Juli 
1902 – 17. September 1994) war ein österrei-
chisch-britischer Philosoph, akademischer und 
sozialer Kommentator. (Foto: Arturo Espinosa, 
Flickr.com/photos/espinosa_rosique/8302670045, 
Lizenz: CC BY 2.0)
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kritisierten Totalitarismen, in welchen das 
angeblich Gute sehr viele Menschen zu 
de facto verbrecherischen Handlungen 
motivierte. Es sind ja nicht in erster Li-
nie Böse, die Böses tun, sondern häufig 
Gute, die aus Sorge um einen ihrer Über-
zeugung nach bedrohten und existenziell 
wichtigen Wert Dinge tun, die letztlich 
verheerende Folgen haben.

Dieser Mechanismus trifft die offene 
Gesellschaft ins Mark, weil man ein be-
kanntes Problem ausspielt, nämlich das 
der negativen Externalitäten. Damit ist 
Folgendes gemeint: Die Freiheit des einen 
endet dort, wo sie die Freiheit anderer be-
droht. Handlungen des einen – einschließ-
lich der Verträge, die er eingeht – haben 
Auswirkungen auf Dritte, die außerhalb 
dieser Beziehungen stehen, deren Freiheit 
zur Gestaltung ihres Lebens aber durch 
diese Handlungen beeinträchtigt werden 
kann. Die Grenze, jenseits welcher die 
freie Lebensgestaltung des einen der frei-
en Lebensgestaltung anderer einen Scha-
den zufügt, ist nicht von vornherein fest-
gelegt. Man kann sie eher weit oder eher 
eng fassen. Der genannte Mechanismus 
besteht nun darin, mittels Erzeugens von 
Angst und unter dem Deckmantel von So-
lidarität diese Grenze so eng zu fassen, 
dass de facto kein Spielraum mehr für die 
freie Lebensgestaltung bleibt: Jede freie 
Lebensgestaltung des einen kann so aus-
gelegt werden, dass mit ihr negative Ex-
ternalitäten einhergehen, die potenziell 
eine Bedrohung für die freie Lebensge-
staltung anderer darstellen.

Die neuen Feinde der offenen Gesell-
schaft schüren die Angst vor der Ausbrei-
tung einer angeblichen Jahrhundertseu-

che – aber natürlich kann jede Form 
physischen Kontaktes zur Ausbreitung 
des Coronavirus (ebenso wie anderer Vi-
ren und Bakterien) beitragen. Sie schü-
ren die Angst vor einer drohenden Kli-
makatastrophe – aber natürlich kann jede 
Handlung Auswirkungen auf die nicht-
menschliche Umwelt haben und dadurch 
zur Veränderung des Klimas beitragen. 
Mithin soll jeder nachweisen, dass er mit 
seinem Handeln nicht unabsichtlich zur 
Ausbreitung eines Virus oder zur Schä-
digung des Klimas beiträgt usw. – die 
Liste könnte man beliebig erweitern. So 
stellt man alle Menschen unter Gene-
ralverdacht, letztlich mit allem, was sie 
tun, andere zu schädigen. Man kehrt die 
Beweislast um: Es muss nicht der kon-
krete Nachweis geführt werden, dass je-
mand mit bestimmten seiner Handlun-
gen andere schädigt. Vielmehr muss jeder 
nachweisen, dass er andere nicht schädigt, 
einschließlich der Mitglieder zukünfti-
ger Generationen. Dementsprechend kön-
nen sich die Menschen von diesem Ge-
neralverdacht nur dadurch befreien, dass 
sie ein Zertifikat erwerben, durch das sie 
sich reinwaschen – wie einen Impfpass, 
einen Nachhaltigkeitspass oder generell 
einen sozialen Pass. 

Das ist eine Art moderner Ablasshandel. 

Damit ist Freiheit abgeschafft und ein 
neuer Totalitarismus installiert; denn die 
Ausübung von Freiheit und die Gewähr-
leistung von Grundrechten hängt dann 
von einer Genehmigung ab, die eine Eli-
te von Experten erteilt – oder eben ver-
weigert.

Die Weichenstellung, vor der wir ste-
hen, ist somit diese: Eine offene Gesell-
schaft, die jeden bedingungslos als Per-
son mit einer unveräußerlichen Würde 
und Grundrechten anerkennt; oder eine 
geschlossene Gesellschaft, zu deren so-
zialem Leben man Zutritt erhält durch 
ein Zertifikat, dessen Bedingungen be-
stimmte Experten definieren, wie einst 
die Philosophen-Könige Platons. Genau 
wie letztere, deren Wissensansprüche von 
Popper entlarvt wurden, haben auch ihre 
heutigen Nachfahren kein Wissen, das sie 
in die Position versetzen würde, solche 
Bedingungen ohne Willkür festzusetzen.

Das Trugbild von Wissen  
zur Steuerung der Gesellschaft

Virenausbrüche in ähnlicher Größen-
ordnung wie die gegenwärtige Corona-
Pandemie hat es häufig gegeben – zuletzt 
die Asien-Grippe Mitte der 1950er und 
die Hongkong-Grippe Ende der 1960er 
Jahre. Offene Gesellschaften haben die-
se stets erfolgreich durch spontane Ver-
haltensanpassung und rein medizinische 
Mittel bekämpft. Dieses Wissen um effi-
ziente Pandemie-Bekämpfung wurde im 
Frühjahr 2020 über Bord geworfen. Die 
Experten, die für die bewährte medizini-
sche Strategie mit allgemeinen Hygiene-
Empfehlungen und gezieltem Schutz der 
Risikopersonen eintraten, wurden diffa-
miert – als ob jeder, der mit welcher wis-
senschaftlichen Reputation auch immer 
für den traditionellen Umgang mit einer 
Pandemie eintrat, seinen Verstand verlo-
ren hätte. Das Ziel war, an die Stelle der 
medizinischen eine politische Strategie zu 
setzen, welche die gesamte Gesellschaft 
durch allumfassende Kontrolle der physi-
schen Kontakte durch die Pandemie hin-
durchzusteuern versucht. Menschenwür-
de und Grundrechte stehen hinter dieser 
Kontrolle zurück. Es geht dabei nicht um 
Solidarität mit den gefährdeten Personen. 
Deren gezielter Schutz wird durch die po-
litische Reglementierung des gesamten so-
zialen Lebens unterminiert. Die politische 
Reglementierung des sozialen Lebens al-
ler wird geradezu zu einer Entschuldigung 
dafür, sich nicht gezielt um den Schutz der 
gefährdeten Personen kümmern zu müs-
sen, mit fatalen Folgen für diese, sichtbar 
in der skandalös hohen Anzahl von Coro-
na-Toten in den Alters- und Pflegeheimen. 
Es geht um soziale Kontrolle der Lebens-
gestaltung aller.

Inzwischen liegen zahlreiche Studien 
vor, die nachweisen, dass politische Re-
pressalien wie Lockdowns keinen statis-
tisch signifikanten Unterschied in der Be-
kämpfung der Corona-Pandemie ergeben 
[2]. Das kann man so veranschaulichen: 
Man legt Personen die relevanten Daten 
zum Infektionsgeschehen wie Kranken-
hauseinweisungen und Todesfälle im Ver-
hältnis zur Bevölkerung aus Ländern mit 
ähnlicher geographischer Lage und wirt-
schaftlicher Entwicklung über eine länge-
re Zeitspanne hinweg vor. Anhand dieser 

Verhungerte Bauern auf der Straße in Charkow 
während der Hungersnot in der sowjetischen 
Ukraine, 1932-1933. (Foto: Wikipedia. org, 
gemeinfrei. Erstveröffentlichung in „Muss 
Russland Hungern?“, Wilhelm Braumüller, 
Wien 1935).
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Daten lässt sich nicht ersehen, welche die-
ser Länder scharfe politische Maßnahmen 
wie einen Lockdown mit der Anordnung, 
zu Hause zu bleiben, ergriffen haben und 
welche nicht [3].

Ein Beispiel ist der Vergleich zwi-
schen Deutschland und Schweden ab Mai 
2020, nachdem Schweden die anfängli-
chen Versäumnisse im Schutz der Alters- 
und Pflegeheime in den Griff bekommen 
hatte: Zwischen Schweden ohne Lock-
down und Deutschland mit Lockdown 
gibt es seit Mai 2020 keinen statistisch 
signifikanten Unterschied im Erfolg der 
Bekämpfung der Pandemie. Ein ande-
res Beispiel sind Bundesstaaten in den 
USA, wie etwa Florida und Kaliforni-
en, die wegen ihres warmen Klimas und 
der Küstenlage vergleichbar sind. Seit 
September 2020 folgt der Gouverneur 
von Florida die Erkenntnisse der Wis-
senschaft, nämlich derjenigen Wissen-
schaft, mit der Pandemien in vergleich-
barer Größenordnung stets medizinisch 
erfolgreich bekämpft wurden. Florida 
steht trotz aller katastrophalen Prophe-
zeiungen, wenn man dieser Wissenschaft 
folgt, in der Pandemie-Bekämpfung nicht 
schlechter da als Kalifornien, wo wei-
terhin politische Repressalien bestehen. 
Ähnliches gilt für South Dakota, das nie 
zu politischen Zwangsmaßnahmen griff, 
im Vergleich zu North Dakota.

Mehr noch: Inzwischen bestätigen 
zahlreiche Studien aus vielen Ländern, 
dass die gesundheitlichen, sozialen und 
wirtschaftlichen Schäden der so genann-
ten Corona-Schutzmaßnahmen deren 
Nutzen bei weitem übersteigen werden. 
Berechnet wird dies auf folgende Weise: 
Man akzeptiert die Annahme, dass Lock-
downs tatsächlich vorzeitige Todesfäl-
le infolge einer Infektion mit dem Coro-
navirus in einer statistisch signifikanten 
Weise verhindern können. Man schätzt 
dann die Lebensjahre ab, die durch ei-
nen Lockdown gewonnen werden kön-
nen und vergleicht sie mit den Lebens-
jahren, die infolge der gesundheitlichen, 
sozialen und wirtschaftlichen Schäden, 
die Lockdowns anrichten, verloren ge-
hen; denn Menschen werden wegen dieser 
Schäden früher sterben als es ansonsten 
der Fall wäre. Diese Todesfälle treten na-
türlich erst in der Zukunft auf, und zwar 
weltweit und in sozial ungleich verteilter 

Weise: Sie betreffen in erster Linie unter-
privilegierte soziale Schichten und sich 
entwickelnde Länder, vor allem durch die 
Rückschritte in der Gesundheitsversor-
gung und Armutsbekämpfung in diesen 
Ländern. Diese Zahlen lassen sich nicht 
exakt abschätzen, aber ihre Größenord-
nung ist eindeutig: Die Schäden an ver-
loren gehenden Lebensjahren übertreffen 
die möglicherweise gewonnenen Lebens-
jahre um ein Vielfaches [4].

All das bestätigt ein bekanntes Resul-
tat: Wenn man Wert X – hier Gesund-
heitsschutz – über Menschenwürde und 
Grundrechte stellt, dann zerstört man 
nicht nur diese, sondern erzielt im Endef-
fekt auch ein schlechtes Resultat in Bezug 
auf X. In diesem Falle sind das gravieren-
de negative Effekte für den Gesundheits-
schutz, für die gesamte Bevölkerung und 
weltweit betrachtet, in Folge der verhee-
renden Schäden, welche die so genann-
ten Corona-Schutzmaßnahmen anrich-
ten. Man sollte hieraus die Konsequenz 
ziehen, Lockdowns und dergleichen in 
der Verfassung zu verbieten, damit sich 
das, was wir seit März 2020 erlebt haben, 
nicht wiederholen kann.

Ähnliches ist jedoch leider bei dem 
politischen Umgang mit der Klimakri-
se zu befürchten. Die mit der Industri-
alisierung korrelierte Erderwärmung ist 
zweifellos eine ernsthafte Herausforde-
rung. Nichtsdestoweniger zeigt uns der 
Umgang mit Klimaveränderungen in der 
Geschichte, wie die Menschheit diese bis-
her stets durch spontane Anpassung und 
technologische Innovation gemeistert hat. 
Dafür bietet die offene Gesellschaft die 
besten Bedingungen. Politische Bedin-
gungen zu stellen in Form einer Steue-
rung von Wirtschaft und Gesellschaft, 
die sich wiederum über Menschenwür-
de und Grundrechte hinwegsetzt und die 
mit ziemlich willkürlichen, politisch be-
einflussten Definitionen dessen operiert, 
was jeweils nachhaltig sein soll, führt 
nicht zum Ziel. Die Fakten zeigen schon 
jetzt, dass der CO2-Ausstoss in Indus-
trieländern ohne Energiewende bisher 
(wie Frankreich, England, USA) prozen-
tual in gleicher Größenordnung zurück-
gegangen ist wie in Ländern, die in den 
letzten 20 Jahren mit enormem finanzi-
ellen Aufwand eine Energiewende betrie-
ben haben (Deutschland). Entscheidend 

ist technologische Innovation und nicht 
politische Bevormundung, die sich auf 
Wissenschaftler stützt, welche moralisch-
normatives Wissen zur Steuerung der Ge-
sellschaft beanspruchen. Es ist wiederum 
zu befürchten, dass die politische Len-
kung zur angeblichen Rettung des Welt-
klimas eine gezielte, lokale Bekämpfung 
derjenigen konkreten Umweltprobleme 
geradezu verhindert, die tatsächlich in 
der Gegenwart jedes Jahr eine Vielzahl 
von Todesopfern fordern.

Es ist kein Zufall, dass es weitgehend 
dieselbe Gruppe von Experten und ihren 
Organisationen wie Akademien im Ver-
bund mit einigen Politikern und manchen 
Wirtschaftsführern ist, welche Coronak-
rise und Klimakrise zum Anlass nehmen, 
uns von einer offenen in eine geschlosse-
ne Gesellschaft hineinzusteuern. 

Die Ausbreitung des Coronavirus soll 
offenbar als Generalprobe für Folgen-
des herhalten: Durch das gezielte Schü-
ren von Angst negative Externalitäten 
so umfassend zu definieren, dass jede 
Freiheitsausübung unter Generalver-
dacht steht, um dann eine Kontrolle der 
Freiheit durch von angeblichen Exper-
ten formulierte Bedingungen durchset-
zen zu können.

Wieso geschieht das? Für viele Wis-
senschaftler und Intellektuelle ist es 
offenbar schwer einzugestehen, kein 
normatives Wissen zu haben, das die 
Steuerung der Gesellschaft ermöglicht. 
Sie erliegen der Versuchung, die bereits 
Popper bei den von ihm kritisierten In-
tellektuellen und Wissenschaftlern aus-
machte. Für Politiker ist es wenig at-
traktiv, am besten nichts zu tun und das 
Leben der Menschen seinen Gang ge-
hen zu lassen. Da kommt die Gelegenheit 
recht, altbekannte, aber in neuer Form 
auftretende Herausforderungen zu exis-
tenziellen Krisen hochzureden und Angst 
zu schüren mit pseudo-wissenschaftli-
chen Modellrechnungen, die in Katast-
rophen-Prognosen münden. Dann können 
Wissenschaftler sich mit politischen For-
derungen ins Rampenlicht stellen, denen 
durch den angeblichen Notstand keine 
rechtsstaatlichen Grenzen gesetzt sind. 
Politiker können durch wissenschaftli-
che Legitimation eine Macht erhalten, 
in das Leben der Menschen einzugreifen, 
die sie auf demokratischem, rechtsstaat-
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lichem Wege nie erlangen könnten. Be-
reitwillig hinzu gesellen sich diejenigen 
wirtschaftlichen Akteure, die von dieser 
Politik profitieren und die Risiken ihrer 
Unternehmen auf den Steuerzahler ab-
wälzen können.

Es gibt einzelne Wissenschaftler, Po-
litiker und Wirtschaftsführer, die be-
reits bei vergangenen Virenausbrüchen 
wie der Schweinegrippe 2009 politische 
Zwangsmaßnahmen gefordert hatten. 
Diese Personen waren darauf vorberei-
tet, den nächstbesten Virusausbruch dafür 
zu nutzen, um ihre Pläne – aus aufrichti-
ger Überzeugung, Machtwillen oder Pro-
fitinteressen – durchzusetzen. Aber gera-
de die Wissenschaftstheorie Poppers lehrt 
uns, dass kein Individuum oder Gruppe 
von Individuen die Entwicklung der Ge-
sellschaft mittels eines vorbereiteten Pla-
nes (einer «Verschwörung») bestimmen 
kann. Es waren kontingente Umstände – 
wie vielleicht die Bilder aus Wuhan und 
Bergamo – verbunden mit Panikreaktio-
nen, die dazu führten, dass diesmal die-
se Pläne in breiten Kreisen von Medien, 
Politikern und Wissenschaftlern Anklang 
fanden. Es bildete sich dann ein Trend 
aus, der immer mehr gesellschaftliche 
Akteure mit sich riss und dem man sich 
nur schwer entziehen konnte.

Diese Situation ist gut mit dem Aus-
bruch des ersten Weltkriegs vergleichbar, 
der sich auch aus kontingenten Umstän-
den im Juli 1914 entwickelt hatte. In der 
Tat besteht die Gefahr, dass sich die Ge-
schichte des 20. im 21. Jahrhundert wie-
derholt: Der politische Umgang mit der 
Corona-Pandemie entspricht dem ersten 
Weltkrieg. Forderungen einer radikalen 
Umwälzung der Gesellschaft wie „Zero 
Covid“ (und deren Pendant im Klima-
Aktivismus) entsprechen dem Bolsche-
wismus. Gegen diese Forderungen und 
das Versagen der Eliten insgesamt for-
miert sich ein radikaler Rechtspopulis-
mus, der sich zum zeitgenössischen Pen-
dant des Faschismus entwickeln könnte. 
Die wirtschaftlichen Folgen der Coro-
na-Zwangsmaßnahmen und das unbe-
grenzte Gelddrucken, um diese Folgen 
aufzufangen, könnten zu Inflation und 
schließlich einer Wirtschaftskrise füh-
ren wie am Ende der 1920er Jahre, in 
der die liberalen Kräfte in Kontinental-
europa zwischen Bolschewismus und Fa-

schismus zerrieben wurden. Es ist wich-
tig, sich dieser Gefahr bewusst zu sein, 
die Parallelen zum Ablauf des 20. Jahr-
hunderts zu erkennen und sich dem fa-
talen Trend, der sich im Umgang mit der 
Corona-Pandemie ausgebildet hat, entge-
genzustellen.

Das Problem negativer  
Externalitäten und seine Lösung

Das Problem, das hier zutage tritt, ist ein 
altes. Es wohnt auch dem rein auf Schutz 
beschränkten Staat inne: Um jeden wir-
kungsvoll vor Gewalt zu schützen, müsste 
von jedem zu jeder Zeit der Aufenthalts-
ort nachweisbar sein; um die Gesundheit 
von jedem wirkungsvoll vor Ansteckung 
durch Viren zu schützen, müssten von je-
dem zu jeder Zeit die physischen Kon-
takte kontrollierbar sein. Das Problem 
ist die willkürliche Definition von nega-
tiven Externalitäten, gegen die auch der 
Liberalismus und sogar der Libertaria-
nismus per se nicht gefeit sind. Denn es 
ist nicht klar, was eine negative Externa-
lität ist und was nicht. So kann man aus 
der Ausbreitung von Viren oder der Ver-
änderung des Weltklimas negative Ex-
ternalitäten ableiten, die letztlich in jeg-
lichem Handeln von Menschen auftreten 
und die eine Reglementierung erfordern, 
sei es eine staatliche, sei es eine markt-
wirtschaftliche über die Ausweitung von 
Eigentumsrechten. Man könnte zum Bei-
spiel jeder Person Eigentumsrechte an der 
sie umgebenden Luft zusprechen, so dass 
diese Luft nicht durch Viren belastet sein 
darf, die durch menschliche Körper ver-
breitet werden, oder bestimmte klima-
tische Bedingungen erfüllen muss, die 
durch menschliche Handlungen beein-
flusst werden usw.

Folglich ist der Gegensatz nicht der zwi-
schen Staat und freien Märkten. In die-
sem Schema zu denken, greift zu kurz, um 
das zugrunde liegende Problem der will-
kürlichen Ausweitung negativer Exter-
nalitäten anzugehen. Die Kontrolle kann 
durch staatliche oder private Stellen erfol-
gen. Die Zertifikate, welche die Menschen 
reinwaschen und die Teilnahme am sozia-
len und wirtschaftlichen Leben ermögli-
chen, können von privaten oder staatlichen 
Stellen ausgegeben werden. Es kann Kon-

kurrenz in Bezug auf sie und ihre kon-
krete Ausgestaltung geben. Das alles ist 
letztlich irrelevant. Der Punkt ist der To-
talitarismus der allumfassenden Kontrolle, 
in den auch liberal angelegte Staats- und 
Gesellschaftsordnungen abgleiten kön-
nen, wenn man es zulässt, negative Ex-
ternalitäten so willkürlich zu definieren, 
dass am Ende jeder mit all seinem Han-
deln unter dem Generalverdacht steht, an-
dere zu schädigen.

Dagegen kann man nur mit einem sub-
stanziellen Menschenbild angehen, das 
auf Freiheit und Menschenwürde basiert. 
Daraus ergeben sich Grundrechte, die in 
folgendem Sinne bedingungslos gelten: 
Ihre Geltung kann nicht einem höheren 
Ziel untergeordnet werden. Sie können 
nur ausgesetzt werden, wenn die Vertei-
digung der Existenz des Staates, der ihre 
Geltung durchsetzt, dieses erfordert, wie 
im Falle eines äußeren Angriffs. Das ist 
das Fundament der offenen Gesellschaft 
im Sinne Poppers, das, wie oben erwähnt, 
gelegt wird durch das Naturrecht, die For-
derung der politischen Durchsetzung uni-
verseller Menschenrechte in der Aufklä-
rung usw. Zu der offenen Gesellschaft 
gehört eine Wissenschaft, die ebenso of-
fen ist in ihrer Forschung und Lehre wie 
die Gesellschaft, genauso wie Vertrags-
freiheit und die mit ihr verbundene wirt-
schaftliche Freiheit. Letztere besteht aber 
nicht für sich allein, sondern nur auf dem 
genannten Fundament. Denn nur von die-
sem Fundament aus, das jedem unbedingt 
das Recht zur freien Lebensgestaltung zu-
spricht, kann man dann negative Externa-
litäten eingrenzen in Form konkreter und 
signifikanter Schädigungen der Freiheit 
anderer, welche dann in der Tat äußere 
Eingriffe in die Lebensführung von Per-
sonen rechtfertigen.

Noch einmal anders formuliert: Das 
Axiom ist die Freiheit jeder Person im 
Denken und Handeln; einen Menschen 
als Person anzuerkennen, heißt, ihm die-
se Freiheit zu gewähren und damit sei-
ne Würde zu respektieren. Damit ist das 
Recht verbunden, sein Leben selbst zu 
gestalten. Es gibt keinen moralischen 
Wert, der über dieser Würde steht und 
in Hinblick auf den es gerechtfertigt sein 
könnte, negative Externalitäten zu defi-
nieren, die das Handeln jedes Menschen 
unter den Generalverdacht der Schädi-
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gung anderer im Hinblick auf diesen 
Wert stellen (wie Gesundheitsschutz 
oder Klimaschutz). In der Philosophie 
nennt man eine solche Überlegung ein 
transzendentales Argument, das a pri-
ori gilt. Empirisch, aus der Geschichte 
ebenso wie aus der Erfahrung, die wir 
zur Zeit wieder machen, ist zudem of-
fensichtlich (wenn man nur hinschauen 
will), dass dann, wenn man diese Grund-
lage verlässt, stets großer Schaden für die 
allermeisten Menschen angerichtet wird 
und Nutzen nur für die Elite derjenigen, 
welche von den Bedingungen profitieren, 
die den Zutritt zur geschlossenen Gesell-
schaft regeln. Dieses empirische Argu-
ment ergänzt das genannte transzenden-
tale Argument.

Wie nach dem zweiten Weltkrieg ste-
hen wir heute vor einer Weichenstellung, 
welche unsere Gesellschaft für die kom-
menden Jahrzehnte prägen könnte, weil 
sie einen Trend setzen könnte, der alle 
wesentlichen gesellschaftlichen Gruppen 
und politischen Parteien umfasst. Peter 
Sloterdijk hat im März 2020, zu Beginn 
der Coronakrise, gesagt, dass der Wes-
ten sich als genauso autoritär wie Chi-
na erweisen wird [5]. Leider sollte er im 
vergangenen Jahr in einer Weise Recht 
bekommen, die viele, der Autor dieses 
Papiers eingeschlossen, nach der Erfah-
rung der Totalitarismen des 20. Jahrhun-
derts nicht für möglich gehalten haben. 
Ein großer Teil der Organisationsformen 
der gesellschaftlichen Gruppen ebenso 
wie der politischen Parteien – einschließ-
lich derer, welche die Bezeichnung «li-
beral» führen – hat sich in den Trend zu 
dem neuen Totalitarismus umfassender 
Kontrolle eingereiht. Aber es gab auch 
viele, die sich aus liberaler, religiöser oder 
sozialer Überzeugung dagegen gewandt 
haben – oder einfach nur, weil sie sich 
nicht den gesunden Menschenverstand 
haben nehmen lassen durch eine model-
lierte Realität, die ihnen Medien vorge-
gaukelt haben.

Es ist höchste Zeit, dass wir uns der 
Weichenstellung bewusst werden, vor der 
wir stehen. Dazu braucht es einen nüch-
ternen Blick, der sich nicht von den Ängs-
ten trüben lässt, welche die neuen Feinde 
der offenen Gesellschaft schüren, nämlich 
den Blick und das Vertrauen darauf, was 
jeden einzelnen von uns als vernunftbe-

gabtes Lebewesen auszeichnet: die Würde 
der Person, die in ihrer Freiheit im Den-
ken und Handeln besteht [6].

Zusammenfassung

Wie nach dem zweiten Weltkrieg stehen 
wir heute erneut vor einer Weichenstel-
lung zwischen Freiheit und Totalitarismus 
– zwischen einer offenen Gesellschaft, 
die jeden Menschen bedingungslos als 
Person anerkennt und einer geschlosse-
nen Gesellschaft, die die Gewährung von 
Grundrechten an bestimmte Bedingun-
gen knüpft.

Herausforderungen wie die Ausbrei-
tung des Coronavirus oder der Klima-
wandel sind in ihrer Qualität und Grö-
ßenordnung nicht völlig neu. Solche 
Herausforderungen wurden von offenen 
Gesellschaften stets durch spontane Ver-
haltensanpassung und technologische In-
novation gemeistert.

Akteure aus Wissenschaft, Politik und 
Wirtschaft in Verbindung mit Massen-
medien reden diese Herausforderungen 
zu existenziellen Krisen für die Mensch-
heit hoch, um mittels gezielt geschürter 
Angst Akzeptanz dafür zu erhalten, die 
Grundwerte unseres Zusammenlebens 
beiseite zu schaffen.

Man spielt dabei Externalitäten so aus, 
dass letztlich jedes freie Handeln unter 
dem Verdacht steht, andere zu schädigen. 
Von diesem Verdacht kann man sich dann 
nur durch einen Impf-, Nachhaltigkeits- 
oder allgemein sozialen Pass befreien. Die 
Ausübung von Freiheit wird damit unter 
Bedingungen gestellt, die Experten fest-
setzen, welche für sich in Anspruch neh-
men, ein moralisch-normatives Wissen zur 
Steuerung der Gesellschaft zu haben – wie 
einst die Philosophen-Könige Platons.

Dagegen kann man nur mit einem sub-
stanziellen Menschenbild angehen, das 
auf Freiheit und Menschenwürde basiert, 
woraus sich Grundrechte ergeben, die be-
dingungslos gelten. Es gibt keinen mora-
lischen Wert, der über der Würde jedes 
einzelnen Menschen steht. 

Die offene Gesellschaft und ihre Feinde 
ist der Titel von Karl Poppers Hauptwerk 
in politischer Philosophie, geschrieben im 
Exil in Neuseeland während des zweiten 
Weltkriegs und 1945 veröffentlicht. 
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den Austausch mit Andreas Buchleitner, Boris 
Kotchoubey, Christoph Lütge, Henrique Schneider 
und Gerhard Wagner. Natürlich bin ich allein für 
diese Ausführungen verantwortlich.

Foto: Sven Steinmeyer, Flickr.com/photos/
swelt/3334646471, Lizenz: CC BY-SA 2.0
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Vor Kurzem überbrachte die tansanische 
Vizepräsidentin Samia Suluhu Hassan die 
Nachricht, dass der Präsident ihres Lan-
des, John Pombe Magufuli, an Herzver-
sagen gestorben sei [1]. Präsident Magu-
fuli war seit Ende Februar als vermisst 
gemeldet worden [2], wobei mehrere re-
gierungsfeindliche Parteien Geschichten 
in Umlauf brachten, dass er an COVID-19 
erkrankt sei. Während seiner Präsident-
schaft hatte Magufuli konsequent den 
Neokolonialismus in Tansania heraus-
gefordert, sei es durch die Ausbeutung 
der natürlichen Ressourcen seines Landes 
durch räuberische multinationale Kon-
zerne oder durch den Einfluss des Wes-
tens auf die Lebensmittelversorgung sei-
nes Landes.

In den Monaten vor seinem Tod war 
Magufuli bekannter geworden und wur-
de vor allem im Westen verteufelt, weil er 
sich der Autorität internationaler Organi-
sationen wie der Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) widersetzte, als es darum 
ging, die Reaktion seiner Regierung auf 
die COVID-19-Krise zu bestimmen. Al-
lerdings hatte Magufuli viele der gleichen 
Interessen und Organisationen, die durch 
seine Reaktion auf COVID verärgert wa-
ren, schon seit Jahren verschmäht. So hat-
te er von Bill Gates finanzierte Versuche 
mit gentechnisch veränderten Nutzpflan-
zen abgelehnt und in jüngster Zeit eini-
ge der mächtigsten Bergbauunternehmen 
im Westen verärgert – Unternehmen mit 
Verbindungen zum Weltwirtschaftsfo-

Während seine COVID-19-Politik die Medienberichterstattung über sein Verschwinden und seinen verdäch-
tigen Tod dominiert hat, wurde Tansanias John Magufuli von den westlichen Eliten für viel mehr gehasst 
als für seine Ablehnung von Lockdowns und Maskenpflichten. Insbesondere seine Bestrebungen zur 
Verstaatlichung der Bodenschätze des Landes drohten, dem Westen die Kontrolle über die Ressourcen zu 
entziehen, die als wesentlich für die neue grüne Wirtschaft angesehen wurden.
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John Pombe Magufuli. (Foto: Paul Kagame 
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Tansaniarum und den Bemühungen des Forums, 
den Kurs der vierten industriellen Revo-
lution zu lenken.

Bedrohlicher als seine jüngsten CO-
VID-Kontroversen war in der Tat die Be-
drohung, die Magufuli für die ausländi-
sche Kontrolle über das weltweit größte, 
entwicklungsfähige Nickelvorkommen 
darstellte, ein Metall, das für Elektro-
auto-Batterien und damit für die aktu-
ellen Bemühungen, eine elektrische, au-
tonome Fahrzeugrevolution einzuleiten, 
unerlässlich ist. So hatte Magufuli nur 
einen Monat vor seinem Verschwinden 
eine Vereinbarung unterzeichnet, um mit 
der Erschließung dieses Nickelvorkom-
mens zu beginnen. Dieses Vorkommen 
befand sich zuvor im gemeinsamen Be-
sitz von Barrick Gold und Glencore, dem 
Rohstoffriesen, der eng mit dem israeli-
schen Mossad verbunden ist, bis Magu-
fuli ihnen 2018 die Lizenzen für das Pro-
jekt entzog.

Der Sturz der mächtigsten Unterneh-
mens- und Bankenkartelle, gefolgt vom 
mysteriösen Beginn eines plötzlichen Re-
gimewechsels, würde normalerweise eine 
beträchtliche Berichterstattung von anti-
imperialistischen, unabhängigen Medi-
en hervorrufen, die kürzlich über ähnli-
che Ereignisse in Bolivien berichteten, die 
zur Absetzung von Evo Morales führten. 
Doch genau die Medien, die seit Jahren 
ausführlich über die vom Westen unter-
stützten Bemühungen um einen Regime-
wechsel berichten, schweigen völlig über 
den sehr „günstigen“ Tod von Magufuli. 
Vermutlich hängt ihr Schweigen mit Ma-
gufulis Missachtung der COVID-19-Nar-
rativ-Orthodoxie zusammen, da dieselben 
Medien weitgehend das offizielle Narrativ 
der Pandemie gefördert haben.

Doch unabhängig davon, ob man mit 
Magufulis Reaktion auf COVID einver-
standen ist: sein plötzlicher Abgang und 
die neue Führung Tansanias stellt eine 
Niederlage für eine weithin populäre in-
ländische Bewegung dar, die versuchte, 
die jahrhundertelange Ausbeutung Tan-
sanias durch den Westen zu mildern und 
umzukehren. Mit Magufulis langem Ver-
schwinden, gefolgt von seinem scheinbar 
plötzlichen Tod durch Herzversagen, wird 
die Zukunft des Landes nun von tansani-
schen Politikern bestimmt, die tiefe Ver-
bindungen zu den oligarchisch geprägten 

Fläche: 945.087 km, Hauptstadt: Dodoma 
Amtssprache: Swahili (Nationalsprache), 
Englisch[1] (pro forma)

Regierung: Staatsform: föderale präsiden-
tielle Republik 
Präsidentin: Samia Suluhu Hassan 
Premierminister: Kassim Majaliwa

Bevölkerung (Stand 2019):  
Einwohnerzahl: ca. 55,9 Mio. (2019),  
davon ca. 70% ländlich, 30% städtisch 
Bevölkerungsdichte: 64 Einwohner/km 
Bev.-Entwicklung: ca. + 3,0 % jährlich, 
Kinder: 43,8 % unter 15 Jahre 
Lebenserwartung: 65,5 Jahre 
30-40% Muslime, 30-40% Christen 
Malaria-Tote: ca. 60.000 jährlich  
HIV-Infizierte: 4,7 % der Erwachsenen 

Wirtschaft: 
Währung: Tansania-Schilling (TZS) 
Bruttoinlandsprodukt (ca., 2019) 
· Total (nominal): 61 Mrd. USD 
· Total (kaufkraftbereinigt): 160 Mrd. USD 
· BIP/Einw. (nom.): 1.080 USD 
·  BIP/Einw. (kaufkraftbereinigt): 2.841 USD

Exportgüter: Gold, Kaffee,  
Tee, Baumwolle, Tabak

Infrastruktur:  
4 Seehäfen, 4 Flughäfen, 86.472 km Stra-
ßennetz (davon 7.092 km asphaltiert), 
3.690 km Schienennetz 
17,4 Mio. Mobilfunk- und 180.000 Fest-
netzanschlüsse (Stand 2009). 5,3 % der 
Bevölkerung nutzen das Internet (2016) 
Strom: ca. 35% Wasserkraft, 34% Gas, 
31% Diesel, ans Stromnetz angeschlos-
sen: ca. 25 % der städt. Bev., 7% der 
ländl. Bev.

Geschichte:  
Kolonialisierung: Portugiesen (ab 16. Jh.),  
Deutschen (ab 1885), Briten und Belgier 
(ab 1916), Briten (ab 1945) 
Unabhängigkeit: 9. Dez. 1961 (von UK) 
1. Staatspräsident: Julius K. Nyerere (bis 
1985), sozialistisch geprägt, bis 1992 Ein-
Parteien-System

Quellen: https://de.wikipedia.org/wiki/
Tansania. Bild oben: Carl Steinbeißer, 
de.Wikipedia.org, CC BY-SA 3.0

Tansania im Überblick

von Subheadline Autor
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Vereinten Nationen und dem Weltwirt-
schaftsforum haben.

Im Gegensatz zu Magufuli, der sich 
routinemäßig gegen räuberische Konzerne 
und imperialistische Pläne für sein Land 
wehrte, sind Samia Suhulhu und der tan-
sanische Oppositionspolitiker Tundu Lissu 
bereit, die Ressourcen ihres Landes und 
ihre Bevölkerung auf dem Altar der von 
der westlichen Elite betriebenen vierten 
industriellen Revolution zu opfern.

Magufulis gefeierter Aufstieg  
und seine Auseinandersetzungen 
mit dem Westen

Magufuli wurde zum ersten Mal im Jahr 
2015 zusammen mit seiner Kandidatin und 
jetzigen Präsidentin von Tansania, Samia 
Suhulu, mit 58% der Stimmen gewählt. 
Zunächst wurde der Präsident von den-
selben westlichen Medien überschwäng-
lich gelobt, die ihn später zu verteufeln 

versuchten. Zum Beispiel reflektierte ein 
BBC-Bericht aus dem Jahr 2016 Magufu-
lis erstes Jahr im Amt und bemerkte seine 
96%-ige Zustimmungsrate. Der Bericht zi-
tierte auch den politischen Analysten Kiti-
la Mumbo, der kommentierte: „Es besteht 
kein Zweifel, dass Präsident Magufuli bei 
vielen einfachen Tansaniern sehr beliebt 
ist“ und fügte hinzu, dass „das Hauptver-
sprechen des Präsidenten, die kostenlose 
Bildung auf die Sekundarstufe auszudeh-
nen, das im Januar in Kraft trat, gut auf-
genommen wurde.“

Ebenfalls 2016 hatte CNN berichtet, 
dass „die tansanische Öffentlichkeit für 
ihren neuen Präsidenten John Magufu-
li schwärmt“ und dass „Magufuli nach 
seinem Sieg im Oktober 2015 eine erbar-
mungslose Säuberung von Korruption in 
Angriff genommen hat“ [3]. Der Artikel 
berichtete, dass Magufuli einen neuen 
Begriff inspiriert hat, wie in den Social-
Media-Posts der Tansanier zu sehen ist:„

… ‚Magufulifizieren‘ – definiert als: 
‚Eine Handlung schneller oder billiger ma-
chen oder erklären; 2. [Beamte] ihrer Fä-
higkeit berauben, das Leben auf Kosten 
der Steuerzahler zu genießen; 3. fau-
le und korrupte Personen in der Gesell-

schaft terrorisieren.‘“

Tatsächlich zeichnete sich Magufulis 
Amtszeit dadurch aus, dass er Entschei-
dungen traf, die der Mehrheit der Tansa-
nier zugute kamen, größtenteils auf Kos-
ten ausländischer Konzerne, aber auch 
durch die Überholung einer Regierung, 
die vor Magufulis Aufstieg für ihre tief 
verwurzelte Korruption und Abwesen-
heit bekannt war. Seine Regierung kürzte 
die Gehälter der Führungskräfte staatli-
cher Unternehmen [4], sowie sein eigenes 
Gehalt von 15.000 USD auf 4.000 USD 
[5]. Einige staatliche Paraden und Fei-
ern wurden reduziert oder abgesagt, um 
die Kosten für öffentliche Krankenhäu-
ser zu decken.

Das Gesundheitswesen war schon lange 
eine von Magufulis Prioritäten, und die 
Lebenserwartung des Landes stieg mit 
jedem Jahr seiner Amtszeit deutlich an 
[6]. Darüber hinaus wurden in den vor-
angegangenen 50 Jahren der tansanischen 
Unabhängigkeit nur 77 Distriktkranken-

häuser gebaut, während allein in den letz-
ten 4 Jahren 101 solcher Krankenhäuser 
mit lokalen Mitteln gebaut und ausge-
stattet wurden [7]. Bis Juli 2020 hat sich 
das Land, laut Weltbank, von einem so-
genannten Land mit niedrigem Einkom-
men zu einem Land mit mittlerem Ein-
kommen entwickelt [8].

Ein kürzlich erschienener Bericht des 
Think Tanks „Center for Strategic Inter-
national Studies (CSIS)“, eine Denkfab-
rik der „Falken“ des US-Establishments, 
war sehr kritisch gegenüber Magufuli, be-
merkte aber das Folgende über seine po-
litische Philosophie:„

Magufuli, der seine eigene ‚Tanza-
nia first‘-Philosophie vertritt, glaubt, dass 
Tansania seit der Unabhängigkeit von aus-
beuterischen Mabeberu („Imperialisten“) 
um Profit und Wohlstand betrogen wur-
de. Um sich populistische Unterstützung 
zu sichern, hat Magufuli seine Agenda 
als Fortsetzung der sozialistischen Vision 
von Tansanias erstem Präsidenten, Mwa-
limu Julius Nyerere, gestaltet, der für Ei-
genständigkeit, eine Intoleranz gegenüber 
Korruption und einen starken nationalis-

tischen Charakter eintrat.“ [9]

Magufulis verschiedene Konflikte mit 
den Mabeberu zogen sich durch seine ge-
samte Präsidentschaft und richteten sich 
gegen verschiedene Projekte und Unter-
nehmungen von Konzernen und Oligar-
chen, die seit Jahrzehnten einen Großteil 
des Globalen Südens ausbeuten. 

Ende 2018 ordnete die Regierung Tan-
sanias beispielsweise an, alle laufenden 
Feldversuche mit gentechnisch verän-
derten Pflanzen zu stoppen und alle im 
Rahmen dieser Versuche angebauten 
Pflanzen zu vernichten [10]. Diese Ver-
suche wurden von einer Partnerschaft na-
mens „Water Efficient Maize for Africa“ 
(WEMA) durchgeführt, die eine Zusam-
menarbeit zwischen Monsanto und der 
„African Agricultural Technology Foun-
dation“ [11] war, einer gemeinnützigen 
Organisation, die von der Bill and Me-
linda Gates Foundation, der Rockefeller 
Foundation, dem GVO-Saatgut-/Agro-
chemiegiganten Syngenta, PepsiCo und 
der „United States Agency for Internati-
onal Development“ (USAID) finanziert 

Quellen:
[1] Twitter, Samia Sulhuhu, „Taarifa ya Kifo Cha 
Rais Wa Jamhuri Ya Muungano Wa Tanzania“, am 
17.03.2021, <https://twitter.com/SuluhuSamia/
status/1372312953609945093>
[2] news.sky.com, „Speculation grows over 
‚missing‘ COVID-denying president of Tanzania 
John Magufuli“, am 10.03.2021, <https://news.
sky.com/story/speculation-grows-over-missing-
covid-denying-president-of-tanzania-john-
magufuli-12242020>
[3] BBC News, „What has Tanzania‘s Magufuli done 
during his year in office?“, am 04.11.2016, <https://
www.bbc.com/news/world-africa-37822740>
[4] CNN, Kieron Monks,„John Magufuli, the no-frills  
President who declared war on waste“, am 
14.1.16, <https://www.cnn.com/2016/01/14/africa/
tanzania-president-john-magufuli/index.html>
[5] Reuters, Fumbuka Ng‘wanakilala, „Tanzanian 
president discloses salary, one of lowest among 
African leaders“, am 04.10.2017, <https://www.reu-
ters.com/article/us-tanzania-president/tanzanian-
president-discloses-salary-one-of-lowest-among-
african-leaders-idUSKCN1C91FU>
[6] World Bank, „Life expectancy at birth, total 
(years) – Tanzania“, 2019 Revision, <https://
data.worldbank.org/indicator/SP.DYN.LE00.
IN?locations=TZ>
[7] penresa.com, Dante Dilulio, „Magufuli eyes 
Exponential Growth Past 2020“, am 28.10.2020, 
<https://www.penresa.com/magufuli-eyes-
exponential-growth-past-2020/>
[8] World Bank Blogs, William G. Battaile, „What 
does Tanzania’s move to lower-middle income 
status mean?“, am 10.07.2020, <https://blogs.
worldbank.org/africacan/what-does-tanza-
nias-move-lower-middle-income-status-mean>
[9] Center for Strategic & International Studies, 
Marielle Harris, „Unfinished Business: Magufuli’s 
Autocratic Rule in Tanzania“, am 05.02.2021, 
<https://www.csis.org/analysis/unfinished-
business-magufulis-autocratic-rule-tanzania>
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wird, die seit langem dafür bekannt ist, 
ein Aushängeschild der CIA zu sein. 

Dann, im Januar 2021, einen Monat 
vor Magufulis Verschwinden, kündigte 
Tansanias Landwirtschaftsministerium - 
bereits zum zweiten Mal - nicht nur eine 
Stornierung aller „Forschungsversuche 
mit gentechnisch veränderten Organis-
men (GVO) im Land“ an, sondern auch 
Pläne zur Einführung neuer Biosicher-
heitsvorschriften, die darauf abzielten, 
Tansanias Ernährungssouveränität zu 
schützen, indem westliche GVO-Saat-
gutimporte überprüft werden [12].

In der Vergangenheit waren die USA 
besonders hart zu Ländern, die sich der 
Integration von GVO-Biotechnologie in 
ihr Lebensmittelsystem widersetzten. 
Laut einer Depesche des Außenminis-
teriums aus dem Jahr 2007, das von Wi-
kileaks veröffentlicht wurde, riet Craig 
Stapleton, der damalige US-Botschafter 
in Frankreich, den USA, sich auf einen 
Wirtschaftskrieg mit Ländern vorzuberei-
ten, die nicht bereit sind, Monsantos gen-
technisch verändertes Maissaatgut in ih-
ren Agrarsektor einzuführen. Er empfahl 
den USA, „eine Ziel-Vergeltungsliste zu 
kalibrieren, die einige Schmerzen in der 
gesamten EU verursacht“ – für den Wi-
derstand des Blocks gegen die Zulassung 
einiger GVO-Produkte [13]. 

In einem anderen Memo aus dem Jahr 
2009 leitete ein in Deutschland stationier-
ter US-Diplomat Informationen über bay-
erische politische Parteien an mehrere 
US-Bundesbehörden und den US-Vertei-

digungsminister weiter und teilte ihnen 
mit, welche Parteien gegen Monsantos 
M810-Maissaatgut waren und sprach von 
„Taktiken, die die USA anwenden könn-
ten, um die Opposition aufzulösen“ [14].
Die Verwendung von Nahrungsmitteln 
als Waffe für imperialistische Agen-
den durch die US-Regierung wurde de 
facto zur Politik, als Henry Kissinger 
während der Nixon-Regierung Außen-
minister war. In dieser Zeit wurde vom 
Außenministerium ein geheimer Bericht 
erstellt, in dem argumentiert wurde, dass 
die Bevölkerung der Entwicklungslän-
der die nationale Sicherheit der USA 
bedrohe, und in dem postuliert wurde, 
dass Nahrungsmittelhilfe als „Instru-
ment der nationalen Macht“ eingesetzt 
werden sollte, um das US-Imperium vo-
ranzubringen [15].

Eine Straßensperre  
für die „grüne“ Zukunft der  
herrschenden Klasse

Magufulis Rolle dabei, „Big Ag“ („Big 
Agriculture“, Anm. d. Übersetzers) in 
Tansania einen Monat vor seinem Ver-
schwinden und Tod den Boden zu entzie-
hen, wirft sicherlich Verdachtsmomente 
hinsichtlich der Umstände seines Able-
bens auf. Als ob das noch nicht genug 
wäre, verärgerte Magufuli im gleichen 
Zeitraum die mächtigsten Rohstoffkon-
zerne der Welt in den Bereichen Bergbau 
[16], Öl und Erdgas [17].

Die Kabanga Nickel Lagerstätte (vgl. nächste Seite) hat ein riesiges Mineralvorkommen. Es war im Besitz des kanadischen Unternehmens Berrick 
Gold und des Rohstoffgiganten Glencore, bevor die Regierung Magufuli die Lizenz, im Mai 2018, widerrief. (Logo Kabanga Nickel: Kabanga Nickel 
/ Twitter: <https://twitter.com/KabangaNickel/with_replies> ; Bild Lagerstätte: kabanganickel.com / Gigi Penna auf Twitter: <https://twitter.com/
giginator_/status/1361093926099193860/photo/1>)

Quellen:
[10] wazo-huru.blogspot.com, Na Mathias Canal, 
Wizara ya Kilimo-Dodoma, „KATIBU MKUU WIZARA 
YA KILIMO AITAKA TARI KUSITISHA MAJARIBIO YA 
GMO“, am 21.11.2018 <https://wazo-huru.blogspot.
com/2018/11/katibu-mkuu-wizara-ya-kilimo-
aitaka.html?m=1>
[11] aatf-africa.org, „Water Efficient Maize for 
Africa“, 2021, <https://www.aatf-africa.org/aatf_ 
projects/water-efficient-maize-for-africa-wema/>
[12] African Center for Biodiversity, Sabrina 
Masinjila, „Tanzania cancels GMO trials again: 
Urgent need to uphold ban, disrupt false solutions 
and neo-colonialism“, am 22.01.2021, <https://
www.acbio.org.za/tanzania-cancels-gmo-trials-
again-urgent-need-uphold-ban-disrupt-false-
solutions-and-neo>
[13] Wikileaks, „FRANCE AND THE WTO AG BIOTECH 
CASE“, am 14.12.2007, <https://wikileaks.org/
plusd/cables/07PARIS4723_a.html>
[14] Wikileaks, „BAVARIAN CSU FLIRTS WITH 
BECOMING A CONSERVATIVE GREEN PARTY“, 
am 30.04.2009, <https://wikileaks.org/plusd/
cables/09MUNICH90_a.html>
[15] USAid.gov, „National Security Study Memo-
randum NSSM 200 - Implications of Worldwide 
Population Growth For U.S. Security and Overseas 
Interests (THE KISSINGER REPORT)“, am 10.12.1974, 
<https://pdf.usaid.gov/pdf_docs/PCAAB500.pdf>
[16] msn.com, Business Daily, „How Magufuli 
surprised mining corporates with drastic reforms“, 
am 24.03.2021, <https://www.msn.com/en-xl/
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Besonders schädlich für die Interessen 
und Agenden ausländischer Konzerne 
war Magufulis Angriff auf den auslän-
disch dominierten Bergbausektor in Tan-
sania, der einige der weltweit größten 
Mineral-Vorkommen enthält, die für die 
Technologien der vierten industriellen 

Revolution unerlässlich sind. 

Mit 500.000 Tonnen Nickel, 75.000 Ton-
nen Kupfer und 45.000 Tonnen Kobalt 
sitzt Tansania auf einem Berg von mine-
ralischem Reichtum und – genauer gesagt 
– von Mineralen, die für Batterien und 
Hardware der nächsten Generation benö-
tigt werden, die ihrerseits für die Bemü-
hungen um eine rasche Umsetzung von 
„intelligenter“ Infrastruktur und Automa-
tisierung weltweit unerlässlich sind. In-
nerhalb Afrikas hat Tansania den zweit-
größten Bergbausektor des Kontinents, 
nach Südafrika [18].

In den Jahren vor Magufulis Amtsan-
tritt hatte Tansania relativ niedrige Steu-
ersätze und wenig regulatorische Auf-
sicht für Bergbauunternehmen geboten. 
Doch 2017 erklärte Magufuli [19] auslän-
dischen Bergbauunternehmen den „Wirt-
schaftskrieg“ [20] und seine Regierung 
setzte diese Erklärung um, indem sie 
zwei Gesetze verabschiedete [21], die der 
Regierung einen viel größeren Anteil an 
den Einnahmen aus der Ausbeutung der 
natürlichen Ressourcen Tansanias ein-
brachten. Dies ging natürlich auf Kosten 

der ausländischen Bergbaukonzerne. Die 
neue Gesetzgebung gab der Regierung 
auch das Recht, bestehende Bergbauli-
zenzen, die vor Magufulis Präsidentschaft 
vergeben worden waren, neu zu verhan-
deln und/oder zu widerrufen.

Kurz darauf nahm Tansanias Regierung 
„Acacia Mining“ ins Visier, das nun dem 
kanadischen Bergbaugiganten „Barrick 
Gold“ gehört, und verhängte eine Strafe 
von 190 Milliarden Dollar für nicht ge-
zahlte Steuern und Bußgelder. „Es sollte 
nicht passieren, dass wir all diesen Reich-
tum haben, darauf sitzen, während ande-
re kommen und davon profitieren, indem 
sie uns betrügen“, sagte Magufuli zu der 
Entscheidung [22]. „Wir brauchen Investo-
ren, aber nicht diese Art der Ausbeutung. 
Wir sollten die Gewinne teilen.“ [23] Im 
Jahr 2018 ging die Regierung erneut ge-
gen Acacia vor und verhängte eine Geld-
strafe in Höhe von 2,4 Millionen Dollar 
wegen der Verschmutzung der Wasser-
versorgung in Wohngebieten.

2018 war auch das Jahr, in dem Magu-
fulis größter Streit mit mächtigen Berg-
baukonzernen stattfand, der möglicher-
weise sein Verschwinden und seinen 
späteren Tod beeinflusste. Das Kaban-
ga-Nickelprojekt, das größte, entwick-
lungsfähige Nickelvorkommen der Welt, 
war im gemeinsamen Besitz des kanadi-
schen Unternehmens „Barrick Gold“ und 
des Rohstoffriesen „Glencore“. Im Mai 
2018 widerrief Magufulis Regierung die 
Barrick-Glencore-Lizenz für das Projekt 
[24], zusammen mit mehreren anderen, 
die andere Nickel-, Gold-, Silber-, Kup-
fer- und Selten-Erden-Bergbauprojekte 
umfassten.
Insbesondere Glencore zu verärgern, ist 
eine riskante Angelegenheit. Der Roh-
stoffriese wurde ursprünglich von Marc 
Rich gegründet, einem berüchtigten Ak-
tivposten für den israelischen Mossad, 
der zuließ, dass Glencore-Gewinne zur 
Finanzierung verdeckter Geheimdienst-
aktivitäten verwendet wurden. Richs und 
Glencores Geheimdienstverbindungen 
werden in Teil IV von Whitney Webbs 
Serie über den Jeffrey-Epstein-Skan-
dal ausführlicher diskutiert [25]. Heu-
te ist Glencore eng mit Nathaniel Roth-
schild verbunden, dem Sohn und Erben 
des Sprosses des in Großbritannien an-
sässigen Zweigs der Elite-Bankerfamilie, 
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der eine 40-Millionen-Dollar-Beteiligung 
an der Firma erwarb und weitgehend für 
die Orchestrierung von Simon Murrays 
Ernennung zum Glencore-Vorsitzenden 
[26] sowie für seine enge Beziehung zu 
Glencore-CEO Ivan Glasenberg verant-
wortlich war [27].

Dann, im Januar 2021, einen Monat 
vor Magufulis Verschwinden, ging das 
Kabanga-Nickel-Projekt ohne „Glen-
core“ und „Barrick Gold“ voran. Tan-
sania verhandelte erfolgreich über den 
gemeinsamen Besitz der Mine mit ei-
nem Unternehmen, das von dem norwe-
gischen Millionär Peter Smedvig und 
zwei seiner Partner gegründet wurde 
[28]. Im Gegensatz zum Barrick-Glen-
core-Projekt, an dem die tansanische 
Regierung nicht finanziell beteiligt war, 
erhielt Tansania durch das neue Projekt 
eine 16-prozentige Beteiligung an der 
Mine, was nach Magufulis Reform des 
Bergbausektors des Landes nun gesetz-
lich vorgeschrieben ist.

Der Verlust von Kabanga war eindeutig 
ein schwerwiegender für „Barrick Gold“ 
und „Glencore“ angesichts der zentralen 
Rolle, die Nickel und diese spezielle La-
gerstätte in Tansania bei der Produktion 
und Implementierung von „intelligenten“ 
Technologien spielen werden. Nickel ist 
unter anderem eine Schlüsselkomponen-
te für die nächste Generation von Batte-
rien, die in „intelligenten“ Technologien, 
insbesondere in Elektrofahrzeugen, ein-
gesetzt werden. Infolgedessen wird die 
Nachfrage nach Nickel in den nächsten 
Jahren voraussichtlich dramatisch anstei-
gen, was zum Teil auf die aktuellen Be-
mühungen zurückzuführen ist, die meis-
ten Kraftfahrzeuge aus dem Verkehr zu 
ziehen und sie durch solche zu ersetzen, 
die sowohl elektrisch als auch selbstfah-
rend sind. Die Bedeutung von Nickel für 
die sogenannte 4. industrielle Revolution 
wurde vom Weltwirtschaftsforum unter-
strichen, das schätzt, dass die Nachfra-
ge nach hochreinem Nickel für die Pro-
duktion von EV-Batterien „im Jahr 2030 
im Vergleich zu 2018 um den Faktor 24 
steigen wird.“ [29]. Darüber hinaus sag-
te Tesla-CEO Elon Musk letzten Monat, 
dass „Nickel die größte Sorge für Elekt-
roauto-Batterien ist.“ [30].

Neben Tansanias wertvollen Nickelre-
serven kann man behaupten, dass Tansa-

nias anderer bedeutender Mineralreich-
tum in seinen Graphitreserven liegt, die 
zu den fünftgrößten der Welt zählen. 
Im Jahr 2018 schätzte die Oxford Busi-
ness Group, dass Tansania einer der drei 
größten Graphitproduzenten der Welt 
sein wird [31]. Da die Weltbank schätzt, 
dass die Graphitnachfrage in den nächs-
ten 30 Jahren um 500 % steigen wird, 
hat Tansania jetzt eine starke Verhand-
lungsposition auf dem globalen Markt. 
Es wird erwartet, dass der globale Markt 
für Lithium-Ionen-Batterien von 2020 bis 
2027 mit einer durchschnittlichen jähr-
lichen Wachstumsrate (CAGR) von 13,0 
% wachsen wird [32], und diese Batteri-
en benötigen in der Regel sowohl Nickel 
als auch Graphit, die beide in Tansania 
reichlich vorhanden sind. Wie Elon Musk 
es ausgedrückt hat, „sollten Lithium-Io-
nen-Batterien Nickel-Graphit-Batterien 
genannt werden.“ [33].

Letztes Jahr hatte Musk getwittert: 
„Wir werden wegputschen, wen immer 
wir wollen! Deal with it!“ [34] – als Ant-
wort auf Vorwürfe, dass die US-Regie-
rung den Putsch 2019 in Bolivien un-
terstützt habe, damit Musks Tesla die 
Rechte an den weltweit größten Lithium-
reserven erwerben könne, einem weite-
ren Mineral, das für die Produktion von 
Batterien für Elektrofahrzeuge entschei-
dend ist. Ein paar Monate vor Musks be-
rüchtigtem Tweet hatte der Außenminis-
ter der bolivianischen Putschregierung 
einen Brief an Musk geschrieben, in dem 
es hieß, dass „jedes Unternehmen, das 
Sie oder Ihr Unternehmen unserem Land 
zur Verfügung stellen können, dankbar 
begrüßt wird“ in Bezug auf den Berg-
bausektor des Landes [35]. Diese Vor-
fälle unterstreichen die aktuelle Be-
reitschaft des US-Imperiums, sich an 
Regimewechseln zu beteiligen, um sich 
die Kontrolle über Mineralvorkommen 
zu sichern, die als essentiell für aufkom-
mende Technologien und die 4. indust-
rielle Revolution gelten.

Im Fall von Tansania ist es erwähnens-
wert, dass „Glencore“, dem Magufuli das 
Eigentum an der Kabanga-Nickel-Lager-
stätte entzogen hat, eng mit dem Welt-
wirtschaftsforum verbunden [36] und Teil 
der „Global Battery Alliance“ [37] so-
wie der „Mining and Metals Blockchain 
Initiative“ [38] des Forums ist, die sich 
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beide auf Lieferketten für Minerale kon-
zentrieren, die als wesentlich für die vier-
te industrielle Revolution gelten. Inter-
essant ist auch die Tatsache, dass Tundu 
Lissu, der lautstärkste Kritiker der Magu-
fuli-Regierung und eine Hauptquelle für 
die gesamte Tansania-Berichterstattung 
der Mainstream-Medien, früher für das 
„World Resources Institute“ (WRI) tätig 
war, eine in den USA ansässige Non-Pro-
fit-Organisation und „strategischer Part-
ner“ des Weltwirtschaftsforums [39]. Das 
WRI zielt darauf ab, „saubere Energie-
märkte“ und „Wertschöpfungslieferket-
ten“ aufzubauen, Lieferketten, die unwei-
gerlich von billig beschafften Rohstoffen 
wie Nickel, Graphit und Kobalt abhän-
gen werden.

Das „World Resource Institute“ hat 
nicht weniger als 7,1 Millionen Dollar von 
der Bill and Melinda Gates Foundation 
erhalten [40], und laut der WRI-Spender-
seite haben sie nicht weniger als 750.000 
Dollar von den mächtigsten Unternehmen 
des Westens erhalten, darunter Shell, Citi-
bank, The Rockefeller Foundation, Goog-
le, Microsoft, The Open Society Founda-
tion, USAID und die Weltbank [41]. 

Lissu lobte die Nachricht von Magufulis 
plötzlichem Tod als eine „Erleichterung“ 
und eine „Chance für einen Neuanfang“ 

in Tansania [42]. 

Bezeichnenderweise sprach er auch sehr 
positiv über die Zukunft des Landes un-
ter Magufulis Vizepräsidentin und jetzi-
ger Präsidentin Samia Suhulu und deu-
tete an, dass sie das Land in eine ganz 
andere Richtung als ihr Vorgänger füh-
ren wird [43].

COVID-19-Reaktion stößt  
auf ausländische Feindseligkeit

Unter der Magufuli-Regierung wider-
sprach die tansanische COVID-19-Reak-
tionspolitik dem internationalen Konsens, 
da das Land keine größeren Lockdowns 
oder Maskenpflichten einführte. Es sollte 
angemerkt werden, dass sogar der CFR 
berichtete, dass diese Entscheidungen die 
demokratische Unterstützung der Massen 
hatten und schrieb, dass „die Stimmung 

auf der Straße darauf hindeutet, dass 
viele Tansanier mit der sanften Heran-
gehensweise der Regierung einverstan-
den sind.“ [45].

Magufuli war auch skeptisch, die CO-
VID-19-Impfstoffe zuzulassen, bevor 
sie von Tansanias eigenen Experten un-
tersucht und zertifiziert werden konn-
ten, und warnte, dass sie aufgrund ihrer 
überstürzten Entwicklung Sicherheits-
bedenken aufwerfen könnten [46]. „Das 
Gesundheitsministerium sollte vorsichtig 
sein, sie sollten sich nicht beeilen, diese 
Impfstoffe ohne Forschung auszuprobie-
ren … Wir sollten nicht als ‚Versuchs-
kaninchen‘ benutzt werden“, hatte Ma-
gufuli im Januar erklärt. „Wir sind noch 
nicht davon überzeugt, dass die Sicher-
heit dieser Impfstoffe klinisch erwiesen 
ist“, sagte die tansanische Gesundheits-
ministerin Dr. Dorothy Gwajima später 
auf einer Pressekonferenz [47].

Magufuli weigerte sich sofort zuzu-
stimmen, COVID-19-Impfstoffe von CO-
VAX zu erhalten, einer öffentlich-priva-
ten Partnerschaft zwischen Gate‘s GAVI 
und der Weltgesundheitsorganisation, de-
ren Ziel es ist [48], 270 Millionen CO-
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VID-Impfstoffe – davon 269 Millionen 
mit dem Oxford/AstraZeneca-Impfstoff 
[49] – in die Welt zu liefern, „sobald sie 
verfügbar sind.“ In den letzten Wochen 
wurden von den nationalen Aufsichtsbe-
hörden in Europa und Asien erhebliche 
Sicherheitsprobleme mit dem Oxford/Ast-
raZeneca-Impfstoff festgestellt, und zahl-
reiche Länder haben seine Verwendung 
ausgesetzt.

Solche Nuancen in Bezug auf die Si-
cherheit der „Impfstoffhilfe“ fehl-
ten jedoch in der nun allgegenwärtigen 
Mainstream-Erzählung, Magufuli sei 
„antiwissenschaftlich“. Dieses Narrativ 
wurde bereits im Mai 2020 etabliert, als 
Magufuli die Ungenauigkeit von impor-
tierten PCR-Testkits aufdeckte, nachdem 
eine Ziege, ein Stück Obst und Motoröl 
alle „positive“ Testergebnisse von den ge-
lieferten Kits erhielten [50]. „Es ist etwas 
passiert … wir sollten nicht akzeptieren, 
dass jede Hilfe gut für diese Nation sein 
soll“, verkündete er in einer nationalen 
Ansprache [51].

Nach dieser Ansprache nannte Bloom-
berg Magufuli den „COVID leugnenden 
Präsidenten“ [52]. Foreign Policy ging 
so weit, den Präsidenten als „Denialist 
in Chief“ zu titulieren und fragte, ob er 
noch „gefährlicher als COVID-19“ sei 
[53]. Magufuli wurde zum Aushänge-
schild der westlichen Presse für „CO-
VID-Leugnung“ [54], während Tansania 
zu „dem Land, das den Impfstoff ablehnt“ 
wurde [55].
In den Monaten, die dem Mai 2020 folg-
ten, wurde die Genauigkeit der PCR-
Testkits jedoch in Frage gestellt, nicht 
nur von den Mainstream-Medien, son-
dern auch von „maßgeblichen“ globalen 
Gesundheitsgremien wie der Weltge-
sundheitsorganisation, wodurch Magu-
fulis anfängliche Kritik bestätigt wurde. 
In einer Geschichte mit dem Titel „Your 
Coronavirus Test Is Positive. Maybe It 
Shouldn’t Be“, berichtete die New York 
Times, dass die „Standard-[PCR-]Tests 
eine große Anzahl von Menschen diag-
nostizieren, die möglicherweise relativ 
unbedeutende Mengen des Virus in sich 
tragen … und wahrscheinlich nicht an-
steckend sind.“ [56].

Im November 2020 entschied ein bahn-
brechendes Gerichtsverfahren in Portu-
gal, dass der PCR-Test, der zur Diagno-

se von COVID-19 verwendet wird, für 
diesen Zweck nicht geeignet ist, und 
entschied, dass „ein einzelner positiver 
PCR-Test nicht als effektive Diagnose der 
Infektion verwendet werden kann.“ In ih-
rem Urteil bezogen sich die Richterinnen 
Margarida Ramos de Almeida und Ana 
Paramés auf eine Studie von Jaafar et al. 
[57], die herausfand, dass die Genauig-
keit einiger PCR-Tests nur etwa 3 % be-
trägt [58], was bedeutet, dass bis zu 97 
% der positiven Ergebnisse falsch posi-
tiv sein können.

Im Dezember 2020 hatte die Welt-
gesundheitsorganisation bestätigt, dass 
der PCR-Test anfällig für falsch-positive 
Ergebnisse ist und davor gewarnt, dass 
diese leicht dazu führen können, dass 
COVID-freie Personen positive Tester-
gebnisse erhalten [59]. Die Position, dass 
PCR-Testkits unzuverlässig sind, ist kei-
ne neue Wissenschaft, wie ein Artikel der 
New York Times aus dem Jahr 2007 mit 
dem Titel „Faith in Quick Test Leads to 
Epidemic that Wasn’t“schrieb [60]. Die 
Empfindlichkeit der PCR-Testkits „macht 
falsch-positive Ergebnisse wahrschein-
lich, und wenn Hunderte oder Tausende 
von Menschen getestet werden, können 
falsch-positive Ergebnisse den Anschein 
erwecken, dass es eine Epidemie gibt.“ 
Darüber hinaus wurden große Chargen 
von PCR-Testkits in der frühen Phase der 
COVID-19-Krise vor ihrer Verwendung 
mit COVID-19 kontaminiert, was, wie 
sich später herausstellte, die Anzahl der 
gemeldeten Fälle in der frühen Phase der 
Pandemie in den USA und darüber hin-
aus erheblich verzerrte [61].

Zahlreiche Beispiele von Impfstoffen 
mit schwerwiegenden unerwünschten 
Wirkungen, die der tansanischen Bevöl-
kerung aufgezwungen wurden, kombiniert 
mit den weithin berichteten Sicherheits-
problemen im Zusammenhang mit dem 
Impfstoff von AstraZeneca/Oxford, den 
Tansania durch COVAX erhalten würde, 
lassen die „Anti-Wissenschafts“-Cha-
rakterisierung von Magufuli durch die 
westlichen Medien als besonders unan-
gebracht erscheinen. Bereits 1977 wurde 
in der Fachzeitschrift „The Lancet“ fest-
gestellt, dass die Risiken des Diphtherie-
Tetanus-Keuchhusten-Impfstoffs (DTP) 
größer sind als die Risiken einer Anste-
ckung mit wildem Keuchhusten [62]. 
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Nachdem sich die Beweise häuften, 
die das Medikament mit Hirnschäden, 
Krampfanfällen und sogar dem Tod in 
Verbindung brachten [63, 64, 65], wurde 
es in den USA in den 1990er Jahren aus 
dem Verkehr gezogen [66 ]und durch eine 
sicherere Version namens DTaP ersetzt 
[67]. Eine von der dänischen Regierung 
finanzierte Studie aus dem Jahr 2017 kam 
zu dem Schluss, dass mehr afrikanische 
Kinder an den Folgen des tödlichen DTP-
Impfstoffs sterben als an den Krankhei-
ten, die er verhindert [68]. Die Forscher 
untersuchten Daten aus Guinea-Bissau 
und kamen zu dem Schluss, dass Jungen 
mit einer 3,9-mal höheren Rate starben 
als diejenigen, die die Impfung nicht er-
halten hatten, während Mädchen eine fast 
10-mal höhere Sterberate (9,98) aufwie-
sen. GAVI, subventioniert von USAID 
und der Gates Foundation, hat bis heute 
den gefährlich veralteten DTP-Impfstoff 
im Wert von über 27 Millionen Dollar in 
das tansanische Gesundheitssystem ge-
kippt [69].

Darüber hinaus sind die Entwickler 
des Oxford-Impfstoffs (der Impfstoff, den 
Tansania im Rahmen von COVAX erhal-
ten würde), wie von Unlimited Hangout 
im Dezember detailliert beschrieben, tief 
in die Eugenik-Bewegung verstrickt und 
beteiligen sich bis heute an ethisch frag-
würdigen Aktivitäten in Bezug auf die 
Überschneidung von Rasse und Wis-
senschaft [70]. Im Jahr 2020 wurde der 
„Wellcome Trust“, das Forschungsinsti-
tut, an dem die beiden Hauptentwickler 
des Oxford-Impfstoffs arbeiten, von der 
Universität Kapstadt beschuldigt, Hun-
derte von Afrikanern illegal ausgebeutet 
zu haben, indem ihre DNA ohne Zustim-
mung gestohlen wurde [71].

Ebenfalls besorgniserregend ist die Tat-
sache, dass mehr als 20 europäische Län-
der die Verwendung des Impfstoffs von 
Oxford/AstraZeneca aufgrund einer mög-
lichen Verbindung zu Blutgerinnungs-
störungen und Schlaganfällen gestoppt 
haben [72]. Sogar die New York Times 
hat in Frage gestellt, ob der Impfstoff 
von Oxford/AstraZeneca ein brauchba-
rer Kandidat ist, insbesondere für Afri-
ka. Laut einem Times-Artikel vom Feb-
ruar hat Südafrika die Verwendung des 
AstraZeneca-Oxford-Coronavirus-Impf-
stoffs gestoppt, nachdem Beweise aufge-

taucht waren, dass der Impfstoff die Pro-
banden der klinischen Studie nicht vor 
leichten oder mittelschweren Erkrankun-
gen schützt [73].

Ein kürzlicher Wahlsieg  
„inmitten von Betrugsvorwürfen“

Im Oktober 2020 wurde Magufuli für 
eine zweite, fünfjährige Amtszeit wieder-
gewählt, diesmal mit einem überwältigen-
den Ergebnis von 84,39% der Stimmen. 
Damals zitierte der von der US-Regie-
rung finanzierte Sender „Voice of Ame-
rica“ (VOA) einen Tansanier, Edward 
Mbise, der dem Sender sagte, dass „alle 
erwartet haben, dass [Magufuli] gewinnt, 
aufgrund dessen, was er getan hat … er 
hat so viele Dinge erreicht, dass man sie 
gar nicht alle aufzählen kann.“ [74]

Tundu Lissu, der Führer von Magufu-
lis größter Oppositionspartei, behauptete 
jedoch, dass die Wahl gefälscht worden 
sei, legte aber keine Beweise vor. Laut 
demselben VOA-Artikel rief Lissu „die 
Bürger auf, Maßnahmen zu ergreifen, um 
sicherzustellen, dass alle Wahlergebnisse 
geändert werden.“ [75]
Lissus Betrugsvorwürfe wurden trotz des 
Mangels an Beweisen von den westlichen 
Medien in großem Umfang nachgedruckt. 
Ein BBC-Artikel trug den Titel „Presi-
dent Magufuli Wins Election Amid Fraud 
Claims“ [76]. Der Guardian, der stark von 
der Gates Foundation finanziert wird, be-
hauptete in ähnlicher Weise: „Tanzania’s 
President wins re-election Amid Claims 
of Fraud.“ [77]. In den USA veröffentlich-
te die „New York Times“ eine Geschich-
te mit dem Titel „As Tanzania’s President 
Wins a Second Term, Opposition Calls 
for Protests“ [78]. 

In diesen Artikeln wurden weder Ma-
gufulis Zustimmungsraten noch Zitate 
von tatsächlichen Tansaniern erwähnt, 
die in der westlichen Mainstream-Me-
dienberichterstattung über seinen ersten 
Wahlsieg reichlich vorhanden waren. 
Zitate, die auftauchten, stammten in der 
Regel von Lissu, der jetzt im belgischen 
Exil lebt, oder anderen Mitgliedern sei-
ner Partei.

Nicht lange nachdem Lissus Behaup-
tungen von großen westlichen Medien un-
kritisch wiederholt worden waren, kün-
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digte der ehemalige Außenminister Mike 
Pompeo, an seinem letzten Tag als Lei-
ter des Außenministeriums, Sanktionen 
an, die sich gegen tansanische Beamte 
richteten, die angeblich „für die Untergra-
bung der tansanischen Parlamentswahlen 
2020 verantwortlich oder daran beteiligt 
waren“ [79]. Es ist erwähnenswert, dass 
die Ähnlichkeiten zwischen den Wahl-
betrugsvorwürfen in Tansania und de-
nen, die in Bolivien kurz vor dem von 
den USA unterstützten Putsch im Novem-
ber 2019 erhoben wurden, erheblich sind.

Zwei Wochen später, am 5. Februar 2021, 
schlug das „Center for Strategic & Inter-
national Studies“ vor, dass die USA, wie 
sie es oft tun, Magufulis politische Op-
position finanzieren könnten, und schlug 
offen vor, dass „die Biden-Administration 
die Möglichkeit hat, das direkte Engage-
ment mit tansanischen Oppositionspoli-
tikern und zivilgesellschaftlichen Grup-
pen zu verstärken“, wobei sie Magufulis 

„gefährliche“ Vorgehensweise gegenüber 
COVID-19 als öffentliche Rechtfertigung 

benutzte. [80]

In der gleichen Woche veröffentlichte 
die „Global Development Section“ des 
„Guardian“ (ermöglicht durch eine Part-
nerschaft mit der Bill & Melinda Gates 
Foundation [81]) einen Artikel mit dem 
Titel  „Es ist Zeit für Afrika, Tansani-
as Anti-Impf-Präsident zu zügeln.“ [82]. 
Vorhersehbarerweise versucht dieser Ar-
tikel, so wie andere, den afrikanischen 
Führer als einen verrückten Verschwö-
rungstheoretiker zu porträitieren, läßt 
aber die Tatsache weg, dass Magufuli sei-
nen Master und Doktortitel in Chemie ge-
macht hatte, bevor er 2015 zum Präsiden-
ten gewählt wurde.

Am 9. März behauptete der Opposi-
tionsführer Tundu Lissu, der früher für 
das in Washington ansässige und von der 
Wall Street finanzierte „World Resource 
Institute“ tätig war, dass Magufuli schwer 
an COVID-19 erkrankt sei. In einer Rei-
he von Tweets behauptete Lissu, der da-
malige Präsident sei zunächst nach Kenia 
und dann nach Indien geflogen worden, 
um gegen das Virus behandelt zu werden 
[83]. „Wir fordern die Regierung auf, öf-
fentlich zu sagen, wo sich der Präsident 

befindet und wie sein Zustand ist“, erklär-
te John Mnyika, ein weiterer Oppositions-
führer, ebenfalls öffentlich ähnliche Be-
hauptungen [84]. Die erste Zeitung, die 
berichtete, dass Magufuli an COVID-19 
erkrankt sei, war „The Nation“ [85], eine 
relativ neue kenianische Zeitung, die 4 
Millionen Dollar von der US-amerika-
nischen Bill and Melinda Gates Founda-
tion erhalten hat [86].

Unterdessen hatte die Regierung Ma-
gufuli diese Behauptungen wiederholt als 
Fake News abgetan. „Es geht ihm gut und 
er erfüllt seine Pflichten“, betonte Pre-
mierminister Kassim Majaliwa am 12. 
März. „Ein Staatsoberhaupt ist kein Chef 
eines Joggingclubs, der immer herumlau-
fen und Selfies machen sollte“, hatte Ver-
fassungsminister Mwigulu Nchemba zu 
dieser Zeit gesagt.

Am 11. März, nur wenige Tage vor der 
Bekanntgabe von Magufulis Tod und 
Suhulus Ernennung zum Präsidenten, 
schlug der „Council on Foreign Rela-
tions“ (CFR), die einflussreiche Denkfa-
brik, die eng mit der Rockefeller-Familie 
und der politischen Elite der USA ver-
bunden ist, vor, dass eine „mutige Figur 
innerhalb der Regierungspartei [d.h. Ma-
gufulis Partei] aus der aktuellen Episode 
Kapital schlagen könnte, um an Popula-
rität zu gewinnen und einen Kurswech-
sel einzuleiten …“

Während ein schneller Führungswech-
sel in Tansania wie eine unerwartete 
Überraschung für westliche Finanzinte-
ressen erscheinen mag, waren Gruppen in 
den USA, die sich auf ausländische Ein-
mischung und Regimewechsel-Operati-
onen spezialisiert haben, schon seit Ma-
gufulis erstem Wahlsieg in Tansania am 
Werk. Das „National Endowment for De-
mocracy“ (NED), eine Denkfabrik der 
US-Regierung, die sich zum Ziel gesetzt 
hat, „die Freiheit auf der ganzen Welt zu 
unterstützen“, hat in den letzten Jahren 
1,1 Millionen Dollar in verschiedene tan-
sanische Oppositionsgruppen und -anlie-
gen gepumpt [87, 88]. 

Einer der Mitbegründer von NED, Al-
len Weinstein, verriet einmal der „Wa-
shington Post“: „Vieles von dem, was wir 
heute tun, wurde vor 25 Jahren verdeckt 
von der CIA getan.“ [89]. Carl Gershman, 
der andere Mitbegründer des NED, sagte 
einmal der „New York Times“, dass „es 
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für demokratische Gruppen auf der gan-
zen Welt schrecklich wäre, als von der 
CIA subventioniert angesehen zu werden 
... und das ist der Grund, warum die Stif-
tung geschaffen wurde.“ [90].

Zu den jüngsten Operationen des NED 
in Tansania gehörten Projekte zur „Or-
ganisation junger Menschen, zur Förde-
rung von Reformen und zur Einführung 
in neue Medienwerkzeuge, die bei ihren 
Bemühungen helfen können“. Des Weite-
ren Projekte zur „Rekrutierung und Aus-
bildung junger Künstler, die Geschichten 
über die Regierungsführung vermitteln 
sollen“, zur finanziellen Unterstützung 
einer oppositions-freundlichen „satiri-
schen“ Nachrichtenproduktion, um „Ge-
spräche anzuregen“, und ein Projekt zur 
finanziellen Unterstützung der Produk-
tion einer „umfassenden, im Fernsehen 
ausgestrahlten staatsbürgerlichen Bil-
dungskampagne“, die sowohl auf CO-
VID-bezogenes öffentliches Bewusstsein 
als auch auf „Wählerbildung“ abzielt. 

Der Empfänger der Gelder, die „Tan-
zania Bora Initiative“ [91], deren Slogan 
„transforming mindsets, influencing cul-
tures“ lautet, rühmt sich, „über 50 junge 
tansanische politische Kandidaten aus-
zubilden.“ Die „Tanzania Bora Initiative“ 
wurde auch stark von USAID unterstützt 
[92], als Magufuli im Amt war.

Man fragt sich, welche Auswirkungen 
diese NED- und USAID-finanzierten Be-
mühungen auf das Land gehabt hätten, 
wenn Magufuli nicht im Amt gestorben 
wäre. Im Januar begann die von der CIA 
geförderte „Jamestown Foundation“ [93], 
über Tansanias „schleichende Radikali-
sierung“ zu berichten und stellte die un-
heimliche Idee auf, dass „Tansania dar-
auf vorbereitet sein könnte, eine Zunahme 
der nach innen gerichteten Gewalt zu er-
leben …“ [94]. 

Obwohl dies glücklicherweise nie 
zum Tragen kam, waren in anderen Fäl-
len westlich unterstützte Regimewechsel-
Oppositionsgruppen, die von denselben 
Organisationen finanziert wurden, dafür 
bekannt, Gewalt zu schüren oder zu er-
zeugen, um westliche Interventionen zu 
rechtfertigen.

Der Magufuli-Regierung waren die 
westlichen Bemühungen um einen Regi-
mewechsel nicht verborgen geblieben. In 
den Jahren nach seinem Wahlsieg führ-

ten tansanische Polizeikräfte Razzien bei 
Treffen durch, die von den „Open Society 
Foundations“ organisiert worden waren 
[95], einer Gruppe, die für ihre Einmi-
schungsinitiativen in Staaten berüchtigt 
ist, die vom außenpolitischen Establish-
ment der USA ins Visier genommen wer-
den [96].
Doch trotz seiner starken Positionen ge-
gen den Westen hatte sich etwas an Ma-
gufulis Ansatz am Tag seines letzten öf-
fentlichen Auftritts am 24. Februar 2021 
geändert. An diesem Morgen hatte der 
tansanische Präsident damit begonnen, 
seine Landsleute dazu aufzufordern, Mas-
ken zu tragen, etwas, dem er sich fast ein 
Jahr lang widersetzt hatte, nachdem die 
WHO eine Pandemie ausgerufen hatte. Er 
drängte sie dazu, mit Gesundheitsvorkeh-
rungen zu beginnen [97].

Ein neuer Präsident  
unter westlichem Beifall

Günstig für die Mächte, die Magufu-
li verärgert hatten, kommt es, dass sei-
ne Nachfolgerin und Vizepräsidentin, 
Samia Suluhu, vom Welternährungspro-
gramm der Vereinten Nationen kommt 
und ein Profil auf der Website des Welt-
wirtschaftsforums hat [98], was auf eine 
Nähe zu den Kreisen hindeutet, die ihr 
Vorgänger getadelt hatte. Es ist noch un-
klar, ob sie bereits irgendeine von Magu-
fulis Politiken rückgängig gemacht hat, 
sei es in Bezug auf Wirtschaft oder CO-
VID, aber einige Verschiebungen schei-
nen wahrscheinlich, wenn man bedenkt, 
dass ihre Ernennung von denselben ins-
titutionellen Akteuren, die aktiv daran 
gearbeitet haben, Präsident Magufuli zu 
untergraben, mit purem Jubel aufgenom-
men wurde.

Ein weiterer möglicher Indikator ist 
die dubiose Entdeckung einer neuen CO-
VID-Variante in Tansania, die Berichten 
zufolge mehr Mutationen aufweist als 
jede andere Variante. Die Entdeckung 
dieser Variante wurde etwas mehr als 
eine Woche nach der Bekanntgabe von 
Magufulis Tod verkündet und scheint 
wie geschaffen dafür, eine öffentliche 
Rechtfertigung für eine Umkehrung von 
Tansanias Regierungsansatz zu COVID 
zu liefern. Bemerkenswert ist, dass die 

Das „National Endowment for Democracy“ 
(NED), eine Denkfabrik der US-Regierung, die 
sich zum Ziel gesetzt hat, „die Freiheit auf 
der ganzen Welt zu unterstützen“, hat in den 
letzten Jahren 1,1 Millionen Dollar in verschie-
dene tansanische Oppositionsgruppen und 
-anliegen gepumpt. „Vieles von dem, was wir 
heute tun, wurde vor 25 Jahren verdeckt von 
der CIA getan.“ Allen Weinstein, Mitbegründer 
des NED. (Logo: Vadyua / wikipedia.org / CC 
BY-SA 4.0)
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Tansania-Variante von Krisp entdeckt 
wurde [99], „einem wissenschaftlichen 
Institut, das Gentests für 10 afrikani-
sche Nationen durchführt“ und von der 
Gates Foundation, dem Wellcome Trust 
und den Regierungen der USA, Groß-
britanniens und Südafrikas finanziert 
wird [100].

Bezüglich einer möglicherweise bevor-

stehenden Umkehrung der tansanischen 
COVID-Politik könnte die Reaktion 
des obersten Beamten der Weltgesund-
heitsorganisation einen Hinweis geben. 
Der Generaldirektor der WHO, Tedros 
Ghebreyesus, hatte keine Zeit für einen 
Kommentar, nachdem er die Nachricht 
von Magufulis plötzlichem Tod erhalten 
hatte, aber er gratulierte der ersten weib-
lichen Präsidentin des Landes wenige 
Minuten nach Suluhus Vereidigung auf 
Twitter und sagte ihr, dass er „sich darauf 
freut, mit ihr zusammenzuarbeiten, um 
die Menschen vor COVID-19 zu schüt-
zen und die Pandemie zu beenden“ [101]. 
Ghebreyesus war zuvor im Vorstand von 
zwei Organisationen, die Bill Gates ge-
gründet und mit Startkapital ausgestat-
tet hatte und die er bis heute finanziert: 
GAVI und dem „Global Fund“, wo Tedros 
Vorstandsvorsitzender war [102].

Ein paar Tage vor Ghebreyesus‘ Tweet 
veröffentlichte das US-Außenministe-
rium eine Erklärung, in der es die Ver-
pflichtung der USA bekräftigte, die 

Tansanier zu unterstützen, die sich für 
die Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten einsetzen und an der 
Bekämpfung der COVID-19-Pande-
mie arbeiten, und erklärte: „Wir hoffen, 
dass Tansania auf einem demokratischen 
und wohlhabenden Weg vorankommen 
kann.“ [103]. Vizepräsidentin Kamala 
Harris hatte nichts zum plötzlichen Tod 
des beliebten ostafrikanischen Präsi-
denten zu sagen, doch – wie Ghebreye-
sus – schaffte sie es, der neu vereidig-
ten Suluhu Samia auf Twitter ihre besten 
Wünsche zu senden [104].

Die von Milliardären unterstützte 
Menschenrechtsorganisation „Human 
Rights Watch“, deren Drehtür zur US-
Regierung gut dokumentiert ist [105], 
begrüßte Magufulis Tod und veröf-
fentlichte einen Artikel mit dem Titel 
„Tanzania: President Magufuli’s Death 
Should Open New Chapter“ (Tansa-
nia: Präsident Magufulis Tod sollte ein 
neues Kapitel eröffnen) und schrieb, 
dass das plötzliche Ableben des afri-
kanischen Führers „eine Chance bie-
tet“ [106]. Bemerkenswerterweise hat-
te dieselbe Organisation den von den 
USA unterstützten Militärputsch in Bo-
livien [107],  sowie die Regimewechsel-
Bemühungen der Trump-Administrati-
on in Nicaragua [108] unterstützt und 
eine Erhöhung der tödlichen US-Sank-
tionen gegen die venezolanische Chavis-
ta-Regierung gefordert [109], sogar nach 
der Veröffentlichung eines Berichts des 
„Center for Economic and Policy Re-
search“, der feststellte, dass mindestens 
40.000 venezolanische Zivilisten bereits 
aufgrund solcher Sanktionen gestorben 
sind [110].

Anfang dieses Monats (März 2021) 
schrieb Judd Devermont, ein ehemaliger 
leitender politischer Analyst der CIA für 
Subsahara-Afrika, in einem CSIS-Beitrag 
mit dem Titel „Will Magufuli’s Death 
Bring Real Change to Tanzania?“, dass 
man vor Magufulis Tod „glaubte, dass 
Suluhu zunehmend misstrauisch gegen-
über Magufulis autoritärer Politik wur-
de. . .“ Später in dem Artikel gab der ehe-
malige CIA-Analyst versehentlich seine 
Arbeitsdefinition von „Autoritarismus“ 
preis, als er schrieb: „Magufuli steuerte 
Tansania in Richtung Autoritarismus, in-
dem er eine nationalistische Wirtschaftsa-

genda umsetzte, die durch einen erstick-
ten regionalen und internationalen Handel 
und einen Schlag gegen ausländische Di-
rektinvestitionen (FDI) gekennzeichnet 
war.“ [111]
Die Behauptung, Magufuli sei gegen alle 
ausländischen Investitionen gewesen, ist 
jedoch irreführend. Vielleicht hätte De-
vermont schreiben sollen, dass Magufu-

Profilbild von Samia Suluhu Hassan, der Vize-
präsidentin Tansanias auf der Website des 
World Economic Forum (Screenshot: <https://
www.weforum.org/people/samia-suluhu-
hassan>
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lis Politik ein Schlag gegen ausländische 
Direktinvestitionen aus dem Westen war, 
da Magufuli in den letzten Monaten sei-
ner Präsidentschaft und seines Lebens di-
rekt um ausländische Investitionen aus 
China warb.

Mitte Dezember 2020 berichtete „Tan-
zania Invests“ über ein Treffen Magufu-
lis mit der chinesischen Führung, nach 
dem Magufuli verkündete, dass Tansa-
nia „Händler und Investoren aus China 
in verschiedenen Bereichen wie Produk-
tion, Tourismus, Bau und Handel zum 
Nutzen beider Parteien willkommen 
heißt.“ [112]. 

Der Bericht merkte auch an, dass „Ma-
gufuli China gebeten hat, mit Tansania 
bei der Investition in große Projekte zu 
kooperieren, indem er günstige Kredite 
zur Verfügung stellt“ und dass „Tansa-
nia seine langjährigen Beziehungen zu 
China weiter entwickeln und verbessern 
wird und China weiterhin in verschie-
denen internationalen Fragen unterstüt-
zen wird.“ China ist derzeit Tansanias 
wichtigster Handelspartner und Tansa-
nia ist der größte Empfänger von chine-
sischer Regierungshilfe in Afrika. Es ist 
eine Überlegung wert, dass dieser China-
Pivot, insbesondere zu einer Zeit, in der 
der neue Kalte Krieg der USA mit Chi-
na neue Höhepunkte erreicht, eine Rolle 
bei den vom Westen unterstützten Regi-
mewechsel-Bemühungen gegen Tansa-
nia gespielt hat.

Blick über Tansania hinaus

Das Schicksal, das Präsident John Ma-
gufuli und Tansania erlitten, ähnelt dem, 
was im Nachbarland Burundi vor nur 
sechs Monaten geschah. Der Präsident 
von Burundi, Pierre Nkurunziza, weiger-
te sich öffentlich, als Reaktion auf CO-
VID-19, von oben herab Maßnahmen zur 
Eindämmung des Virus zu ergreifen und 
wurde von der mit den USA verbünde-
ten Presse und Think Tanks in ähnlicher 
Weise verunglimpft. Im Mai 2020 ver-
wies Nkurunziza die Weltgesundheits-
organisation aus Burundi [113] und drei 
Wochen später wurde berichtet, dass er 
nach einem plötzlichen Herzstillstand 
gestorben sei.

In jüngerer Zeit verärgert Sambia - das 
an Tansania grenzt  und in diesem Au-
gust Wahlen abhalten wird -  einige der 
gleichen Akteure, die Magufuli heraus-
gefordert hatte, mit den Bemühungen sei-
ner Regierung, seine Kupferminen und 
möglicherweise andere Bergbauprojekte 
zu verstaatlichen. Im Dezember kündigte 
der sambische Präsident Edgar Lungu an, 
dass seine Regierung „einen bedeutenden 
Anteil an einigen ausgewählten Minenan-
lagen“ erwerben werde, um „ausreichend 
Wohlstand für die Nation zu schaffen.“ In 
Anlehnung an Magufuli hatte Lungu er-
klärt: „Wir werden nicht länger Bergbau-
investoren tolerieren, die versuchen, von 
unseren gottgegebenen natürlichen Res-
sourcen zu [profitieren] und uns mit lee-
ren Händen zurücklassen.“

Im Januar unternahm Lungu nach ei-
nem langwierigen Streit mit keinem Ge-
ringeren als „Glencore“ einen Schritt zur 
Verstaatlichung des Kupferbergbausek-
tors. Kupfer ist, wie Nickel, Graphit und 
Lithium, ein Metall, das für den Erfolg 
der vierten industriellen Revolution ent-
scheidend ist. Westliche Medienberich-
te über Lungus jüngsten Schritt zitierten 
Experten, die Sambias Regierung auffor-
derten, „vorsichtig vorzugehen“, bei ihren 
Bemühungen, die Rolle des öffentlichen 
Sektors in der Bergbauindustrie des Lan-
des zu stärken [114].

Dann, eine Woche nach der Bekannt-
gabe von Magufulis Tod, beschuldigte 
Lungus Hauptkonkurrent bei den anste-
henden Wahlen Lungu öffentlich, ihn er-
morden lassen zu wollen, während einige 
englischsprachige, pro-westliche Medien 
bereits behaupteten, dass Lungu plane, 
die anstehenden Wahlen zu seinen Guns-
ten zu manipulieren und dass das Land 
„brennen könnte“, wenn die Wahl das 
„falsche“ Ergebnis hat [115, 116].

Solche Beispiele zeigen, dass die Situ-
ation, die sich kürzlich in Tansania ab-
gespielt hat, im heutigen Afrika kaum 
einzigartig ist. Die Dominanz der Me-
dienlandschaft, mit ständiger COVID-Be-
richterstattung, hat jedoch dazu geführt, 
dass das westliche Publikum von den 
verschiedenen Regimewechsel-Bemü-
hungen, die in der Region stattgefunden 
haben oder im Gange sind, weitgehend 
nichts mitbekommen hat. Im Gegensatz 
zu den Regimewechsel-Bestrebungen der 

jüngeren Vergangenheit scheinen dieje-
nigen, die auf Afrika und auch Bolivien 
abzielen, mit einem Laser auf die Berg-
bauanlagen fokussiert zu sein, die als es-
sentiell für den Aufbau der Lieferketten 
gelten, die für die vierte industrielle Re-
volution benötigt werden.

Da sich viele dieser Länder in letzter 
Zeit China angeschlossen haben, scheint 
es, als würden sich die Regimewechsel-
projekte und Stellvertreterkriege der Zu-
kunft nicht um fossile Brennstoffe und 
Pipelines drehen, sondern darum, ob der 
Osten oder der Westen die Versorgung 
mit Mineralen dominieren wird, die für 
die Produktion und Wartung von Tech-
nologien der nächsten Generation benö-
tigt werden.

COVID hat nicht nur die Berichter-
stattung über diese Putsche um Minera-
lien auf ein Minimum beschränkt, son-
dern auch einen bequemen Deckmantel 
für die Dämonisierung von Führern und 
das Vorantreiben von Regimewechseln in 
Ländern geboten, die aus anderen Grün-
den ins Visier genommen werden, die mit 
Ressourcen und wenig mit einem Virus 
zu tun haben.
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Ian Henderson, langjähriger Inspector des 
OVCW (anm.: Organisation für das Ver-
bot chemischer Waffen), der gegen die 
Vertuschung der Untersuchungsergeb-
nisse seiner Organisation zu einem an-
geblichen Chemiewaffenangriff in Syrien 
vorging, sprach kürzlich vor dem Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen (UNSC). 
Während der Versammlung wurde er von 
den Diplomaten der USA, des Vereinig-
ten Königreichs und Frankreichs ange-
griffen und ignoriert. Deren Regierungen 
hatten Syrien aufgrund von Behauptun-
gen bombardiert, die durch Hendersons 

(Anm.: durch die OVCW) zensierten, Be-
richt unterminiert wurden.  

An einer weiteren Sitzung des Sicher-
heitsrates, eine Woche danach, führten 
die USA und ihre Alliierten diese Zensur-
kampagne weiter fort, indem sie mit einer 
initiierten Abstimmung die Zeugenaussa-
ge des ehemaligen Direktors des OVCW 
José Bustani verhinderten, der gekommen 
war, um die Aussagen der Whistleblower 
zu bekräftigen. 

Der Pushback-Moderator Aaron Maté 
fasst diese außergewöhnlichen Ereignisse 
mit Auszügen der Aussagen von Hender-

Die USA, das Vereinigte Königreich und Frankreich wurden im Sicherheitsrat der Vereinigten Nationen 
mit Aussagen des OVCW-Whistleblowers Ian Henderson und des ehemaligen OVCW-Direktor José 
Bustani konfrontiert. Ihre Aussagen stellten die Rechtfertigungen dieser Länder für den Bombenangriff 
auf Syrien im April 2018 in Frage. Daraufhin wurden die Zeugen angegriffen und zum Schweigen 
gebracht. Aaron Maté fasst dieses ungewöhnliche Schauspiel zusammen. 

von Aaron Maté

Der Fall Syrien: 

Whistleblower werden vor der UN
zum Schweigen gebracht

Autor: Aaron Maté
Aaron Maté ist Journalist 
und Filmproduzent. Er 
moderiert die Sendung 
Pushback with Aaron Ma-
té auf The Grayzone. Er 
schreibt auch Beiträge für 
die Zeitschrift The Nation 
und ist ehemaliger Mode-
rator und Produzent für The Real News und 
Democracy Now!. Aaron hat auch für Vice, 
AJ+ und Al Jazeera gedreht und produziert.

Am 21. August 2015 gedachten Menschen in 
Hannover mit einer Mahnwache den Opfern 
des Bürgerkriegs in Syrien und insbeson-
dere der Giftgas-Angriffe von Ghuta. Quelle: 
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40 Publiziert auf Free21 am 25.05.2021, 15:00 Uhr

GESELLSCHAFT

son, Bustani und jene der westlichen Dip-
lomaten, die versuchten, sie zum Schwei-
gen zu bringen, zusammen.

Ian Henderson, langjähriger Inspektor 
des OVCW, der gegen die Vertuschung ei-
ner Untersuchung zum angeblichen Bio-
waffenangriff in Syrien vorging, hat vor 
einer Arria-Formel-Sitzung des Weltsi-
cherheitsrats (Anm.: ein informelles und 
interaktives Sitzungsformat der Mitglie-
der des Sicherheitsrats) gesprochen. 

Im Verlauf der Sitzung wurde Hender-
son von den amerikanischen, englischen 
und französischen Diplomaten angegrif-
fen und ignoriert. Deren Regierungen hat-
ten Syrien aufgrund von Behauptungen 
bombardiert, die in  Hendersons Unter-
suchung entkräftet wurden. 

Weitere Sprecher waren der preisge-
krönte Physiker Ted Postol, Professor 
Emeritus und ehemaliger Berater des 
Pentagon, sowie Aaron Maté von Gray-
zone. 

In einer darauffolgenden Versamm-
lung, eine Woche danach, führten die 
USA und ihre Alliierten die Unterdrü-
ckungskampagne fort und sorgten mit ei-
ner initiierten Abstimmung dafür, dass 
die Zeugenaussage des ehemaligen Direk-
tors des OVCW José Bustani verhindert 
wurde. Er war gekommen, um die Aus-
sagen der Whistleblower zu bekräftigen. 

Jonathan Allen, UK: „Auch wenn wir uns 
darüber einig sind, dass es Raum geben 
soll für vorgeschlagene Redner, sollten 
diese im Bereich dessen, was zur Dis-
kussion steht, relevantes und fundiertes 
Wissen präsentieren. Im Falle eines der 
heutigen Redner ist dies leider nicht der 
Fall. Herr Bustani ist zwar ein angesehe-
ner Diplomat; da er jedoch das OVCW 
schon vor vielen Jahren verlassen hat, be-
vor das Dossier zum Biowaffenangriff 

in Syrien zum Thema wurde, ist er heu-
te nicht in der Lage, zur Implementie-
rung der Resolution 2118 relevantes Wis-
sen oder Informationen beizutragen - im 
Gegensatz zum aktuellen Generaldirektor 
des OVCW. Wir beantragen daher bei den 
Vorsitzenden, über diesen Redner eine 
formalrechtliche Abstimmung durchzu-
führen. Vielen Dank.“

Als erster Generaldirektor des OVCW 
hatte Bustani aus erster Hand erfahren, 
was es heißt, das kriegsfördernde Narra-
tiv in Frage zu stellen. Nachdem er Kon-
trollen ermöglicht hatte, die dem Drän-
gen der Bush-Administration, in den Irak 
einzufallen, entgegenwirkten, wurde er 
2002 von John Bolton persönlich bedroht 
und anschließend als Generaldirektor ab-
gesetzt. 

Heute, 18 Jahre danach, hat die USA 
noch einmal versucht, Bustani mundtot 
zu machen, weil er wieder einen kriegs-
fördernden Betrug in Frage stellt. Auch 
wenn die USA und ihre Alliierten seine 
Aussage verhindern konnten, wird Busta-
ni dennoch nicht schweigen:  Er hat sei-
ne Aussage vor den Vereinten Nationen 
in voller Länge aufgenommen und veröf-
fentlicht [3]. In seiner Ansprache äußert 
er sich positiv zur Arbeit der OVCW-In-

spektoren und drängt den gegenwärtigen 
Generaldirektor Fernando Arias dazu, sie 
über die unterdrückten Fakten transparent 
berichten zu lassen.

José Bustani, ehem. OVCW-Direktor: 
„Die Inspektoren haben ein großes Risiko 
auf sich genommen und es gewagt, gegen 
möglicherweise unregelmäßiges Vorge-
hen innerhalb Ihrer Organisation auszu-
sagen. Es liegt ohne Zweifel in Ihrem In-
teresse, im Interesse der Organisation und 
der Welt, dass Sie sie zu Wort kommen 
lassen. […]  Wenn das OVCW sicher ist, 
dass die wissenschaftliche Arbeit zu Dou-
ma solide und die Untersuchung integer 
ist, dann hat es auch nichts zu befürch-
ten, wenn die Inspektoren aussagen. Soll-
ten sich jedoch die Vorwürfe betreffend 
der Unterdrückung von Beweisen, einer 
selektiven Auswahl von Daten und dem 
Ausschluss von Inspektoren in Schlüs-
selfunktionen bestätigen, nebst anderen 
Vorwürfen, dann ist es um so wichtiger, 
dass die Sache offen und mit Dringlich-
keit behandelt wird.“

Eine Woche bevor Bustanis Aussage 
verhindert wurde, sagte Ian Henderson, 
Mitglied des Douma-Untersuchungsteams 
des OVCW, vor dem Weltsicherheitsrat 
aus.

Während der Versammlung wurde 
Henderson von den amerikanischen, eng-
lischen und französischen Diplomaten 
angegriffen und ignoriert. Deren Regie-
rungen Syrien aufgrund von Behauptun-
gen bombardiert hatten, welche die un-
terdrückte Untersuchung in Frage stellte. 

Als Erstes ersuchte Henderson die ver-
sammelten Diplomaten die Verleumdung 
seiner Person zu unterlassen, den „star-
ren Lockdown“ in Bezug auf die Vertu-
schung der Douma-Untersuchung aufzu-
heben und sich dafür einzusetzen, dass 
die verschleierten Fakten ans Licht kom-
men.

Ian Henderson: „Wieder stehe ich auf-
grund der Anfragen einiger Delegier-
ter vor Ihnen, um über meine persönli-
chen Erfahrungen als OVCW-Inspektor 
zu sprechen. Ich möchte kurz klarstel-
len, was ich tun kann und was nicht. 
Ich stehe hier in meiner Kompetenz als 
Wissenschaftler und ehemaliger Leiter 
eines OVCW Kontroll-Teams mit – und 
ich möchte es betonen – 12 Jahren aner-

José Maurício de Figueiredo Bustani (Porto 
Velho, 5. Juni 1945), brasilianischer Diplomat, 
erster Generaldirektor der Organisation für das 
Verbot chemischer Waffen (OPCW). Quelle: wiki-
pedia.org, Foto: Wikipedia / Agência Senado, 
Lizenz: CC0

Weiterführende Infos:

Lesen/sehen Sie die Aussage José Busta-
nis vor dem Weltsicherheitsrat in voller 
Länge (englisch) die von den US und Al-
liierten abgeblockt wurde [1].

Lesen/sehen Sie die Kommentare von 
Aaron Maté vor dem Weltsicherheits-
rat (EN) [2]

<https://www.youtube.com/watch?v=oP
8z4APHDjI&feature=youtu.be>
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kannt unbefangener und gewissenhafter 
Berufserfahrung. An alle heute Anwe-
senden richte ich folgende Aufforderung: 
Unterlassen Sie es bitte, mich als Teil jed-
weder Desinformationskampagne zu ver-
unglimpfen. 

Ich spreche für mich selbst, weiß aber, 
dass auch andere Douma-Inspektoren der 
Untersuchungen vor Ort (Fact-Finding-
Mission, FFM) ähnliche Sorgen in Be-
zug auf die Art und Weise haben, wie 
die Untersuchungen unter Kontrolle – un-
ter Verschluss – gehalten und wie sie im 
endgültigen FFM-Bericht wiedergege-
ben wurden. Wir sind der Meinung, dass 
es unterdessen genügend öffentlich zu-
gängliche Informationen gibt, die unse-
re Schlussfolgerung dahingehend unter-
mauern, dass der FFM-Bericht u.U. die 
reale Situation nicht wiedergibt. 

Ich erwarte nicht, dass Sie mir glau-
ben; Erwartungen sind keine Wissen-
schaft. Wir behaupten lediglich, dass es 
genug Information gibt – öffentlich zu-
gängliche Fakten – um eine transparente 
und fachlich fundierte Untersuchung zu 
rechtfertigen, mit dem Ziel, herauszufin-
den, was wirklich in Douma am 7. April 
2018 geschah. Die Untersuchung sollte 
streng wissenschaftlich und mit Integri-
tät durchgeführt werden, weil dies bisher 
nicht geschehen ist. 

Der „Lockdown“ zu Douma bleibt je-
doch, um es angemessen zu beschreiben, 
undurchdringbar. Es bleibt daher nur die 
Hoffnung, dass es jemanden mit einem 
ernsten und ehrenhaften wissenschaftli-
chen Ethos gibt, der eingestehen könnte, 

dass mit der Douma-Untersuchung und 
dem Bericht dazu etwas nicht stimmt. 
Vielleicht ist es noch wichtiger, dass – 
nebst der Fachkompetenz und der Be-
reitschaft, sich einzusetzen – diese Per-
son den Mut hat, diese Sache anzugehen. 
Sollte dies eintreffen, stehen wir bereit 
und können als unparteiliche Wissen-
schaftler und Ingenieure dazu beitra-
gen, dass die Fakten für sich sprechen 
können.“

Statt jedoch dem Aufruf Hendersons 
zu folgen, haben die westlichen Diplo-
maten ihn entweder verleumdet oder ig-
noriert. Ganz vorne dabei die Botschaf-
ter der USA, des Vereinigten Königreichs 
und Frankreichs, deren Regierungen auf-
grund von Behauptungen, die Hendersons 
Untersuchung in Frage stellte, Bomben 
über Syrien abgeworfen hatten.

Kelly Craft, USA: „Lassen Sie uns die 
heutige Vorführung als das erkennen, 
was sie ist – ein Gag. Die Frage, die wir 
uns stellen müssen, ist diese: Warum be-
schützt Russland so eifrig ein Regime, 
das mehrmals Biowaffen gegen die eige-
ne Bevölkerung eingesetzt hat? Was wir 
heute hier sehen ist noch ein verzweifel-
ter und misslingender Versuch, weitere 
Desinformation zu verbreiten, die Pro-
fessionalität des OVCW anzugreifen und 
von den fortwährenden Bemühungen ver-
antwortungsbewusster Nationen, das As-
sad-Regime für den Einsatz von Biowaf-
fen und zahlreichen anderen Untaten zur 
Rechenschaft zu ziehen, abzulenken. Wir 
kennen dieses Spiel: es wird alt und funk-
tioniert nicht mehr.“

Nicolas de Rivière, France: „Ich bedau-
re, dass die heutige Versammlung zu ei-
ner Übung in Desinformation verkommen 
ist. Erlauben Sie mir zuallererst, an das 
Offensichtliche zu erinnern: den Hinter-
grund der heutigen Diskussion bildet die 
einfache Tatsache, dass im August 2013 
das syrische Regime 1300 Männer, Frau-
en und Kinder vergaste, um seine militä-
rische Position zu stärken. Dies wird von 
niemandem bestritten.“

In Wirklichkeit ist diese Behauptung 
aber sehr umstritten. Der damalige Di-
rektor der nationalen Nachrichtendiens-
te (ODNI), James Clapper [4] und weite-
re US Amtsträger [5] teilten im August 
2013 Präsident Obama mit, dass die Be-
hauptungen, die syrische Regierung sei 

verantwortlich, kein „slam dunk“ seien. 
Dies stellte eine direkte Anspielung auf 
die Falschbehauptung der Nachrichten-
dienste dar, die zum Irak-Krieg führten. 

Im London Review of Books berich-
tete Seymour Hersh später mehrmals 
von mehreren Enthüllungen, die zusätz-
liche Zweifel darüber aufkommen ließen, 
dass dem Militärlabor Porter Down in GB 
nach das Sarin, welches in Ghouta ge-
funden wurde, nicht mit der Variante im 
Arsenal der syrischen Regierung über-
einstimmte; dass US-Nachrichtendienste 
zu dem Schluss kamen, dass die al-Qai-
da sich in Syrien Sarin angeschafft hat-
ten; und dass die türkische Regierung auf 
mehreren Ebenen mit dem Sarin im Be-
sitz der al-Qaida in Verbindung gebracht 
werden konnte. [6]

Die Botschafter Deutschlands und 
Großbritanniens kamen auch zu Wort. 
Beide ignorierten Hinweise auf eine Ver-
tuschung seitens des OVCW und diskre-
ditierten Versuche, diesen Hinweisen auf 
den Grund zu gehen.

Christoph Heusgen, Germany: „In der 
jiddischen Sprache gibt es ein Wort, wel-
ches ins Englische Eingang gefunden hat: 
Chutzpah. Ich weiß, Sie wissen alle, was 
Chutzpah bedeutet. Ich glaube, so kön-
nen wir das heutige Ereignis am besten 
beschreiben. Als ich sah, dass das OVCW 
auf der Agenda stand, dachte ich als deut-
scher Idealist, das sei eine wunderbare 
Gelegenheit, da unsere russischen und 
chinesischen Freunde endlich mit uns das 
Ziel teilen, die Chemiewaffenkonvention 
(CWK) zu stärken, das OVCW zu unter-
stützen und mit uns zusammen das sy-
rische Regime daran zu erinnern, sich 
an die Resolution 2118 zu halten und mit 
dem Untersuchungsteam (Investigation 
and Identification Team, IIT) zu koope-
rieren. Als ich aber den Textentwurf las, 
erkannte ich, dass Idealismus hier fehl am 
Platz ist. Was ist hier das Ziel? Das mei-
ne ich mit Chutzpah: Wieder versuchen 
Russland und China die Glaubwürdigkeit 
des OVCW in Frage zu stellen, alternative 
Fakten zu schaffen und Zweifel zu ver-
breiten, um das OVCW erneut zu unter-
graben. Diese russische Taktik haben wir 
schon mehrmals gesehen. Wenn sie oder 
ihre Freunde dabei erwischt werden, Ver-
brechen zu begehen oder das internatio-

Hauptbürogebäude der Organisation für das 
Verbot chemischer Waffen (OVCW) in Den Haag. 
Quelle: wikipedia.org, Foto: Wikimedia, Lizenz:CC 
BY-SA 3.0
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nale Recht zu umgehen, gehen sie in die 
Gegenoffensive und streuen alternative 
Fakten, um ihre Freunde zu verteidigen.“ 

Jonathan Allen, UK: „Uns sind soge-
nannte Beweise vom Fehlverhalten des 
OVCW von Individuen unterbreitet wor-
den, die keine volle Einsicht in die Un-
tersuchung hatten, die nicht akzeptieren 
konnten, dass ihre Sichtweise von den 
Fakten nicht bestätigt wurde und die 
dann gegen ihre Schweigepflicht dem 
OVCW gegenüber verstoßen haben. Uns 
sind langatmige Verschwörungstheorien 
von Journalisten aufgezwungen worden, 
aus deren Twitter-Feeds alles ersichtlich 
ist, was Mitglieder des Rats über die an-
geblich unabhängige Perspektive ihrer 
Berichterstattung wissen müssen, sowie 
von Akademikern, deren Theorien von 
besser qualifizierten Kollegen zurückge-
wiesen worden sind.“

Aaron Maté und MIT Professor Ted 
Postol antworteten auf Allens Bemer-
kungen.

Aaron Maté: „Es gab heute viele Be-
merkungen von gewissen Mitgliedstaa-
ten in dem Sinne, dass versucht wird, das 
OVCW in Verruf zu bringen. Ich möchte 
wiederholen, was Ian Henderson gesagt 
hat: Ich bin nicht hier, um das OVCW in 
Verruf zu bringen. Ich bin hier, um das 
OVCW davor zu schützen, instrumenta-
lisiert zu werden.

Es ist vielsagend, dass zwei langjäh-
rige und prominente Inspektoren des 
OVCW, von denen einer heute vor Ihnen 
steht, sich mit schwerwiegenden Fragen 
an Sie wenden und eine sehr einfache 
Lösung vorschlagen. Nämlich, dass an-
gesichts der Auseinandersetzungen, der 
sich widersprechenden Behauptungen 
und Fakten, diesen Inspektoren die Gele-
genheit gegeben werde, sich mit dem Ge-
neraldirektor und dem restlichen Dou-
ma-Team, das tatsächlich in Syrien vor 
Ort war, zu treffen. 

Falls irgendjemand diesem Vorschlag 
nicht folgt, muss gefragt werden, warum. 

Der britische Botschafter erwähnte 
mein Twitter-Konto und meinte aus ir-
gendeinem Grund, dass mein Twitter-
Konto irgendwie mit der Zuverlässig-
keit meiner journalistischen Arbeit zu 
tun habe. 

Ich fühle mich geschmeichelt, wenn 
Herr Allen mein Twitter-Konto im Auge 
behält. Ich verstehe aber nicht ganz, was 
das Konto mit der Frage zu tun hat, ob 
das OVCW instrumentalisiert worden ist. 
Nichtsdestotrotz möchte ich Ihnen raten, 
den eigentlichen Wissenschaftlern des 
OVCW mindestens genauso viel Auf-
merksamkeit entgegenzubringen, die in 
Syrien vor Ort waren, einen Bericht ver-
fassten, erlebten, dass der Bericht unter-

drückt wurde und nun ihre Befunde auf 
transparente Weise dem OVCW vorle-
gen möchten.“

Ted Postol, MIT-Professor Emeritus: 
„Ich habe es noch nie erlebt, dass dem 
internationalen Recht ein solcher Bären-
dienst erwiesen wurde, wie es heute ge-
schehen ist. Die Vereinten Nationen sind 
ein wichtiges internationales Organ, um 
das internationale Recht durchzusetzen 
und wenn die Anwesenden sich für Tat-
sachen nicht interessieren, kann das Recht 
keinen Bestand haben. Die albernen Aus-
sagen, die wir heute gehört haben sind 
mir sehr bekannt, da ich sie viele Jah-
re lang habe hören müssen und die Tat-
sache, dass nicht einmal ein Grundwis-
sen vorhanden ist – ich muss zugeben, 
ich versuche gar nicht, meine Empörung 
zu verbergen. 

Wenn ich wütend klinge, dann darum, 
weil ich die UN und das OVCW ernst 
nehme und, ganz ehrlich, so wie Sie sich 
heute hier verhalten haben, bin ich nicht 
der Meinung, dass Sie diese Organisati-
onen ernst nehmen. Ich höre jetzt auf.“ 

Ian Henderson beendete die Versamm-
lung indem er seine Enttäuschung über 
die westlichen Diplomaten zum Ausdruck 
brachte, die jegliche Auseinandersetzung 
mit einer Vertuschung seitens des OVCW 
ablehnten. Er stellte auch weitere Fakten 
darüber dar, wie das OVCW instrumen-
talisiert wurde, um falsche Anschuldigun-
gen gegen Syrien zu ermöglichen.

Ian Henderson: „Heute wurden mir die 
Augen geöffnet. Es ist nicht meine Aufga-
be, die vornehmen Exzellenzen, Delegier-
ten und Kollegen zu rügen; ich muss je-
doch bekennen, dass ich bitter enttäuscht 
bin; da ich jedoch schon länger dabei bin, 
habe ich nicht wirklich Anderes erwar-
tet. Es gab keine Diskussion. Stattdessen 
gab es eine Abfolge von politischen State-
ments von beiden Seiten - in meinen Au-
gen, Propaganda. Das ist eben die Welt in 
der wir leben. Das ist die Welt die mich 
während meiner Zeit im OVCW als Fi-
gur vor sich herführte. 

Heute besteht meine Aufgabe darin, 
das OVCW und das technische Sekreta-
riat zu schützen. Das möchte ich in aller 
Klarheit darlegen. Mit Desinformations-
kampagnen, um das OVCW zu diskredi-
tieren, hat das nichts zu tun. 

Ich stelle fest, dass immer noch, wie 
vom ersten Tag an, keine Bereitschaft 
dafür besteht, kein Wille dazu, kein 
Wunsch oder sonst etwas, überhaupt da-
rüber nachzudenken, dass auf der Basis 
von Wissenschaft, Tatsachen und Tech-
nik ein Resultat erreicht werden könnte, 
das dem FFM-Bericht widerspricht. Bis 
zum heutigen Tag ist niemand, keine ein-
zige Person, außer ein paar anarchistische 
Journalisten, in einer offiziellen Funkti-
on auf mich zugegangen, um zu sagen, 
„Beschreiben Sie bitte Ihre Erfahrungen“, 
mit einer einzigen Ausnahme. Nachdem 
der Douma FFM-Bericht veröffentlicht 
wurde, gab es eine ziemliche Krise im 
technischen Sekretariat. Das war bevor 
mein Ingenieursbericht geleaked wur-
de. Wir überlegten also damals, was wir 
tun sollten. Ich machte es allen ganz klar, 
dass die Befunde des FFM-Berichts sich 
auf keine wissenschaftlichen oder tech-
nischen Tatsachen stützten; dies kann ich 
jedem darlegen, der sich dafür interes-
siert. Ich wurde dann von einer Delega-
tion einer der westlichen Parteien einge-
laden und gab ein vollständiges Briefing. 

Britischer Botschafter Jonathan Allen. Quelle: 
www.gov.uk, Foto: www.gov.uk, Lizenz: CCo
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Am Ende des Berichts sagte der Herr, 
„Das ist sehr ernst. Das ist eine große 
Sache. Es wird nach oben gehen. Es wird 
ganz nach oben gehen.“ Und dann sagte 
er, quasi als Entschuldigung: „Es ist Ih-
nen natürlich klar, dass wir in dieser Sa-
che nichts unternehmen können.“ 

In dieser Situation befand ich mich da-
mals und in dieser Situation befinde ich 
mich noch heute. Ich glaube, von allen, 
die heute geredet haben, bin ich der ein-
zige, der viel Zeit in Syrien verbracht hat, 
auch in Damaskus, Douma und an an-
deren Orten. Ich war an allen drei Syri-
en-Einsätzen beteiligt, an den Teams zur 
Begutachtung der Deklarationen (Decla-
ration Assessment Team, DAT), am Zent-
rum für Forschung (Scientific Studies and 
Research Centre, SSRC) und am Dou-
ma-Untersuchungsteam (Fact-Finding-
Mission, FFM).

Ich möchte nun weder naiv sein noch 
übermäßig zynisch. Es ist mir aber auf-
gefallen, dass viele der politischen State-
ments ähnlich klangen, also „cut and pas-
te“; so funktioniert das eben, das ist zu 
erwarten. Auf eine Art kann ich das ver-
stehen. Das ist der Job und ich verstehe 
die Panik die entstehen kann, wenn mög-
licherweise dem FFM-Bericht widerspro-
chen werden könnte. Warum eigentlich? 
Weil dies die einzige Untersuchung ist, 
die erste und einzige, für die wir, die OV-
CW-Inspektoren es schafften, tatsächlich 
vor Ort zu sein, dort wo das angebliche 
Ereignis stattgefunden hatte. Und dann 
haben wir unsere Arbeit getan. 

Nun bedanke ich mich für das Lob, das 
einige von euch unserer Unvoreingenom-
menheit und unserem Professionalismus 
gesprochen haben, für die schwierige Ar-
beit, oft unter gefährlichen Umständen, 
die wir verrichtet haben. Diese Leistun-
gen haben wir in vielen Missionen er-
bracht, wie auch in Douma. Da jedoch 
der Douma-FFM-Bericht nur von einer 
Person geschrieben wurde, die nur in die 
Türkei gereist war, und einer anderen, die 
noch nirgendwo im Einsatz gewesen war, 
sieht es so aus, als hätten wir gar nicht 
teilgenommen. 

Schauen wir die Situation an und ver-
suchen wir, etwas Positives daraus zu 
gewinnen. Was müssten wir tun, um die 
Situation zu korrigieren? Welche Erfah-
rungen habe ich gemacht, die aus mei-

ner Sicht eindeutig problematisch wa-
ren? Es liegt nicht am OVCW. Es liegt 
nicht am Technischen Sekretariat. Das ist 
eine fantastische Organisation und es gibt 
hunderte Angestellte, die mit ihrer Un-
befangenheit und ihrem Pflichtbewusst-
sein zum Erfolg dieser Organisation bei-
getragen haben. 

Im Syrien-Einsatz hat sich jedoch eine 
Entwicklung gezeigt, die nicht mit dem 
Ziel der Organisation übereinstimmt. Ers-
tens: Die Einsätze werden von einer hand-
voll Mitarbeiter durchgeführt, die der Di-
rektion durch den Kabinettschef Bericht 
erstatten. Dieser erstattet seinerseits, und 
hier basiert meine Erfahrung auf Beob-
achtungen, einigen der wichtigen westli-
chen Delegationen Bericht. Es liegt auf 
der Hand, dass der ständige Vertreter der 
USA dort eine führende Rolle spielt. Die 
Tatsache, dass die einzige Befehlslinie 
der Kontrollstrukturen über den Kabi-
nettschef führt - der ehemalige Kabinetts-
chef war aus dem Vereinigten Königreich, 
der gegenwärtige stammt aus Frankreich 
– und direkt den einflussreichen Delegati-
onen Bericht erstattet, muss sich ändern. 
Das wäre die erste Korrektur. 

Die zweite Korrektur betrifft die Tat-
sache, dass sich die Organisation für die 
Untersuchungseinsätze (Fact Finding 
Mission, FFM ), die gemeinsamen Un-
tersuchungsabläufe (Joint Investigative 

Mechanism, JIM) und die Identifizie-
rungsteams (Investigation and Identifi-
cation Team, IIT) auf ausgewählte exter-
ne Experten stützt, die anonym bleiben, 
aber aus deren Arbeit selektiv Ergebnisse 
ausgewählt werden, die der Herstellung 
eines Resultats dienen, welches in der Re-
gel, wenn auch nicht immer, der Meinung 
derjenigen Individuen entspricht, die zu-
vor bestimmte Erwartungen formuliert 
hatten. 

Dem entspricht die Verwendung von 
Phrasen wie „es ist eine plausible Annah-
me, zu glauben, dass die Situation wahr-
scheinlich so ist“. Das ist die Ursache des 
Problems mit Douma, wo es erstmals ei-
nen eindeutigen Bestand von wissen-
schaftlichen, technischen und chronolo-
gischen Fakten und Informationen gibt, 
die dafür eingesetzt werden können, um 
gegenteilige Resultate zu erzielen. 

Daraus ergibt sich die dritte Korrektur, 
nämlich dass die Untersuchungen in Sy-
rien auf realistischere Mindeststandards 
der „Beweisführung“ basieren sollten. 
Für das Wort „Beweisführung“ verwen-
de ich Anführungszeichen. Das sind In-
formationen, Daten – ob offen zugänglich 
oder nicht–, und diese Mindeststandards 
sollten auf eine transparente Weise wis-
senschaftlich fundiert sein und nicht auf 
einer willkürlichen Selektion von Aus-

Die OVCW-Fact-Finding Mission in Syrien ist eine Mission der Organisation für das Verbot chemi-
scher Waffen (OVCW), um mögliche Fälle des Einsatzes toxischer Chemikalien in Syrien während 
des Bürgerkriegs zu untersuchen. Quelle: www.opcw.org, Foto: www.opcw.org/, Lizenz: Gemeinfrei
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zügen aus Meinungen anonymer Exper-
ten basieren. 

Ich habe wahrscheinlich schon zu viel 
gesagt, mein Antrag bleibt aber bestehen. 
Ich erwarte von Ihnen nicht, dass Sie mir 
glauben. Nehmen sie aber bitte den An-
trag genügend ernst und denken Sie an 
das, was 2002 im Irak passierte. Damals 
hatte ich im Scherz auf den Ausgang ge-
wettet. Ich war der Meinung, die Vernunft 
würde siegen und dachte, dass wir auf 
Massenvernichtungswaffen spezialisiert 
sind und wir wissen, wie die Lage ist, 
dass sich die Vernunft durchsetzen wird, 
sie irgendwann durchkommen. Ich verlor 
damals die Wette, weil die Vernunft sich 
nicht durchsetzen konnte. Es ist mir sehr 
unangenehm, dies zu sagen, aber in mei-
nen Augen geschieht jetzt das Gleiche. 
Wie ich vorhin sagte, der „Lockdown“ ist 
undurchdringlich geworden, und wahr-
scheinlich wird es auch so bleiben. 

Noch ein paar abschließende Bemer-
kungen. Als ich während der Vorberei-
tungen für die ersten Kontrolleinsätze des 
Forschungszentrums (Scientific Studies 
and Research Centre, SSRC) das Dossi-
er des Teams zur Begutachtung der De-
klarationen (Declaration Assessment 
Team, DAT) überprüfte, hatten wir die 
ursprünglichen Aussagen und Angaben 
der Besitzerstaaten vor uns. Ich erinnere 
daran, dass ich viel länger dabei war als 
viele andere und mit der ersten Gruppe 
von Teamleitungen des Sekretariats 1997 
den Anfang erlebt habe. Es gab ungefähr 
gleich viele Widersprüche und Diskre-
panzen in diesen Aussagen wie in den 

Aussagen zu Syrien, wie das Team zur 
Begutachtung (DAT) feststellte. Es gab 
Fehler. Es gab Bestände, die hätten de-
klariert werden sollen, die aber erst nach 
erheblichem Druck deklariert wurden, 
wie das Ricin Programm. Es gab auch 
Fragen zu Pinacolyl Alcohol und Soman, 
die vom SSRC nachgewiesen wurden. All 
dies erreichte jedoch nicht das Ausmaß, 
welches in den früheren Jahren zu einem 
solchen, Jahre andauernden Hin- und Her 
und zu so vielen Zweifeln geführt hätte, 
ausgelöst durch die sogenannten Wider-
sprüche und Auslassungen in den Aussa-
gen. Ich gebe Ihnen einige Aussagen von 
Sekretariatsangestellten wieder, in Be-
zug auf das DAT Dossier: Der Wortlaut 
war: „Das Dossier soll offen bleiben.“ Ich 
werde nicht so tun als sei ich politisch ge-
nügend informiert, um genau zu wissen, 
was das denen bedeutete, die es ausge-
sprochen haben. Mangels irgendwelcher 
Fortschritte in dieser Sache überlasse ich 
Ihnen diese Frage. 
Vielen Dank.“

Quellen:
[1] The Grayzone, Aaron Maté, „Ex-OPCW chief Jose 
Bustani reads Syria testimony that US, UK blocked 
at UN“, am 05.10.2020, <https://thegrayzone.
com/2020/10/05/ex-opcw-chief-jose-bustani-
reads-syria-testimony-that-us-uk-blocked-at-un/>
[2] The Grayzone, Aaron Maté, „The Grayzone’s 
Aaron Maté testifies at UN on OPCW Syria 
cover-up“, am 29.09.2020, <https://thegrayzone.
com/2020/09/29/grayzones-aaron-mate-testifies-
at-un-on-opcw-syria-cover-up/>
[3] The Grayzone, Aaron Maté, „Ex-OPCW chief Jose 
Bustani reads Syria testimony that US, UK blocked 
at UN“, am 05.10.2020, <https://thegrayzone.
com/2020/10/05/ex-opcw-chief-jose-bustani-
reads-syria-testimony-that-us-uk-blocked-at-un/>
[4] The Atlantic, Jeffrey Goldberg, „The Obama Doc-
trine“, im April 2016,  <https://www.theatlantic.
com/magazine/archive/2016/04/ the- obama-
doctrine/471525/>
[5] Toront Star, Kimberly Dozier, „Doubts 
surround Syria chemical weapon attack; no 
‘slam dunk’ Assad ordered it, say experts“, am 
29-08.2013, <https://www.thestar.com/news/
world/2013/08/29/doubts_surround_syria_che-
mical_weapon_attack_no_slam_dunk_assad_ 
ordered_it_say_experts.html>
[6] London Review of Books, Richard Lloyd und Ted 
Postol, „Seymour M. Hersh on Obama, Erdoğan 
and the Syrian rebels“, am 17.04.2014, <https://
www.lrb.co.uk/the-paper/v36/n08/seymour-m.-
hersh/the-red-line-and-the-rat-line>
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Der Syrienkrieg wurde 2011 von einer 
Koalition Assad-feindlicher Akteure be-
gonnen, die unterschiedlich motiviert 
waren: Ein Teil hoffte wohl auf Land-
gewinne bei einer späteren Aufteilung 
Syriens (die Türkei, die Kurden und Is-
rael); für andere standen Pipelineprojek-
te auf syrischem Boden im Vordergrund 
(Katar, USA, Europa). Ein weiteres Mo-
tiv war die Erzfeindschaft zwischen Sun-
niten und Schiiten (Saudi-Arabien und 
die Vereinigten Emirate gegen Damas-
kus und Teheran). Viertens ging es um 
geostrategische Interessen, um die Zer-
schlagung der Achse Iran-Syrien-Hisbol-
lah. Barack Obama wollte den Konflikt 
durch den Sturz Assads in seinem Sinne 
lösen, wobei er sich angeblich auf „mo-
derate Rebellen“, in Wirklichkeit aber auf 
Dschihadisten der übelsten Sorte stützte. 
Sein Plan wurde durch das Dazwischen-
treten Russlands vereitelt. Jedoch haben 
die USA noch immer ihren Fuß in der 
Tür und verhindern so effektiv den Wie-
deraufbau Syriens nach zehn Jahren an-
geblichen „Bürgerkriegs“. Der amerika-
nische Journalist Aaron Maté hat sich die 
Mühe gemacht, einige der durchaus zu-
gänglichen Fakten zusammenzutragen 
und sie durch Videoclips zu untermauern.

Bidens Syrien-Verbrechen: Tulsi 
Gabbard verurteilt den schmutzi-
gen Krieg der USA gegen Syrien

Sehen Sie, wie Biden und einige seiner 
ranghöchsten Helfer die schrecklichen 
Realitäten des schmutzigen US-Krieges 
gegen Syrien zugeben.

Derweil der Kongress Joe Biden mo-
derat wegen der Bombardements der sy-
risch-irakischen Grenze tadelt, wirft Tulsi 
Gabbard ihren ehemaligen Kollegen vor, 
das eigentliche Problem zu ignorieren: 
den andauernden schmutzigen Krieg der 
USA gegen Syrien. Nach einem Jahrzehnt 
des Stellvertreterkriegs, der Al-Qaida und 
ISIS gestärkt hat, besetzen die USA nun-
mehr ein Drittel Syriens und verhängen 
lähmende Sanktionen, die Syriens Wirt-
schaft zerstören und so den Wiederauf-
bau verhindern.

Für ihre Haltung zu Syrien wurde 
Gabbard diffamiert, obwohl viele Spit-
zenbeamte des Weißen Hauses — ein-
schließlich Joe Biden selbst — bereits 
die gleichen Tatsachen einräumten, die 
sie gegeißelt hat. Aaron Maté spielt Clips 
von Biden und einigen seiner ranghöchs-
ten Adjutanten ab, die die schrecklichen 
Realitäten des schmutzigen Krieges der 

Die USA halten weiterhin ein 
Drittel Syriens besetzt und 

verhindern mit gezielten Sank-
tionen den Weg des Landes 

zurück in die Normalität.

von Aaron Maté 

Der ewige Krieg

Autor: Aaron Maté
ist Journalist und Produ-
zent. Er moderiert „Push-
back mit Aaron Maté“ in 
The Grayzone. Er ist au-
ßerdem Autor des The 
Nation Magazins und 
ehemaliger Moderator / 
Produzent von The Re-
al News und Democracy Now!. Aaron hat 
auch für Vice, AJ + und Al Jazeera präsen-
tiert und produziert.

Zerstörte Panzer vor syrischer Moschee. 
(Foto: Christiaan Triebert / Flickr / CC BY-ND 
2.0) 

Dieser Text wurde zuerst am 5.03.2021 auf the-
grayzone.com unter der URL <https://thegrayzone.
com/2021/03/05/tulsi-gabbard-calls-out-the-us-dirty-
war-on-syria-that-biden-aides-admit-to/> veröffentlicht. 

Die deutsche Übersetzung wurde zuerst am 19.03.2021auf www.
rubikon.news unter der URL <https://www.rubikon.news/artikel/
der-ewige-krieg-3> veröffentlicht. Lizenz: Aaron Maté, RUBIKON, 
CC BY-NC-ND 4.0 
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USA gegen Syrien offenbaren und argu-
mentiert, dass Gabbard sich nur durch ihre 
Bereitschaft abhebe, diese zu kritisieren.

Aaron Maté: Willkommen bei Push-
back. Ich bin Aaron Maté. Heute möch-
te ich über Syrien sprechen, das nach Bi-
dens Militärschlag gegen eine militante 
Gruppe von Schiiten nahe der irakisch-
syrischen Grenze wieder in den Schlag-
zeilen ist. Biden wurde ein wenig dafür 
kritisiert, sogar von demokratischen Kon-
gressabgeordneten, weil er den Schlag 
ohne die Autorisierung durch den Kon-
gress geführt hat, und man erinnerte ihn 
an den War Powers Act [2].

Aber ich will heute aufzeigen, wie be-
grenzt und kurzsichtig diese Kritik ist, 
weil sie den eigentlichen großen Skan-
dal der USA in Syrien nicht benennt – 
der unter Obama begann, unter Trump 
fortging, und nun allem Anschein nach 
auch unter Biden fortgesetzt wird. Eine 
Politikerin, die darauf hingewiesen hat, 
stand bis vor Kurzem auf der nationalen 
Bühne, sitzt heute aber nicht mehr im 
Kongress: die ehemalige demokratische 
Abgeordnete Tulsi Gabbard.

In einem Video wendet sie sich an ihre 
ehemaligen Kollegen im Kongress und 
weist darauf hin, dass Bidens Luftschlag 
bei Weitem nicht der schwerwiegendste 
Skandal der heutigen US-Politik in Sy-
rien ist.

Tulsi Gabbard: „Es freut mich zu hö-
ren, dass sich einige meiner früheren 
Kollegen im Kongress gegen die jüngs-

ten verfassungswidrigen Luftangriffe in 
Syrien ausgesprochen haben. Aber sie ig-
norieren das größere Problem: den Regi-
mewechselkrieg, den die USA weiterhin 
in Syrien führen – und dabei Terroris-
ten der Al-Qaida, der Al-Nusra und der 
HTS [3] als unsere stellvertretenden Bo-
dentruppen einsetzen, die nun Idlib be-
setzen und kontrollieren, dort die Scha-
ria durchsetzen und das Gebiet von den 
meisten Christen und religiösen Minder-
heiten säubern.

Die Biden-Regierung nutzt weiterhin 
unser Militär zur illegalen Besetzung 
von Nordostsyrien, um unter Verletzung 
des Völkerrechts ‚das Öl zu nehmen‘ — 
wie Donald Trump es krass, aber ehrlich 
ausdrückte. Ein drakonisches Embargo- 
und Sanktionsregime, das einer modernen 
Art der Belagerung gleichkommt, ähnlich 
dem, was die von den USA und Saudi-
Arabien geführte Militärallianz im Jemen 
praktiziert und dadurch Tod und Leid für 
Millionen unschuldiger Syrer verursacht. 
Sie berauben sie essenzieller Dinge wie 
Lebensmittel, Medikamente, sauberes 
Wasser, Energie und Wärme — und ma-
chen es dem syrischen Volk unmöglich, 
mit dem Wiederaufbau ihres vom Krieg 
zerrissenen Landes zu beginnen.“

Aaron Maté: Nun, was Tulsi Gabbard 
da gesagt hat, ist wichtig. Sie ist die ein-
zige prominente Politikerin, die willens 
ist, nicht nur den schmutzigen Krieg der 
USA und die Sanktionen zu kritisieren, 
sondern als Einzige diese Tatsachen an-
zuerkennen. Nehmen Sie die Sanktionen: 

Wie Tulsi Gabbard sagt, verhängen die 
USA lähmende Sanktionen gegen Syrien 
mittels dessen, was im sogenannten Cae-
sar Act festgeschrieben ist. Und dieser Cae-
sar Act richtet sich ganz explizit gegen den 
Wiederaufbau Syriens [4]. Beide Kongress-
parteien haben ihn 2020 durchgewunken. 
Und darüber wird fast keine Diskussion 
geführt und ganz sicher nicht im Kongress.

Auch in den US-Medien, wenn Sie heu-
te etwas über die aktuelle Krise Syriens 
lesen, werden die US-Sanktionen besten-
falls einmal im Nebensatz erwähnt. Inte-
ressant ist aber, dass diejenigen wie Tulsi 
Gabbard mit ihrer Kritik oder der bloßen 
Kenntnis der Sanktionen praktisch allei-
ne stehen, während es andere gibt, die die 
Sanktionen sehr wohl anerkennen — in-
dem sie die Tatsache begrüßen, dass die 
USA die Wirtschaft Syriens zerstören und 
den Wiederaufbau verhindern.

Nehmen Sie zum Beispiel James Jef-
frey, der unter Donald Trump Gesandter 
im Nahen Osten war. Er schrieb kürzlich 
einen Artikel in Foreign Affairs, in dem er 
sich brüstete, dass die USA „Syriens Wirt-
schaft durch die Sanktionen zermalmen“. 
Also ich finde das sadistisch, die Zerschla-
gung der Ökonomie eines Landes zu fei-
ern, ganz besonders, wenn es sich um ein 
Land handelt, das seit zehn Jahren vom 
Krieg verwüstet wird.

Und wieder ist es Tulsi Gabbard, die po-
litisch nahezu allein steht, und auch be-
reit ist, zuzugeben, dass die USA — und 
das stellt Bidens Luftschlag weit in den 
Schatten — Milliarden von Dollar für 
einen schmutzigen Krieg ausgeben, der 
schon fast ein Jahrzehnt andauert und zur 
Zerstörung Syriens beiträgt.

Aber die Wahrheit ist ja nicht verbor-
gen. So nannte die New York Times den 
schmutzigen Krieg gegen Syrien als „eines 
der kostspieligsten verdeckten Program-
me“ in der Geschichte der CIA. Der Wa-
shington Post zufolge hat dieses CIA-Pro-
gramm ein Jahresbudget von nahezu einer 
Milliarde Dollar. Im Jahr 2017 zitierte der 
Washington Post-Kolumnist David Ignati-
us einen „gut informierten Beamten“, der 
schätzte, „dass die von der CIA unterstütz-
ten Kämpfer in den vorangegangenen vier 
Jahren 100.000 syrische Soldaten und Al-
liierte getötet oder verwundet haben“.

Zur Veranschaulichung, welche Art von 
Kämpfern die CIA in Syrien unterstützt, 

Screenshot der Sendung Pushback mit Aaron Maté. Der Titel der Sendung lautete: „Tulsi Gabbard 
calls out the US dirty war on Syria that Biden, aides admit to“. (Screenshot: Aaron Maté / Youtube: 
<https://www.youtube.com/watch?v=mBdO1Rc9ctU>) [1]
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gab Ignatius das Beispiel der „Rebellen“ 
an, die in der Stadt Latakia eine Ope-
ration durchführten, die „Assads ange-
stammte Heimat und die russischen Mi-
litärbasen dort bedrohten“.

Nun, nach Angaben von Robert F. 
Worth von der New York Times, droh-
ten diese Rebellen tatsächlich mit Ge-
nozid an der alawitischen Glaubensge-
meinschaft [8], die in Latakia dominiert. 
Worth schrieb Folgendes:„

Hätten die Rebellen das Gebiet — 
in dem die Alawiten die Mehrheit bilden 
— eingenommen, wäre es mit ziemlicher 
Sicherheit zu einem religiös motivierten 
Massenmord gekommen. Viele Menschen 
der Region hätten den USA die Schuld ge-
geben, weil sie einige der dort operie-
renden Rebellen mit Waffen versorgt.“

Das ist also die Sorte von „Rebellen“, die 
die USA in Syrien unterstützen, und die 
Tulsi Gabbard treffend als „dschihadis-
tische Stellvertretertruppen“ charakteri-
sierte, die zum Massenmord an den Ala-
witen bereit waren.

Und wieder, wie schon bei den mörde-
rischen Sanktionen, ist es verrückt, dass 
Tulsi Gabbard praktisch die Einzige ist, 
die daran Kritik übt. Und dass sie we-
gen ihrer Kritik in Washington faktisch 
zu einem Paria gemacht wurde.

Nun, das bedeutet nicht, dass die Wahr-
heit vorher nicht zugegeben worden wäre. 
Was ich heute vorhabe, ist, einige Fälle 
durchzugehen, in denen US-Spitzenbeam-
te tatsächlich die Wahrheit über das an-
erkennen, was die USA in Syrien getan 
haben. Diese bestätigten Tatsachen werde 
ich dann mit dem Grad des öffentlichen 
Bewusstseins vergleichen und aufzeigen, 
wie oft diese kritischen Eingeständnis-
se und Fakten in den US-Medien igno-
riert werden, und wie das dazu beiträgt, 
eine vernünftige und humane Syrienpo-
litik heute zu verhindern.

Die Realität dessen, was die USA in 
Syrien getan haben und wie sie Tulsi 
Gabbard beschrieben hat, wurde also 
von ganz oben eingeräumt — von Präsi-
dent Joe Biden höchstpersönlich. Hören 
Sie sich an, was er im Jahre 2014 über 
das Verhalten der US-Alliierten in Syri-
en zu sagen hatte:

Joe Biden: „Unser größtes Problem wa-
ren unsere Verbündeten. Unsere regiona-
len Verbündeten waren unser größtes Pro-
blem in Syrien. Die Türken — die gute 
Freunde sind, ich habe eine exzellente Be-
ziehung zu Erdogan, mit dem ich viel Zeit 
verbrachte —, die Saudis, die Emiratis et 
cetera: Was taten die alle? Sie waren der-
art entschlossen, Assad zu stürzen und es 
auf einen sunnitisch/schiitischen Stellver-
treterkrieg ankommen zu lassen … also 
was machten sie? Sie unterstützten jeden 
mit Hunderten von Millionen Dollar und 
Zigtausend Tonnen von Waffen, der bereit 
war, gegen Assad zu kämpfen. Nur dass 
die solcherart Geförderten die Al-Nusra, 
die Al-Qaida und die extremsten Dschi-
hadisten waren, die aus anderen Teilen 
der Welt kamen.“

Aaron Maté: Nun, Joe Biden hat sich 
für diese Stellungnahme sogar entschul-
digt – und nicht, weil irgendetwas daran 
nicht stimmte. Sein einziger Fehler be-
stand im Auslassen der kritischen Rolle, 
die die USA bei all dem spielten. Denn 
die USA gaben — genau wie ihre saudi-
schen, katarischen, emiratischen und tür-
kischen Partner — Geld und Waffen und 
ermöglichten deren Transfer nach Syri-
en. So hatte Biden, bis auf die Rolle der 
USA, alles wahrheitsgemäß dargestellt. 
Aber Biden entschuldigte sich tatsäch-
lich — nicht weil er die Rolle der USA 
ausgelassen hatte, sondern weil die Ver-
bündeten über die Offenlegung ihrer Rol-
le verstimmt waren.

Während Biden die Wahrheit öffent-
lich zugegeben hat, haben andere Spit-
zenbeamte sie privat eingeräumt. So zum 
Beispiel Jake Sullivan, der jetzt Bidens 
nationaler Sicherheitsberater ist. Laut Wi-
kiLeaks schrieb er im Jahr 2012 an Hil-
lary Clinton: „AQ (Al-Qaida) ist in Sy-
rien auf unserer Seite.“ Und da Al-Qaida 
in Syrien auf amerikanischer Seite stand, 
können Sie sich vorstellen, dass sie da-
von auch profitierte, und das tat sie auch. 
Durch die Möglichkeit, an der Seite der, 
von den USA gesponserten, Rebellen zu 
kämpfen, denen sie sogar Waffen stah-
len, konnte Al Qaida eine Provinz na-
mens Idlib erobern, wo sie sich bis heute 
festgesetzt hat. 

Und das bewog einen anderen Spitzen-
beamten der Biden-Regierung namens 
Brett McGurk, Koordinator für den Na-

hen Osten und Nordafrika im Nationalen 
Sicherheitsrat, dass er im Jahre 2017 zu-
gab, dass Idlib jetzt die größte sichere Zu-
flucht von Al-Quaida seit 9/11 sei.

Brett McGurk: „Sehen Sie, die Provinz 
Idlib ist die größte sichere Zuflucht für Al 
Qaida seit 9/11, sie untersteht direkt Ayman 
al Zawahiri [5]. Das ist ein Riesenprob-
lem, schon seit einiger Zeit. Wir haben das 
Rampenlicht — auch die der internationa-
len Medien — auf ISIS fokussiert. Wir ha-
ben uns sehr auf Al-Qaida und die Provinz 
Idlib konzentriert. Al-Qaida-Führer, die es 
bis in die Provinz Idlib schaffen, kommen 
oft von dort nicht mehr weg. Aber es bleibt 
die Frage: Warum und auf welche Wei-
se konnte der Stellvertreter von Ayman-
al-Zawahiri die Provinz Idlib erreichen? 
Warum ist das möglich? Wie kommen sie 
dorthin? Sie sind keine Fallschirmspringer 
und der Weg …

Ich werde natürlich nicht darüber re-
den, was die US-Regierung in bestimm-
ten Teilen Syriens getan hat, aber die He-
rangehensweise einiger unserer Partner 
[6], dorthin Zigtausend Tonnen Waffen zu 
schicken und das Einsickern dieser aus-
ländischen Kämpfer nach Syrien zuzulas-
sen, war vielleicht nicht die beste Idee, und 
Al-Qaida hat das voll ausgenutzt. Idlib ist 
jetzt ein Riesenproblem. Es ist ein siche-
rer Zufluchtsort für Al-Qaida direkt an der 
türkischen Grenze.“

Aaron Maté: Übrigens hat nicht nur Al-
Qaida von der Unterstützung durch die 
USA profitiert, sondern auch ISIS — und 
auch das wird offen zugegeben. General 
Martin Dempsey, der den Vorsitz der Joint 
Chiefs of Staff unter Obama innehatte, be-
richtete im Jahr 2014 dem Kongress, dass 
US-Verbündete ISIS direkt finanziert ha-
ben. Senator Lindsey Graham wies ihn für 
diese Offenlegung zurecht:

Senator Graham: „Kennen Sie irgend-
einen größeren arabischen Verbündeten, 
der ISIS unterstützt?“

General Dempsey: „Ich kenne große 
arabische Verbündete, die sie finanzieren.“

Senator Graham: „Ja, aber sie unterstüt-
zen? Sie finanzieren sie, weil die ‚Freie 
Syrische Armee‘ (FSA) nichts gegen As-
sad ausrichten konnte. Sie wollten Assad 
loswerden. Ich glaube, inzwischen haben 
sie die Unsinnigkeit ihres Vorhabens er-
kannt. Lasst uns die Nahost-Verbündeten 
nicht unfairerweise beschuldigen.“
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Aaron Maté: Nicht nur, dass die US-Ver-
bündeten ISIS direkt finanzierten, sie un-
terstützten sie auch stillschweigend, auf 
ihre eigene Art. John Kerry, der jetzt Bi-
dens Klimabotschafter ist, machte als 
Außenminister unter Obama ein großes, 
heimlich aufgezeichnetes Eingeständnis. 
Er äußerte, dass die USA tatenlos zugese-
hen habe, als ISIS Damaskus einkreiste, in 
der Hoffnung, dass der Vorstoß Assad zu 
Verhandlungen zwingen würde.

Kurz gesagt, die USA waren bereit zu 
riskieren, dass Damaskus von ISIS einge-
nommen wird, wenn sie dadurch dem Ziel 
eines Regimewechsels gegen Assad nä-
herkommen konnten. Und deshalb, so sag-
te Kerry, intervenierten auch die Russen 
in Syrien, denn Russland wollte dort kei-
ne ISIS- oder Daesh-Regierung [7] haben.

John Kerry: „Der Grund, warum Russ-
land nach Syrien kam, war das Erstarken 
von ISIS. Sie drohten, nach Damaskus zu 
kommen, und so weiter. Und deshalb inter-
venierte Russland. Sie wollten keine Da-
esh-Regierung, sie unterstützten Assad. 
Und wir bekamen mit, wie dies ausgebaut 
wurde. Wir haben es beobachtet. Wir sa-
hen zu, wie Daesh an Stärke zunahm, und 
wir dachten uns, dass Assad in Gefahr sei.“

Aaron Maté: So helfen nun all diese Ein-
geständnisse von hohen Amtsträgern der 
Biden-Administration, eine der größten 
Lügen der Obama-Regierung zu entlar-
ven, in der viele von ihnen gedient haben.

Da ist die oft gehörte Behauptung, Ob-
ama habe in Syrien nicht entschlossen 
genug durchgegriffen. Er habe zu wenig 
interveniert. Aber das genaue Gegenteil 
ist richtig. Wie alle diese Funktionäre dar-
legten, hat Obama in Syrien massiv in-
terveniert, in erster Linie mittels eines 

riesigen, verdeckten CIA-Programms.

Geführt hat das zu dem Chaos, mit 
dem Syrien noch heute zu kämpfen hat. 
Es stellt den Gipfel des Zynismus dar, dass 
die USA bereit waren, ihr Ziel eines Re-
gimewechsels ausgerechnet mithilfe von 
Al-Qaida und ISIS durchzusetzen.

Das bringt mich zu einem anderen 
Amtsträger namens Rob Malley, der 
schon unter Obama diente und jetzt Bi-
dens Gesandter im Iran ist, in der Hoff-
nung, möglicherweise das Nuklear- 

abkommen JCPOA wiederzubeleben — 
obwohl noch nicht klar ist, ob Biden das 
will. Aber hören Sie sich an, was Mal-
ley mir in einem Interview im Jahre 2018 
berichtete. Entgegen der gängigen Ver-
sion, Obama habe sich in Syrien zu we-
nig engagiert, berichtete Malley mir, dass 
in Wirklichkeit die USA zu den Kräften 
gehörte, die den Krieg anheizten, anstatt 
ihn zu beenden.

Rob Malley: „Sobald wir uns erst ein-
mal ins Spiel gebracht hatten, wurden wir 
Teil des Regimewechsels — per Definiti-
on, auch wenn wir es leugneten —, indem 
wir die bewaffnete Opposition unterstütz-
ten, die nur ein Ziel kannte, nämlich den 
Sturz des Regimes. Wir steckten auch mit 
den Saudis, Kataris und Türken unter ei-
ner Decke, die auch dieses Ziel verfolg-
ten. Deren Ziel war nicht, und ich will es 
nicht zu sehr vereinfachen, aber ihre Rol-
le war nicht in erster Linie der Schutz der 
syrischen Bevölkerung. In der Tat, wie 
Sie richtig sagten, haben viele ihrer Akti-
onen die Situation verschlimmert und zu 
weiteren Todesopfern geführt. Sie woll-
ten das Regime zu Fall bringen, um den 
iranischen Einfluss in Syrien zu brechen. 
Sobald wir ein Teil dieses Projektes wur-
den, dann, Sie haben recht, waren wir ein 
Teil dessen, was den Konflikt angeheizt 
hat, anstatt ihn zu beenden.“

Aaron Maté: Das ist also die Art, wie 
die USA geholfen haben, Syrien zu zer-
stören, gemäß den Worten von Regie-
rungsbeamten unter Obama und Biden. 
Und so gut wie alles, was Tulsi Gabbard 
kritisierte, wurde von diesen Mitarbei-
tern zugegeben. Der wesentliche Unter-
schied ist, dass der Großteil dieser Leute 
keinerlei Problem damit zu haben scheint, 
ein Land durch einen Stellvertreterkrieg 
zu zerstören und dann mit mörderischen 
Sanktionen den Wiederaufbau zu ver-
hindern. Betont werden muss, dass auch 
Trump diese Politik verfolgte; von ihm 
stammen die Caesar-Sanktionen, die di-
rekt gegen den Wiederaufbau Syriens ge-
richtet sind. Auch gab er offen zu, dass 
die USA in Syrien bleiben, um dessen Öl 
zu stehlen.

Donald Trump: „Und dann sagen sie, er 
ließ doch Truppen in Syrien. Wissen Sie, 
was ich tat: Ich ließ die Truppen dort, um 
das Öl zu bekommen. Ich holte das Öl. 
Die einzigen Truppen, die ich behielt, si-

chern das Öl. Sie beschützen es. Ich habe 
das Öl übernommen.“

Laura Ingraham: „Wir nehmen es, wir 
nehmen es nicht …“

Donald Trump: „Vielleicht nehmen wir 
es, vielleicht auch nicht.“

Laura Ingraham: „Sie sichern ihre An-
lagen.“

Donald Trump: „Ich weiß nicht, viel-
leicht sollten wir es uns nehmen. Aber wir 
verfügen über dieses Öl. Jetzt im Augen-
blick hat die USA den Zugriff.“

Aaron Maté: Nun setzt Biden diese Po-
litik fort und belässt die US-Truppen in 
Syrien. Einigen Berichten zufolge hat er 
die Militärbesatzung dort sogar ausge-
baut und auch die mörderischen Sankti-
onen aufrechterhalten.

Es muss darüber gesprochen werden, 
was diese Sanktionen in Syrien ange-
richtet haben. So gibt es jetzt Berich-
te von langen Warteschlangen für Brot, 
das Land steht vor einer massiven Wirt-
schaftskrise, seine Währung ist auf 

einem Rekordtief.

Und die UN-Sonderberichterstatterin 
für Sanktionen Alena Douhan veröffent-
lichte kürzlich eine Stellungnahme, in der 
sie diese US-Sanktionen illegal nennt und 
auf das massive Leiden der Bevölkerung 
hinweist. Versuchen Sie, eine Erwäh-
nung ihrer Erklärung in den US-Medien 
zu finden, quer durch das ganze Spekt-
rum. Selbst in opponierenden Websites 
wie The Intercept oder Democracy Now 
fehlt jeder Hinweis darauf. Sie sprach mit 
mir auf Pushback über die Wirkung der 
Sanktionen in Syrien:

Alena Douhan: „Aus Angst beteiligt 
sich niemand in irgendeiner Form am 
Wiederaufbau oder an irgendwelchen 
anderen Prozessen. Das beeinträchtigt 
im Ergebnis die Menschenrechte — und 
ich würde sogar sagen, bringt Menschen-
leben in Gefahr. Im Grunde genommen 
führt die Angst zu einer Art kollektiver 
Diskriminierung der gesamten Bevöl-
kerung, in derart sanktionierten Län-
dern. In Syrien läuft es so. Sie erhalten 
keine medizinische Versorgung, haben 
kein Dach über dem Kopf und nicht ge-
nug zu essen.“
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Aaron Maté: Abgesehen von dieser 
jüngsten Bombardierung an der irakisch-
syrischen Grenze, ist von Biden und aus 
dem Weißen Haus nicht viel über Syrien 
zu hören. Aber alle Anzeichen deuten da-
rauf hin, dass sie den schmutzigen Krieg 
fortsetzen wollen, den sie unter Obama 
angefangen haben. Dies ist den Äußerun-
gen einer weiteren Regierungsbeamtin, 
Diana Stroul, zu entnehmen, die unter Bi-
den stellvertretende Assistentin im Ver-
teidigungsministerium für den Nahen Os-
ten ist. Zuvor hatte Stroul den Co-Vorsitz 
einer sogenannten, vom Kongress ins Le-
ben gerufenen „Syria Study Group“ inne. 
Als sie über die Sanktionen, die Behin-
derung des Wiederaufbaus und die US-
Militärbesetzung sprach, hatte sie vor-
ab offen zugegeben, dass all diese Dinge 
„Druckmittel“ zur Durchsetzung des Re-
gimewechsels seien.

Dana Stroul: „Der Grund, warum die 
Syria Study Group die US-Militärpräsenz 
in diesem Drittel Syriens aufrechterhalten 
wollte, war nicht nur die Beendigung des 
Kampfes gegen ISIS. Es ging um die brei-
tere Hebelwirkung, die uns das rohstoff-

reichste Drittel des Landes verschafft, um 
Einfluss auf eine politische Lösung für 
Syrien zu nehmen.“

Aaron Maté: Ähnlich wie Trump sagt 
hier eine Biden-Regierunsbeamtin ganz 
offen, dass die militärische US-Beset-
zung von Syrien — und zwar dort, wo 
das Öl ist — als „Druckmittel“ für die 
politischen Ziele der USA genutzt werden 
soll. Und nicht nur Öl gibt es im Nord-
osten Syriens — dieses Drittel Syriens, 
das die USA besetzt halten, ist auch die 
Kornkammer Syriens. Dort gibt es Wei-
zen. Dort werden die Lebensmittel für 
den Rest des Landes angebaut.

Dana Stroul: „Dieses Drittel von Syri-
en ist das ressourcenreichste, ist der Wirt-
schaftsmotor Syriens, wo Erdöl und Erd-
gas lagern, um die sich heute offenbar die 
politische Debatte in Washington dreht, 
und es ist auch das landwirtschaftliche 
Kraftzentrum.“

Aaron Maté: Darin besteht also das 
Druckmittel der USA nach den Worten 
von Bidens Regierungsassistentin Stroul: 
Das Drittel Syriens besetzen, in dem es 
das Öl und den Weizen gibt, sowie beim 

Neuaufbau „eine Karte in der Hand zu 
halten“ — und damit den Wiederaufbau 
eines vom Krieg zerstörten Landes zu 
verhindern.

Dana Stroul: „Etwas Stabilisierungs-
hilfe gab es in dem Teil Syriens, der von 
ISIS befreit und von den Syrian Demo-
cratic Forces im Nordosten Syriens kon-
trolliert wird. Der Rest von Syrien liegt 
jedoch in Trümmern. Was die Russen 
wollen und was Assad will, ist der wirt-
schaftliche Wiederaufbau. Und das ist 
etwas, bei dem die USA über die inter-
nationalen Finanzinstitutionen und un-
sere Zusammenarbeit mit den Europä-
ern im Grunde eine Karte in der Hand 
halten können. So haben wir also argu-
mentiert, dass wir ohne eine Verhaltens-
änderung seitens des Assad-Regimes die 
Wiederaufbauhilfe sowie die Rückkehr 
eines technischen Know-how nach Syri-
en verhindern sollten.“

Aaron Maté: Das ist also die Realität, 
was die USA Syrien angetan haben — 
wie von Regierungsbeamten der Biden- 
und Obama-Administration erklärt, die 
diese Politik umgesetzt haben.
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Und noch einmal: Vergleichen Sie die 
milde Kritik einiger Kongressabgeord-
neten, dass Biden sie nicht konsultierte 
und ihr Einverständnis für seinen Luft-
schlag einholte, mit dem Stillschweigen 
über all die Verbrechen, die dem Luft-
schlag in diesem schmutzigen, zehn Jah-
re währenden Krieg vorausgegangen sind.

All die Verbrechen, die heute fortge-
setzt werden, mit diesen US-Sanktio-
nen, die das syrische Volk am Wieder-
aufbau hindert. Bezeichnend ist, dass die 
eine Person auf der nationalen politischen 
Bühne, die bereit ist, das alles zu kritisie-
ren, Tulsi Gabbard, diejenige ist, die dafür 
verleumdet wurde. Das konnten wir wäh-
rend der demokratischen Vorwahlen se-
hen, als Kamala Harris, die jetzige Vize-
präsidentin, Tulsi Gabbard vorwarf, eine 
Assad-Apologetin zu sein.

Kamala Harris: „Hören Sie, ich denke, 
dass dies von einer kommt, die eine Apo-
logetin für ein Individuum, Assad, gewe-
sen ist, der die Menschen in seinem Land 
wie Kakerlaken umgebracht hat. Sie hat 
sich für ihn eingesetzt und ist eine Apo-
logetin der Art, wie sie sich weigert, ihn 

einen Kriegsverbrecher zu nennen. Ich 
kann das, was sie sagt, und ihre Meinung 
nur für bare Münze nehmen.“

Aaron Maté: Das sagt eigentlich alles. 
Nach langer Zeit hat Tulsi Gabbard nun 
viele der Dinge über Syrien ausgespro-
chen, die — wie wir gesehen haben — 
von Regierungsbeamten der Biden-Re-
gierung offen zugegeben worden sind. 
Der einzige Unterschied ist, dass Gab-
bard auch die moralische Integrität besaß, 
dies zu kritisieren — einen katastropha-
len Krieg in einem fremden Land ebenso 
zu kritisieren wie das fortgesetzte Sank-
tionsregime, das den Syrern die Chance 
zum Wiederaufbau raubt und den syri-
schen Kindern Nahrung und Medizin vor-
enthält. Und bevor sich das nicht ändert 
— und Tulsi Gabbards Sicht nicht mehr 
die Ausnahme, sondern die Regel ist …

Bis dahin wird die unter Biden fortge-
setzte Syrienpolitik mehr Leid für das sy-
rische Volk bedeuten — nach all dem Lei-
den und dem Schaden, den Biden und Co 
bereits verursacht haben.

Quellen:
[1] The Grayzone, Pushback mit Aaron Maté, „Tulsi 
Gabbard calls out the US dirty war on Syria that 
Biden, aides admit to“, am 05.03.2021, <https://
youtu.be/mBdO1Rc9ctU>
[2] Der „War Powers Act“ von 1973 limitiert die 
Freiheit des Präsidenten, Militäraktionen ohne 
Zustimmung des Kongresses zu befehlen.
[3] Hay’at Tahrir al Sham (HTS, Organisation für die 
Befreiung der Levante) ist eine sunnitische islamis-
tische Miliz, die sich 2017 als Zusammenschluss 
anderer Gruppen, darunter Al-Nusra, bildete.
[4] Sanktioniert wird jede Kooperation 
ausländischer Regierungen oder Firmen mit der 
Assad-Regierung — alle Investitionen benötigen 
die Erlaubnis Washingtons. Ausgenommen 
von dieser Regel ist der von den US-Truppen 
besetzte Teil des Landes. Russland und China 
beantragten mehrfach im UN-Sicherheitsrat die 
Aufhebung der Sanktionen — mit Verweis auf die 
Corona-Pandemie. Doch die USA, Großbritannien, 
Frankreich und Deutschland stimmten dagegen.
[5] Ayman al Zawahiri ist seit 2011 der Chef von 
Al-Qaida.
[6] gemeint ist natürlich die Türkei, über deren 
lange Grenze mit Syrien fast alle Kämpfer und 
alle Kriegsausrüstung nach Syrien gelangen – das 
gibt dem NATO-Land eine Schlüsselrolle im 
Syrienkonflikt.
[7] „Daesh“ ist der arabische Name jener Dschi-
hadistengruppe, die im Westen als IS (Islamischer 
Staat), ISIS (Islamischer Staat im Irak und Syrien) 
und ISIL (Islamischer Staat im Irak und der 
Levante) bekannt ist.
[8] Die Alawiten sind eine islamische Glaubens-
gemeinschaft des schiitischen Spektrums, die in 
Syrien etwa 2 Millionen Mitglieder hat. Baschar al 
Assads Familie gehört dieser Minderheit an.
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dem Belastungsdatum, kann die Erstattung 
des belasteten Betrages seitens des Abon-
nenten gefordert werden.

Widerrufsbelehrung: Sie haben das Recht, bin-
nen 14 Tagen ohne Angabe von Gründen die-
sen Vertrag zu widerrufen. Die Widerrufsfrist 
beträgt 14 Tage ab dem Tag, an dem Sie das 
Abonnement online auf www.free21abo.de 
oder schriftlich (per Post) rechtsverbindlich ab-
schließen. Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, 
müssen Sie online auf www.free-21abo.de oder 
schriftlich (per Post) Ihren Widerruf eindeutig 
erklären. Die Widerrufsfrist ist gewahrt, wenn 
die Widerrufserklärung vor Ablauf der Wider-
rufsfrist abgesendet wird. (Es gilt das Datum 
des Poststempels.)

free21abo.de
Lieber Mitmensch,

für Sie ist freier und kritischer Journalismus genauso wichtig, wie für mich. Mir ist auch 
bewusst, dass das gedruckte Wort eine größere Überzeugungskraft ausübt, als das 
schnelllebige Internet es vermag. Die Idee des Internets dagegen ist der sogenannte 
Hypertext – die Verlinkung von Informationsquellen untereinander.

Free21 ist die Verknüpfung dieser beiden Welten. Hinzu kommt noch der „open source“-
Gedanke. Daher schätze ich das Magazin Free21 seit seinen Anfängen. Als gelerntem 
Grafiker gefällt mir die Idee der professionell gelayouteten Artikel in Heftform besonders, 
und ich freue mich, in Zukunft den Vertrieb des Magazins übernehmen zu können.

Bitte erneuern Sie Ihr Abonnement des Magazins, da mit dem Wechsel der bisherige 
Lastschrifteinzug seine Gültigkeit verliert. An der Idee „10 Hefte pro Ausgabe zum 
Selberlesen und Weiterverteilen“ ändert sich nichts.

Jeder Abonnent erhält alle 2 Monate je Magazin-Ausgabe 10 gedruckte Exemplare. 
Aktuelle und ältere Ausgaben können Sie im Webshop www.free21abo.de bestellen (solange der Vorrat reicht).



Unterstütze Free21: drucken – lesen – teilen – spenden: www.free21.org

Vereins-Spenden-Konto:

Du bist kritisch, skeptisch, sattel fest 
in Rechtschreibung und dazu noch 
misstrauisch? Dann Unterstütze 
uns mit Deinem Recherche-Talent! 
Bevor wir Artikel layouten und 
veröffentlichen, prüfen und korri-
gieren unsere Researcher die Texte 
unserer Autoren sowie die Links 
und Quellen auf Verfügbarkeit und 
sachliche Richtigkeit.

Wenn Du uns ehrenamtlich unter-
stützen möchtest, schreib uns an 
research@free21.org

Researcher/in

Free21 wird international! 
Unser Team übersetzt international 
relevante Artikel aus dem Eng-
lischen ins Deutsche und Dänische 
sowie umgekehrt. Bist Du in zwei 
der drei Sprachen zuhause und in 
beiden stilistisch und orthografisch 
sicher? Dann freuen wir uns über 
Deine Hilfe beim Übersetzen, bzw. 
Korrekturlesen.

Wenn Du uns ehrenamtlich unter-
stützen möchtest, schreib uns an 
translate@free21.org

Übersetzer/in

Free21 live: Vortrag von Dr. Daniele Ganser 

Tickets unter   www.reservix.de  
oder an allen bekannten Vorverkaufsstellen!

Aufgrund der anhaltenden coronabe-
dingten Einschränkungen müssen wir 
den Vortrag  leider erneut verschieben. 
Wir bedauern die Unannehmlichkeiten 
und bitten um Verständnis. 
Bereits gekaufte Tickets behalten  
weiterhin ihre Gültigkeit.

im Konzerthaus Karlsruhe, 18.10.2021, 19.30 Uhr

Erneut verschoben:

Am 18.10.20
21

um 19.30 Uhr!

Ansprechpartner: Hardy Groeneveld · E-Mail: hardy.groeneveld@free21.org · Tel. 0176/47 31 10 04


